


Von Thomas Westphal 

Während dieses Kurzum entsteht, Iäuft gerade die 
Nachricht über den Bildschirm, dass Klaus-Uwe 
Benneter im Zuge der halben Demission Schröders 
neuer Generalsekretär der SPD wird. Zeitgleich 
Iäuft im Fernsehgerät hinter mir ein lebhaftes 
Streitgespräch zwischen zwei Journalisten, ob dem 
Trainerwechsel beim 1. FC Kaiserslautern von Eric 
Gerets zu Kurt Jara, irgendetwas Positives abzuge- 
winnen ist. 
Bin ich ein Opfer der modernen Mult i  Tasking Wel- 
le? Verlaufen jetzt alle Bilder, Spots und Nachrich- 
ten zu einer leidvollen Story des Scheiterns und des 
irgendwie Weitermachens? Hätte ich lieber das 
Fernsehgerät ausmachen oder mein Parteibuch 
einsenden sollen? Ist Gerd Schröder der Rene C. 
Jäggi und Klaus Uwe Benneter der Kurt Jara der 
SPD? 
Aber im Ernst,was ist von dem (letzten) Versuch des 
personellen Befreiungsschlages durch den Kanzler 
zu halten? Über die politischen Fähigkeiten und 
programmatischen Vorzüge des neuen Generalse- 
kretärs mögen die älteren der spw-Abonnenten 
wohl mehr sagen können. Über die Fähigkeiten des 
neuen Parteivorsitzenden gibt es wohl nirgends 
zwei Meinungen. Aber sonst? Am Gesamtdilemma 
der sozialdemokratischen Regierungspolitik än- 
dert sich jedenfalls nichts. 
Kurzum: Auch wenn jetzt die Auguren von links und 
rechts die neue Wetterfront - wie die Fußballfans 
am Betzenberg - eifrig hin und her interpretieren 
(Anfang vom Ende des Kanzlers, Neubeginn des Ge- 
rechtigkeitsdiskurses etc.), das eigentliche Thema, 
nämlich die Schaffung eines Wachstumskurses für 
Beschäftigung und industrielle Erneuerung in  
Deutschland und Europa ist mi t  diesem Theater 
nicht einmal berührt. Am 6.02..2004 zog der Kanz- 
ler lediglich seine Person aus der ersten Linie des 
Kugelhagels zurück. Krieg, Schlachten, Gefechte 
oder auch nur Scharmützel sind damit weder ge- 
wonnen noch verloren. 

+? 

In diesem Zusammenhang ist eine Meldung des 
Zukunftsinstitutes um Matthias Horx mehr als inte- 
ressant. In ihrem Delphi zur Zukunft der deutschen 
Republik entwirft das Institut das Szenario der,,Ver- 
flohmarktung" der Republik: 
,,Deutschland 2015, das ist eine endlose Einfallstraße 
voller Discounter, eine einzige, plärrende Verkaufs- 
show, in  der die Preise stündlich, minütlich, 
SEKÜNDLICH fallen. Glücksspiel ist zum Volkssport 
geworden, nach dem Wuchern der Trash-Läden 
schießen flächendeckend Garküchen aus dem Boden. 
Straßenhändler, die den Passanten aufdringlich 
nachstellen, prägen die Fußgängerzonen, die man 
nun ,,STADTDASAREn nennt. Alles wird recycelt, wie- 
derverkauft, gedealt, dreifach verwendet. multipel 

genutzt. Ebay hat  gewaltige Warenlager an allen 
Autobahn-Knotenpunkten errichtet, in  denen man 
alles findet, was man zum Leben braucht - auch 
wenn man keinen Computer bedienen kann. ALDl 
heißt nun ALDl WORLD und beherrscht die giganti- 
schen Handelmärkte eines Billig-Europa von Cher- 
bourg bis Kasachstan. Das Geheimnis hört auf den 
Namen ,,Gesteuerte Deflation": Jedes Jahr sinkt das 
Bruttosozialprodukt um 1 Prozent - aber die Preise 
sinken um 3 Prozent. Für den Bürger ist das ein Ge- 
winnspiel. Reisen, Autos, Computer, selbst Mieten 
verbilligen sich ständig. Auch die Wohlhabenden pro- 
fitieren, denn überall gibt es nun billige Arbeitskräfte 
- Putzpersonal, Babysitter, Gärtner, Handwerker. So 
bekommt man jedes Jahr mehr für sein Geld, obwohl 
man weniger verdient." 
Nun ist der Horx endgültig verrückt geworden, mö- 
gen die einen denken, während die anderen sich 
fragen ob ein solches Szenario realistisch ist. 
Aber abseits vom Horxschen Stilmittel der maßlo- 
sen Übertreibung benennt dieses Zukunftsszena- 
rio einen zentralen Punkt des eigentlichen sozial- 
ökonomischen Dilemmas der aktuellen Bundespo- 
litik. Wie nicht nur die Sonderaktionen zur Einfüh- 
rung des neuen Golf V zeigt, ist das Regime der,,ge- 
steuerte Deflation" bereits ökonomische Realität. 
Der permanente Verfall der Marktpreise hat kaum 
eine Branche verschont. Gleichzeitig entsteht über 
Werbung, lnternet und auch durch politische Spar- 
appelle ein ,,Schnäppchen-Diskurs" der den Geiz 
aus der Hölle derTodsünde,zur Leittugend des mo- 
dernen Konsumenten erhebt. Wer einmal auf der 
Web-Site www.ueizhals.de die dortigen Einträge 
studiert, hält diese Entwicklung nicht mehr für ein 
Märchen. 
Ebenso aufschlussreich sind die ritualisierten Tän- 
ze der Besserverdienenden wenn sie zu Beginn des 
Jahres, ihre Gehaltsstreifen vergleichen und sich 
lauthals darüber beschweren, das der monatliche 
Rentenversicherungsbeitrag von 497 Euro auf 502 
Euro gestiegen ist. 
Kurzum: Bei dieser fortschreitenden ,,Verflohmark- 
tung" der Republik bleibt jede Reformpolitik ste- 
cken,erst recht wenn die Politik sich dieser Tendenz 
längst angeschlossen hat und eine,,verflohmarkte 
Gesundheitsreform" und eine ,,basarähnliche 
Steuerreform" anbietet. Solange Gerd Schröder 
glaubt er sei die,,Mutter aller Politik-Schnäppchen" 
ist es völlig egal wer Vorsitzender und Generalsek- 
retär der altehrwürdigen SPD ist oder wird. 
Ein halbwegs ernstzunehmender Diskurs über die 
Frage für welche gesellschaftlichen Ziele, der Staat 
wie viel Steuergelder einsetzen sollte und wie die- 
se gewollten Lasten zu verteilen sind, ist wohl 
selbst für einen Matthias Horx ein völlig aberwitzi- 
ges Szenario. SPW I t 2644 
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Die letzte Patrone der SPD ... und die 
Linke in der Verantwortung 
Die Chance auf einen neuen Start m u s s  politisch geerdet werden. 

von Andrea Nahles 

Pyrrhus -eine Form von Siegen,die 
die Niederlage schon im Namen mitführen. 
Nein, es i s t  kein guter Stil, sich selber zu zi- 
tieren. Aber dieses eine Mal möge man es 
mir nachsehen. Im MärzlApril Heft der spw 
2003 - kurz nach der berühmt-berüchtigten 
Agenda 2010-Rede des Bundeskanzlers - 
habe ich Gerhard Schröder und seine Politik 
wie folgt charakterisiert: 
,,Schröder - der Pyrrhus der SPD? So scheint 
es. Einer der siegt und siegt -für sich selbst. 
Unter lnkaufnahme großer Glaubwürdig- 
keits- und Vertrauensverluste. In der Hoff- 
nung, dass der nächste Aufschwung alle 
Grausamkeiten vergessen macht. UnterVer- 
nachlässigung der,Spätfolgenl für die SPD 
als eine bisher noch nicht vollständig auf 
das Niveau von Kadergehorsam ge- 
schrumpften Partei." 

Von Pyrrhus-Sieg zu Pyrrhus-Sieg 
Gerhard Schröder hat die SPD am 1 .Juni auf 
dem Sonderparteitag der SPD auf seinen 
Kurs gezwungen.1 Beinharte, mit Rücktritts- 
drohungen gespickte Auseinandersetzun- 
gen um die Gesundheits,- und Arbeits- 
marktreformen der Bundesregierung folg- 
ten in den nächsten Monaten.Die SPD sack- 
te auf historischeTiefstwerte bei den Umfra- 
gen, die Mitgliederverluste erreichen Re- 
kordhöhe. Dann der Parteitag in Bo- 
chum ... 2 
Zwischen Resignation und Protest schwan- 
kend zwingt die SPD Schröder zu einer Re- 
Sozialdemokratisierung der SPD-(Regie- 
rungs-)Politik. Miserable Wahlergebnisse für 
Olaf Scholz und Wolfgang Clement unter- 
streichen den Wunsch der Sozialdemokra- 
ten nach einer eigenständig sozialdemokra- 
tischen Perspektive in der Sozialpolitik 
(Stichwort: Bürgerversicherung und Er- 
werbstätigenversicherung), einer selbstbe- 
wussten Stimme der SPD gegenüber der 
Regierung und einer klaren Prioritätenset- 
zung für mehr Gerechtigkeit und mehr Zu- 
kunftsinvestitionen in Bildung und For- 
schung.Das Signal war deutlich und ebenso 
die Hoffnung, dass die Umsetzung der Be- 
schlüsse in 2004zusammen fallen möge mit 
einem erkennbaren ökonomischen Auf- 
schwung. 

Neues Jahr, alte Fehler 
Das Erwachen in der Realität des neuen Jah- 
res ist bitter: die konkrete Agenda kommt 
an, eine Empörungswelle - angestachelt 
von Lobbygruppen und der BILD - bricht 
sich Bahn. Hinzu kommen Dilettantismus 
einzelner ,Ministerien, der sich mit echter 
Enttäuschung über einen als allseits richtig 
erkannten, aber dann auf eine Elite-Diskus- 
sion geschrumpfte lnnovationsdebatte 
paart. Resignation schlägt in Zorn um. Die 
Parteibücher fliegen. 
Im Parteirat kommt es zu einer nie da gewe- 
senen Einmütigkeit der Kritik: ein anderer 
Politikstil sei erforderlich. Erst Reformen dis- 
kutieren, dann ihre Wirkungen auf einzelne 
Bevölkerungsgruppen prüfen. Unterscheid- 
barkeit. Erfolgreiche Kommunikation. Um- 
setzung von Bochum. Kein Bruch mit den 
Gewerkschaften usw.. 
Der Rücktritt Gerhard Schröders ist kein 
Zufall - so überraschend er gekommen ist. 
Er ist Konsequenz einer Politik, die so vom 
Kanzleramt geplant und vorbereitet und 
dann - alle Einwände und Hinweise nieder- 
walzend - in Gesetze gegossen wurde. Er ist 
Folge von Fehlern, die hätten vermieden 
werden können. Er ist Folge einer allgemei- 
nen Reform-Manie in den Medien, die 
allerdings nur in dieser Allgemeinheit von 
der Bevölkerung mitgetragen,im Konkreten 
jedoch mit Erbitterung abgelehnt werden. 

Müntefering Supermann? 
Die SPD hatte ihren Kompass verloren. Kann 
sie ihn mit Franz Müntefering wieder fin- 
den? 
Ja, sie kann. Franz Müntefering ist kein Su- 
perman. Ein einzelner,,Vorturner" kann die 
tiefe Desorientierung und Verunsicherung 
in der eigenen Anhängerschaft, die man- 
gelnde Weitsicht der Sozialpolitik, kann die 
Strategiedefizite der letzen Jahre nicht auf- 
lösen. Aber Franz Müntefering kann Kraft - 
und Koordinierungszentrum sein. Er kann 
neue Räume für Debatten und Eigenstän- 
digkeit in der SPD eröffnen,er kann SPD neu 
buchstabieren. Wenn es gute Inputs aus 
derselben gibt, gelingt das noch besser. Er 
kann einen neuen Teamgeist befördern, ihn 
aber nicht alleine herstellen. Dazu braucht 

Andrea Nahles, Literaturwissenschaftlerin, Vorsitzende des Forum DL2 1 e. V. und Mitglied im 
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es Mitgestalter. Dazu braucht es Ideengeber. 
Dazu braucht es Verantwortungs- und Ge- 
staltungsbereitschaft - auch und gerade der 
Linken in der SPD. 
Franz Müntefering wird keinen Linksruck 
der SPD organisieren, wird ihr aber wieder 
eine Mitte zurückgeben können. Der Partei- 
vorsitzende wird einen Dauerspagat beste- 
hen müssen zwischen Regierung, (Me- 
dien-)Opposition und dem Bemühen, eine 
Partei aufzurichten, die sich weggeduckt 
hat. Eine inhaltliche Kurskorrektur erreicht 
die Linke in dieser Situation mit dem neuen 
Parteivorsitzenden durch öffentliches Ein- 
fordern alleine nicht. 
Was die SPD kurzfristig und dringend 
braucht ist mehr Klarheit und Perspektive 
über ihren Kurs. Dazu muss der Parteitag 
mehr tun als einen neuen Parteivorsitzen- 
den und Generalsekretär zu wählen. 
Wir brauchen einen Fahrplan für Gerechtig- 
keit und einen Fahrplan für Innovationen. 
Wir brauchen Multiplikatoren für unsere 
Politik. Dazu wird ist es erforderlich, die vie- 
len Entwürfe zur Parteireform in eine kon- 
krete Umsetzung zu bringen. 

Chancen des Umbruchs nutzen 
Die Linke wird einige ihrer wichtigsten An- 
liegen mit Franz Müntefering verhandeln 
und einige durchsetzen können. Sie wird 
jedoch selber wieder Debatten aufmachen 
müssen. Eine originäre Positionierung der 
SPD wird nur gelingen, wenn wir eine wirt- 
schaftspolitische Debatte neu anstoßen,die 
eben nicht,dem Globalisierungsgerede und 
der Marktgläubigkeit hinterher plappern 
oder aber den Grundcharakter internationa- 
lisierten Wirtschaftens einerseits und das 
Versprechen der Freiheit,die der Marktgläu- 
bigkeit zugrunde liegt, zu leugnen. 
Eine solche eigenständige wirtschaftspoliti- 
sche Position, die in der Neuformulierung 
eines Europäisches Sozialstaatsmodell mün- 
det, setzt die Entschlossenheit voraus, so- 
wohl neoliberale Anfeindungen abzuweh- 
ren, als auch gleichzeitig Konkurrenzfähig- 
keit dieser Lebens- und Wirtschaftsform si- 
cherzustellen. Bildung, Weiterbildung, Wis- 
senschaft und offenere Grenzen sind dazu 
unerlässlich. 
Die Sozialdemokratie kann eine zeitgemäße 
Vision vom Ziel einer europäischen Kultur,- 
Wirtschafts- und Wissensgesellschaft neu 
ableiten. Das klingt zwar allgemein, ist aber 
von tagespolitischer Aktualität (s. den Bei- 
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trag von Michael Guggemos in spw 134 wortet werden. Nur so sind Alternativen Die letzte Patrone hat die SPD noch im Lauf, 
oder auch den Beitrag von Dörre/Röttger im zum Steuerabwertungswettlauf, zur weite- wir sollten sie richtig einsetzen - und am 
aktuellen spw-Heft). Die aggressiveTarifpo- ren Deregulierung und Privatisierung und besten auf den Gegner halten. 
litik der Arbeitgeber, die neue Sozialstaats- zur Kurzfrist-Börsenlogik machbar.Den Rah- Forum D L Z ~  

feindlichkeit der CDU (Stichwort: Kopfpau- men, in dem ein Aushandeln von sozialde- ' Herakleia.280v.u.Z. 
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päischen Beschäftigunsperpektive beant- selber mit. 

Die SPD steht auch nach den heutigen Entscheidungen vor einem politischen und kulturellen Kraftakt. Die Jusos fordern deshalb 
+ Parteispitze und Regierung auf, jetzt einen,,Fahrplan Gerechtigkeit" mit folgenden Bausteinen zu entwickeln. 

1. Sofortige Umsetzung eines Gesetzes zur Umlagefinanzierung ohne weitere Querschüsse aus dem Bundeswirtschaftsminis- 
terium. 
2. Eine Gesetzesinitiative zur Erhöhung der Erbschaftssteuer spätestens im Sommer. Mit den Einnahmen wollen wir die Finanz- 
misere des Bildungssystems beheben. 
3. Die endgültige Absage an alle Formen von Studiengebühren. 
4. Einen,,Masterplan Bürgerversicherung" für die Neugestaltung der Gesetzlichen Krankenversicherung 
5. Eine Offensive zur Gleichstellung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt sowie einen familienpolitischen Neuanfang. 
6.Die Förderung sozialer Innovationen durch ein neues Weiterbildungsgesetz und einer institutionalisierten Förderung lebens- 
begleitenden Lernens. Dies ware die erste Etappe zu einer flexiblen Absicherung neuer Lebens- und Erwerbsläufe (,,Arbeitsversiche- 
rung"). 
(aus einer Erklärung des Juso-Vorsitzenden Niets Annen vom 06.02.2004) 

Das Positive a n  der SPD 
Zur Aktualität des Demokratischen 
Sozialismus 

Von Christoph Meyer 

Ziellos und unpolitisch -so kommt 
(FAZ, 23.1.2004) manchen Mitgliedern und 
der immer kritischeren Öffentlichkeit die 
SPD des Jahres 2004 vor. Einst angetreten, 
um den Traum der breiten Massen des Vol- 
kes von gleichen Chancen und einem bes- 
seren Leben zu verwirklichen, hetzt die Par- 
tei mit Kanzler,Generalsekretär,Apparat und 
den weniger werdenden Mitgliedern von 
Meinungsumfrage zu Meinungsumfrage, 
von Wahlkampagne zu Wahlkampagne. 

t Worum es dabei geht? Um Prozente und 
Posten. Welchen anderen Sinn das macht? 
Es wird vielen zunehmend unklar - wäre da 
nicht die CDU,der politische Gegner,der auf 
keinen Fall an die Macht kommen darf,weil 
seine Vorstellungen zum Abbau sozialer 
Strukturen vollkommen indiskutabel sind. 
Einer der Autoren der ,,Berliner Republik, 
des Organs des Netzwerks, das ja be- 
kanntlich die sozialdemokratische Füh- 
rungsschicht der näher kommenden Zu- 
kunft stellen wird, rät der SPD, vom Begriff 
des,,demokratischen Sozialismus"Abschied 
zu nehmen, weil dieser,,die romantischen 

Sehnsüchte einer Überwindung von Ge- 
genwartsproblemen bündelt". Nun, wenn 
das stetige Bestreben, Gegenwartsproble- 
me zu überwinden, tatsächlich im Wunsch- 
reich romantischer Sehnsüchte verbliebe 
statt konkretes soziales und politisches Han- 
deln zu produzieren, dann gäbe es eigent- 
lich keinen Grund mehr, Politik (das Regeln 
der Dinge,die alle angehen,so sagte es Her- 
bert Wehner) zu machen, denn wen ginge 
das noch an außer diejenigen, die ihr Geld 
damit verdienen (wollen bzw. müssen)? 
Also: Wo bleibt das Positive? 

Profilierung 
Selbst die Karrieristen und Postenjäger müs- 
sen sich das fragen.,,Wenn wir kein klares 
politisches Profil entwickeln,wählen uns die 
Leute nicht", tönt es auf vielen Parteitagen 
und Versammlungen. Und auf diesem Um- 
weg kommt das Politische im Zeitalter der 
Dauerkampa doch wieder zurück in die,,ziel- 
lose und unpolitische" Partei. Dabei gibt es 
jedoch zwei Probleme: Authentisch wirkt es 
nicht, weil es das nicht ist. Und leider führt 

Dr. Christoph Meyer, Historiker, www.wehnerwerk.de, lebt und arbeitet in Dresden 
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der Wunsch nach Profilierung eben nicht zur 
klaren Orientierung. Denn ein Profil kann ich 
an vielen Themen erwerben: Gesundheits- 
politik, Rente, Steuern, Wirtschaft, Umwelt, 
Außenpolitik, innere Sicherheit, Bildung. Die 
Themen lassen sich benennen, aber es fehlt 
dann immer noch die Richtung, die mit den 
Themen verbundene Zielstellung. 
Wenn Profilierung der Zweck von Politik ist, 
werden Themen und Ziele nur Mittel und 
daher austauschbar. Da i s t  Beweglichkeit 
gefragt, und fest stehende Werte und Tradi- 
tionen stören, sie sind Hindernisse und ge- 
hören aus dem Weg geräumt. Darum sollte 
die SPD künftig auf den Sozialismusverzich- 
ten, auch auf den ,,demokratischen". 
Wenn allerdings der letzte Maßstab für er- 
folgreiche Politik nicht Prozente bei Wahlen 
sind, sondern Verbesserungen der sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Lage, 



Schritte zur weiteren Demokratisierung von 
Staat und Gesellschaft, zur Gleichberechti- 
gung aller Menschen, warum dann nicht 
dieses politische Streben bei seinem Namen 
nennen, nämlich,,SoziaIismus"? 

6 

Historisches 
Schließlich nannte die alte Arbeiterbewe- 
gung, in deren Tradition die SPD steht, ihre 
grundsätzliche Zielvorstellung,,,sozialdemo- 
kratisch" und ,,sozialistischn, das waren 
einmal Synonyme. Es war eine Allianz aus 
Kommunisten und Konservativen, die den 
Zusammenhang von Sozialdemokratie und 
Sozialismus in Frage stellten. 
Die Kommunisten spalteten sich von der 
Sozialdemokratie ab, und sie versuchten, 
den Begriff des Sozialismus zu stehlen. Der 
,,real existierende Sozialismus" diskreditier- 
te sich selbst und stellte damit alle in ein 
schlechtes Licht, die sich als Sozialisten be- 
zeichneten. Die Konservativen machten sich 
das zunutze;sie behaupteten,,Alle Wege des 
Marxismus führen nach Moskau" und for- 
derten,,Freiheit statt Sozialismus". 
Auf den doppelten Angriff von links und 
rechts reagierte die Sozialdemokratie in ei- 
ner Mischung aus Abwehr und Angriff. Das 
Adjektiv,,demokratischU diente der Abgren- 
zung des Sozialismus von kommunistischer 
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Ideologie; ebenso wurde eine Klarstellung 
vorgenommen: Das Godesberger Pro- 
gramm der SPD erklärte den weltanschau- 
lich neutralen Grundwertesozialismus, der 
aufhörte, die vorhandene Demokratie der 
Bundesrepublik transzendieren zu wollen, 
sondern die Sozialdemokratie mit beiden 
Beinen auf den Boden des freiheitlichen, 
demokratischen und sozialen Rechtsstaates 
Bundesrepublik Deutschland stellte. Nicht 
ein neues, anderes System, sondern der de- 
mokratische Auf- und Ausbau des beste- 
henden Staates war und ist das Ziel des de- 
mokratischen Sozialismus. 
Auch die durch und durch realpolitisch ge- 
sinnten Partei- und Fraktionsführer der 60er, 
70er und beginnenden 80er Jahre sahen 
sich und ihre Partei als durchaus sozialistisch 
an. ,,Die Demokratie als die allgemeine 
Staats- und Lebensordnung in ganz 
Deutschland durchzusetzen, das ist der er- 
klärte Wille allein der Sozialdemokratischen 
Partei", stellte Herbert Wehner 1961 sein 
Verständnis von sozialdemokratischer Iden- 
tität klar,und im Jahr 1972 benannte er die- 
sen Inhalt sozialdemokratischen Demokra- 
tieverständnisses:,,Demokratie aber, wenn 
sie nicht durch Sozialismus ergänzt oder er- 
füllt werden kann - mangelnder Mehrheits- 
möglichkeiten wegen - geht dann - wie Er- 

fahrungen lehren - 
manchmal schief." 
Der Parteivorsitzen- 
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de Willy Brandt setz- 
te der 1976er CDU- 
Kampagne ,,Freiheit 
statt Sozialismus" 
ein offensives Be- 
kenntnis zum De- 
mokratischen Sozia- 
lismus entgegen. 

Östliches 
Es ist ein Treppen- 
witz, dass nach 
1989190 eine Partei, 
die in einer ganz an- 
deren, antidemo- 
kratischen Tradition 
steht, nämlich die 
vormaliae SED, sich 

und Genossen". Doch haben all diese Tra- 
ditionen und Begriffe auch im Osten längst 
ihre Schrecken verloren. Die,,Rote-Socken- 
Kampagne" wurde durch die Waschmittel- 
werbung veralbert, der umstrittene,,Hän- 
dedruck" wird seit einiger Zeit von einem 
finnischen Mobiltelefonhersteller salonfä- 
hig gemacht,ohne dass es zu nennenswer- 
ten Protesten gekommen wäre. Und der 
Demokratische Sozialismus - nun, zu die- 
sem Begriff beschloss mit großer Mehrheit 
der Landesparteitag der sächsischen SPD 
am 20. September 2003 in Leipzig, er be- 
kenne sich,,zum,Demokratischen Sozialis- 
mus', wie er seit Godesberg 1959 und wei- 
ter ausgeformt in Berlin 1989 wesentlicher 
Bestandteil unseres Parteiprogramms ist". 
Und weiter:,,Der Landesparteitag lehnt je- 
den Versuch ab, diesen Begriff, der gewis- 
sermaßen die Orientierung unseres politi- 
schen Tuns beschreibt, aus unserem 
Grundsatzprogramm zu streichen." An die- 
sem Beschluß ist allenfalls das ,,gewis- 
sermaßen" überflüssig. 

Horizonte 
Der sächsische Beschluß steht auch für die 
durch inzwischen jahrelange Praxis und Be- 
obachtung des politischen Betriebs in Sach- 
sen und den Vergleich mit demjenigen in 
Westdeutschland zur festen Gewissheit ge- 
wordene Erkenntnis, dass, wer um die Zu- 
kunft der Sozialdemokratie Gesamtdeutsch- 
lands wissen will, gut daran tut, die Gegen- 
wart der Sozialdemokratie in Ostdeutsch- 
land zu studieren. 
Ein Kölner Geschichtsprofessor, ein Wirt- 
schafts- und Sozialhistoriker übrigens, hat 
dem Autor dieser Zeilen Anfang der 90er 
Jahre einmal gesagt:,,Sozialismus, sozialisti- 
sche Ideen von einer besseren Gesellschaft, 
die werden immer wieder kommen." 
Die Bundesschatzmeisterin der Partei hat 
in ihrem diesjährigen Jahresbeitragsquit- 
tungsbegleitschreiben gemutmaßt, es 
würden vor allem diejenigen die SPD ver- 
lassen,die im Gegensatz zur Schatzmeiste- 
rin selbst „die notwendigen Reformen 
schwer verstanden haben" Mir wäre es sehr 
lieb, wenn solche Mitglieder mit mir in der 
SPD blieben und auch welche von denen, 
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schen Sozialismus" gibt, wenn wir unsere solidarischen Siche- 
umqehänqt hat. runqssysteme bewahren wollen". Diese,die 
u n d  dass-in Teilen 
der Ost-SPD der frü- 
hen 90er Jahre der 
Begriff ,,Sozialis- 
mus" verpönt war, 
ebenso wie andere 
Traditionssymbole 
der alten Arbeiter- 
bewegung, zum 
Beispiel der Hände- 
druck oder die An- 
rede ,,Genossinnen 

- .  

meisten anderen sowie die noch neu als 
Mitglieder zu Gewinnenden werden der 
SPD besonders dann die Stange halten, 
wenn es einen über den Tag hinausweisen- 
den Bedeutungshorizont sozialdemokrati- 
scher Politik gibt - und die tägliche Politik 
vor statt neben diesem Horizont erkennbar 
ist. 
Der Demokratische Sozialismus gehört nicht 
an den Rand unseres Gemeinwesens, der De- 
mokratische Sozialismus gehört in die Mitte 
von Partei und Gesellschaft. Forum ~ ~ 2 1  



Machtlos, aber nicht 
ohnmächtig 
Treffen de r  ostdeutschen Parteilin ken  

Von Burkhard Zimmermann 

Zu ihrem alljährlichen Frühjahrstreffen 
kamenam 1O.Januar überca.40ostdeutsche par- 
teilinkeGenossinnen und Genossen zusammen. 
Seit 10 Jahren findet dieses Treffen regelmäßig 
amVortag der großen Manifestation zu den Grä- 
bern von Rosa Luxemburg und Karl- Liebknecht 
statt 
Nach gemeinsamen Kabarettbesuch im Kabarett 
KARTOON, dem alten Studentenkabarett der 
HfÖ, Hochschule für Ökonomie, diese spielen 
mittlerweile in der Axel-Springer-Passage an der 
Kochstr. (wenn dies der Kalte Krieger Axel Sprin- 
ger wüsste) erfolgteam Sonntag die Beteiligung 
an der Rosa und Karl-Manifestation,natürlich mit 
SPD-Fahne. 
Wer noch nie dabei war, dies ist ein absolutes 
Phänomen und ein gewaltiger Ansporn zur Ar- 
beit : wenn völlig freiwillig am zweiten Sonntag 
imJanuarvon9bis 13 Uhrbiszu Hunderttausend 
Menschen in Friedrichsfelde an den Gräbern von 
Rosa und Karl vorbeiziehen. Schweigend, aber 
nicht ohnmächtig 
Vordem Gedenken stand jedoch die Analyse der 
Lage der ostdeutschen Linken in der SPD. 

Situation der SPD im Osten und der Parteilin- 
ken 
Anwesend waren einige Landtagsabgeordnete 
zB.Karl-HeinzReckaus Sachsen-Anhalt und Rudi 
Borchert ,stellv. Fraktionsvorsitzender aus Meck- 
lenburg-Vorpommern. Sachsen war wegen der 
zum gleichen Zeitpunktgeplantenveranstaltun- 
gen zur Urwahl des Spitzenkandidaten sehr 
schwachvertreten.Einig waren sich allein derver- 
heerenden Perspektiven für Ostdeutschland. 
Wenn Thierse vor einigen Jahren schon recht 
hatte,dass der Osten auf der Kippe steht,so wird 
die Agenda 201 0 diese Auswirkungen noch ver- 
schärfen. lm Osten senkt dieses fatal die Glaub- 
würdigkeitder SPD und dasvertrauen in das par- 
lamentarische System überhaupt. Unsoziale Po- 
litik der Bundesregierung erhöht die Gefahren 
von populistischen und sich sozial aufführenden 
Rechtsextremen Die Wahlbeteiligungen dieses 
Jahres werden dies belegen. In den brandenbur- 
gischen Kommunalwahlen gab es in einigen R e  
gionen unter 30 % Wahlbeteiligung. 
Die Parteilinke ist in den einzelnen Bundeslän- 
dern sehr unterschiedlich 0rganisiert:am besten 
in Form der SPD-Linken Mecklenburg-Vorpom- 
mern mit einem erheblichen Einfluss im Landes- 

verband.Zudem verfügt sie über ein eigenes In- 
formationsorgan. 
In Sachsen-Anhalt ist die Situation schwierigecdie 
Parteirechte meint, die Niederlage der letzten 
Landtagswahlen der Linken anlasten zu können. 
Dies erschwert die parteilinke Arbeit in Sachsen- 
Anhalt. 
Aufgrund der ,,Bedeutungn der sächsischen 
SPD ist die Situation in Sachsen besonders 
prob1ematisch:ein Streit um die Spitzenkandi- 
datur erscheint recht sinnlos, wenn die säch- 
sische SPD um einen Wahlanteil von 10% zu 
kämpfen hat.Jedoch gehtes um mehr,es geht 
um die Öffnung der sächsischen SPD weg von 
der CDU.Außerdem entwickeln sich in einigen 
Unterbezirken des sächsischen Landesverban- 
des bemerkenswerte Perspektiven. Die rech- 
ten Mehrheiten sind in Sachsen in der SPD 
nicht mehr so klar 
Ebenfalls schwierig ist die Lage in Branden- 
burg. Hier gibt es auf Landesebene keine lin- 
ke Koordination, sondern nur in einzelnen 
Kreisen z.B.im Leegebrucher Kreis.ln Berlin ist 
die Situation nicht weniger kompliziert,da die 
Parteilinke zwar über eine,,strukturelle Mehr- 
heit" im Landesverband verfügt, aber diese 
nur in wenigen Punkten durchzusetzen ver- 
steht. Dazu kommt eine Aufspaltung in zwei 
linke Gruppierungen, den alten, eher funda- 
mentalistisch orientierten Donnerstagskreis 
und die im Aufbau befindliche Berliner Linke. 
Eine Vereinigung ist schwer durchzuführen, 
das ostdeutsche Treffen drängte jedoch auf 
eine engere Zusammenarbeit. 
Einigkeit bestand in einer Kritik am Forum 
DL21 .Viele ostdeutsche SPD-Genosslnnen ar- 
beiten darin nicht (mehr) mit, weil ihnen die 
politische Strategie unklar ist. Das Herz der 
ostdeutschen Genosslnnen steht eher bei den 
,,Abweichlernu als beim manchmal unklarem 
Agieren der DL21 .Sie wollen eine engerever- 
zahnung von DL21,Parlamentarischer Linken, 
Abweichlern und Unterstützern des Mitglie- 
derbegehrens. 

Das Ostdeutsche Mezzogiorno 
Am Nachmittag diskutierten Rudi Borchert,Land- 
tagsabgeordneter aus Waren, Edelbert Richter, 
ehemaliger Bundestagsabgeordneter aus Wei- 
mar und Klaus Steinitz aus der PDS über linke 
Perspektiven für Ostdeutschland - linke Zielstel- 

Burkhard Zimmermann, SPD-Ortsvereinsvorsitzender Berlin-Dahlem, Vorstandsmitglied D12 7, 
mit Rudi Borchert Koordinator der ostdeutschen SPD-Linken 

Burkhard Zimmermann 

lungen für 0stdeutschland.ln der Analyse waren 
sich alle Beteiligten einig. Die Situation ist noch 
schlimmerals damals erwartet. Ein Gutachten der 
Otto-Brenner-Stiftung zu den arbeitsmarktpoliti- 
schen Auswirkungen der Agenda 201 Oanalysiert 
katastrophale Folgen.Was,,Mobilität und Flexibi- 
lität"genanntwird,ist in Wirklichkeit ein massiver 
Bevölkerungsrückgang. Bereits heute haben 
mehr Menschen Ostdeutschland verlassen als zu 
DDR-Zeiten. Dabei sind nach wie vor erhebliche 
Qualifikationsreserven vorhanden. Die reale Ar- 
beitslosenquote liegt in vielen Bereichen weit 
über20%.Vieleostdeutsche Städte haben bereits 
ein Drittel der Bevölkerung verloren - natürlich 
oftdie,dieam besten qualifiziert und arbeitsfähig 
sind.Diejungen Menschenziehen mit Mobilitäts- 
prämien der Arbeit hinterher 
Das Ergebnis dieser Tagung ist ein neuer Anlauf 
für den Erhalt von wirtschaftlichen Perspektiven 
Ostdeutschlands und überhaupt der Randregio- 
nen Diese Absicht kann nur über die Parteigren- 
Zen hinaus erfolgen.So gibt es den Initiativkreis 
,,Perspektiven für Ostdeutschlandlden Edelbert 
RichterseitJahrenorganisiertund in dem nun der 
unter Federführung von Rudi Borchert MdL,Karl 
Nolle MdL, Waltraud Wolff MdB Wissenschaftler 
und Gewerkschafter über die SPD-Parteigrenzen 
hinaus mitwirken. 

Perspektiven? 
Aber bei den Perspektiven wird es schwierig: 
das einstige Schreckgespenst eines ostdeut- 
schen Menogiorno ist längst Wirklichkeit. Es 
geht um realistische Perspektiven, um regio- 
nale Strukturentwicklungspläne und zudem 
um die Entwicklung von gesellschaftlichen 
Perspektiven.Dies soll durch die Planung eines 
Kongresses im Sommer 2004 zu diesem The- 
ma und der Erarbeitung eines gemeinsamen 
Perspektivpapiers geschehen Wir brauchen 
über Parteigrenzen hinaus Impulse mit politi- 
schem Gebrauchswert, um Alternativen 
wenigstens punktuell mehrheitsfähig zu ma- 
chen. FoNm DW1 



Warum die Europäische 
Union eine Verfassung 
braucht 
Von Prof Dr. Jürgen Meyer 

Die europäische Union bekommt 
einen doppelten Charakter als Bürger- und 
Staatenunion. Sie erhält Rechtspersönlich- 
keit. Das Europäische Parlament wirkt im 
Gesetzgebungsverfahren gleichberechtigt 
mit dem Ministerrat zusammen. Der Rat tagt 
öffentlich, wenn er Gesetzgebungsfunktio- 
nen ausübt. Das Mitentscheidungs-verfah- 
ren wird vereinfacht und zum Regelverfah- 
ren erkoren. Das Europäiche Parlament 
wählt mit Beteiligung des Rates den Kom- 
missionspräsidenten. Der Kommissionsprä- 
sident erhält Richtlinien- und Organisations- 
kompetenz. Die Zahl der Kommissionsmit- 
glieder wird reduziert. Die Aufgaben des 
Vorsitzenden bzw. Präsidenten des Europä- 
ischen Rates beschränken sich im Wesentli- 
chen auf die Sitzungsvorberei-tungen und 
die Vertretung der Europäischen Union auf 
internationaler Ebene anlässlich der Treffen 
der Staats- und Regierungschefs. Es gibt 
eine klare Kompetenzordnung mit einer Un- 
terscheidung zwischen ausschließlichen, 
geteilten und unterstützenden Kompeten- 
zen. Kompetenzen,die durch dieverfassung 
nicht zugewiesen werden,verbleiben in der 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Das Sub- 
sidiaritätsprinzip wird als politisches Prinzip 
mit Hilfeder nationalen Parlamente kontrol- 
liert. Eine qualifizierte Minderheit von Bür- 
gern kann die Kommission im Wege eines 
Bürgerbegeh-rens auffordern, eine geset- 
zesinitiative vorzulegen. 
Fehlgeschlagen ist zum Beispiel derversuch, 
qualifizierte Mehrheitsentscheidungen in 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits- 
politik einzuführen. Die Handlungsfähigkeit 
kann also noch immer in ,,wichtigenn Ent- 
scheidungen durch ein Land per Veto blo- 
ckiert werden, was die Möglichkeit be- 
grenzt, künftig international geschlossen 
und damit wirksamer aufzutreten. 
Wenn die Verfassung für Europa nicht in 
Kraft treten sollte, bliebe es bei dem Vertrag 
von Nizza. Das wäre ein schwerer Schlag für 
die europäische Integration, wie ein Blick in 
die jüngste Geschichte zeigt. Der Vertrag 
von Nizza war noch nicht in Kraft, als seine 
Änderung bereits eingeleitet wurde. Plaka- 
tiver kann Kritik wohl kaum zum Ausdruck 
gebracht werden. Rückkehr nach oder bes- 
ser Verharren bei Nizza ist deswegen keine 

Prof Dr. Jürgen Meyer, SPD-MdB 1990-2002, 
konvents, lehrt Europa- und Völkerrecht an der 

verlockende Alternative. Es ist dem Konvent 
gelungen, viele Probleme zu lösen, an de- 
nen sich frühere Regierungskonferenzen 
sozusagen die Zähne ausgebissen haben. 
Die Verfassung für Europa wagt mehr De- 
mokratie, weil sie neben dem Europäischen 
Parlament, das künftig grundsätz-lich über 
alle Gesetze mitentscheidet und den Kom- 
missions-präsidenten wählt,auch die natio- 
nalen Parlamente erheblich aufwertet. Au- 
ßer in zwei Protokollen sind sie in zwölf Ar- 
tikeln ausdrücklich erwähnt. Demgegen- 
über finden sie sich gegenwärtig nur in dem 
Protokoll über die Rolle der einzelstaatli- 
chen Parlamente in der EU. Wichtig ist zum 
einen, dass die nationalen Parlamente von 
folgenden fünf Organen der Unon Doku- 
mente unmittelbar übermittelt bekommen: 
der Kommission, dem Rechnungshof, dem 
Europäischen Parlament, dem Ministerrat 
und dem Europäischen Rat. Besonders wich- 
tig i s t  in diesem Zusammenhang das so ge- 
nannte Frühwarnsystem.Danach kann jedes 
nationale Parlament oder jede Kammer ei- 
nes nationalen Parlaments binnen sechs 
Wochen nach dem Zeitpunkt der Übermitt- 
lung eines Gesetzgebungsvorschlags der 
Kommission in einer begründeten Stellung- 
nahmean die Präsidenten des Europäischen 
Parlaments, des Ministerrats und der Kom- 
mission darlegen, weshalb der Vorschlag 
nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip verein- 
bar ist. Die Unionsorgane haben die Stel- 
lungnahme zu berücksichtigen. Die Kom- 
mission muss ihren Vorschlag überprüfen, 
wenn von einem Drittel der Parlamente eine 
begründete Stellungnahme abgegeben 
worden ist. Die Parlamente können also tä- 
tig werden,,,solange das Eisen noch heiß ist." 
Allerdings kann die Kommission an ihrem 
Vorschlag festhalten,ihn abändern oder zu- 
rückziehen.Damit allein hätten die nationa- 
len Parlamente nicht viel an Einfluss gewon- 
nen. Jedoch ist der Europäischen Gerichts- 
hof für Klagen wegen Verstoßes eines Ge- 
setzgebungsaktes gegen das Subsidiaritäts- 
prinzip zuständig, die von einem Mitglied- 
staat gemäß seiner Rechtsordnung im Na- 
men seines nationalen Parlaments oder ei- 
ner Kammer des Parlaments übermittelt 
werden. Im Außenverhältnis handeln zwar 
die Regierungen, haben aber lediglich die 
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Funktion, die Klagen der Parlamente zu 
überbringen. Die Klagemöglichkeit nimmt 
die Parlamente stärker als bisher in die eu- 
ropäische Verantwortung. Sie dürfte 
zumindest die politische Wirkung haben, 
dass die von den nationalen Parlamenten 
geltend gemachten Bedenken wesentlich 
ernster genommen werden als in der Ver- 
gangenheit. 
Eine bedeutsame Neuerung stellt auch das 
Bürgerbegehren dar:Wenn sich mindestens 
1 Million Bürger aus einer erheblichen Zahl 
von Mitgliedstaaten zusammenfinden, kön- 
nen sie die Kommission auffordern, Vor- 
schläge zu Rechtsakten zu machen. Näheres 
i s t  in einem europäischen Gesetz festzule- 
gen. In einer Union, in der nach der Erweite- 
rung 450 Millionen Bürger leben,sind 1 Mil- 
lion Stimmen für ein Bürgerbegehren eine 
erreichbare Menge.Aufgrund dieses direkt- 
demokratischen Elements ist dieverfassung 
für Europa bürger- und damit demokratie- 
freundlicher als das Grundgesetz. 
Mit derVerfassung für Europa müssen wir die 
Bürger für Europa begeistern. Der Europäi- 
sche Konvent hat ein gutes Ergebnis erzielt, 
das selbstverständlich einen Kompromiss 
darstellt. Durch Diskussion und Suche nach 
Kompromissen wurden Entwicklungen in 
Gang gesetzt, die bisher unmöglich waren. 
Der Konvent hat sich auf einen einheitlichen 
Verfassungsentwurf geeinigt und Optionen, 
welche die Regierungen gegeneinanderaus- 
spielen können, vermieden. Dieser Verfas- 
sungsentwurf hat Gewicht;angesichts seiner 
Einheitlichkeit,angesichts der hochrangigen 
Persönlichkeiten des Konvents, die ihn erar- 
beitet haben, und angesichts seines Inhalts. 
Ich sehe nicht die realistische Möglichkeit, 
dass der Kompromiss verbessert wird, wenn 
die konsensualen Konventsdiskussionen in 
konfrontativen Regierungsdiskussionen wie- 
derholt werden. Forum DL21 
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Warum wir die 
EU-Verfassung ablehnen 
so1 lten! 
von Ulrich Brand 

Die jüngsten EU-Entwicklungen 
- Osterweiterung und Verfassung - sind 
weitere Meilensteine eines zutiefst neoli- 
beralen und militaristischen Projekts. 
Dies wird etwa daran deutlich,dass die im 
EU-Vertrag von Nizza noch mit Ausnahm- 
eregeln versehenen Bereiche Sozialen, Bil- 
dung und Gesundheit nun den Liberalisie- 
rungsgeboten der EU unterworfen wer- 
den. Zusätzlich wird damit eine öffentli- 
che Diskussion schwerer, denn von einer 
europäischen Öffentlichkeit kann kaum 
gesprochen werden. 
In der sozialwissenschaftlichen Debatte 
wird die aktuelle Ausrichtung der aller- 
meisten regionalen Wirtschaftsabkom- 
men und -räume als,,lock in" der neolibe- 
ralen Entwicklungen und Kräfteverhält- 
nisse bezeichnet. Die herrschenden Kräf- 
te sind international besser organisiert; ihr 
gewachsener Handlungsspielraum soll 
rechtlich dauerhaft gesichert werden. In 
diese Reihe fügt sich die EU und 
insbesondere ihre Verfassung. 

Der regierungsoffizielle Streit um die Ver- 
fassung wurde im vergangenen Dezem- 
ber deutlich und wirft einen Blick auf zu- 
künftige Konfliktlinien. Es gibt zwei kon- 
kurrierende Pfade: Regierungen und herr- 
schende Kräfte in Spanien, Polen und 
anderswo verfolgen eine abhängige Ent- 
wicklung kapitalistischer Weltmarktinte- 
gration, die sich eng an die USA anlehnt. 
Der Wiener Ökonom Joachim Becker 
machte in jüngeren Beiträgen deutlich, 
dass diese Länder auf diese Weise ihre re- 
lativ schwache Position in Europa stärken 
wollen. 
Andere Regierungen, voran die deutsche 
und französische, vertreten die Interessen 
jener Kräfte, die eine um Deutschland und 
Frankreich zentrierte Entwicklung favorisie- 
ren. Sie wollen die EU als relativ autonome 
Kraft stärken und daher mit der Verfassung 
die neoliberale und militaristische Ausrich- 
tung konstitutionell absichern.Der Streit um 
die Stimmenverteilung in den EU-lnstituti- 
onen spitzte dies zu. Für kritisch-emanzipa- 
tive Kräfte gibt es allerdings keinen Grund, 
für einen dieser Pfade zu sein oder - als,,klei- 
neres Übel" - sein zu müssen. Wohl aber 
könnte die ,,Atempause" für eine breitere 
kritische Diskussion und eventuelle Verhin- 
derung der Verfassung genutzt werden. 
Dabei ist ein Sachverhalt wichtig:Die jüngs- 
ten sozialen Bewegungen sind bislang 
lediglich in der Lage,die,,schöne neue Welt" 
des Neoliberalismus bzw. dessen vermeint- 
lichen Imperative des,,Sachzwangs Globali- 
sierung" in der Öffentlichkeit und damit sei- 
ne Legitimität anzukratzen. Politisch-institu- 
tionell sind die neoliberalen Kräfte 
weiterhin uneingeschränkt am Drücker wie 
die jüngsten ,,Reformenn der Bundesregie- 
rung zeigen. 
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net werden könnten. Wenn das stimmt, 
dann ist erst recht nicht einzusehen, dass 
angesichts der derzeit noch unumschränk- 
ten Herrschaft neoliberaler Interessen und 
der schwach ausgebildeten Kampfkraft der 
Subalternen gerade jetzt die Linke für eine 
solche Verfassung bzw. einen Kompromiss 
(,,mit Bauchschmerzen" versteht sich) sein 
sollte. 
Die Verfassung stärkt in der jetzigen Form 
die herrschenden neoliberalen und milita- 
ristischen Interessen,dann ist sie heute und 
in einer vielleicht in einigen Jahren sich ver- 
ändernden Konstellation ein Hemmschuh 
für kritisch-emanzipative Interessen. Des- 
halb muss sie abgelehnt werden. 
Meines Erachtens muss sich die politisch- 
institutionelle Linke daher aus ihrer Defen- 
sivhaltung lösen und sich stärker auf die 
jüngsten Bewegungen beziehen. Und zwar 
nicht, um diese zu instrumentalisieren, son- 
dern um in produktiver Spannung sich ge- 
genseitig zu stärken. Dies bedeutet vor al- 
lem, Differenzen mit den neoliberalen Kräf- 
ten (inklusive derer mit rot-grünem An- 
strich) herauszuarbeiten und Bewegungen 
in spezifischen Fragen die Vermittlung ins 
politisch-institutionellen System zu ermög- 
lichen. 
Für Bewegungen und andere linke politi- 
sche Kräfte geht es darum, den neoliberal- 
militaristischen Charakter der EU zu kritisie- 
ren und an so wichtigen Punkten wie der 
Verfassung aufzuhalten versuchen oder ihr 
zumindest jegliche Legitimität (,,aber hier 
und dort gibt es doch Möglichkeiten") zu 
entziehen. Die Chancen für emanzipative 
Kräfte wachsen, denn der Unmut vieler 
Menschen äußert sich zunehmend nicht 
mehr in Zynismus und individuellen Überle- 
bensstrategien, sondern in Politisierung, 
Protest und der Suche nach Alternativen. 
Hier ist auch eine Parteilinke, die sich in ih- 
rem emanzipativen Anspruch ernst nimmt, 
gefragt. Forum 01-21 

Unterschiedliche Strategien 
Die gegenwärtige Weltordnung und ihre 
institutionelle Absicherung sind aber 
nicht nur neoliberal, sondern auch zutiefst 
militaristisch. Im Verfassungsentwurf des 
Europäischen Konvents heißt es:,,Die Mit- 
gliedstaaten verpflichten sich, ihre militä- 
rischen Fähigkeiten schrittweise zu ver- 
bessern." Das ist einmalig in der Verfas- 
sungsgeschichte: Eine Verpflichtung zur 
Aufrüstung. Der Entwurf legt zudem fest, 
dass über militärische Einsätze zukünftig 
der Ministerrat entscheidet. Zudem wird 
in den Diskussionen um die Verfassung 
deutlich, dass die EU -zusammen mit den 
USA -,,den Süden" zunehmend als,,Sicher- 
heitsproblem" definiert. Die desaströsen 
Folgen des globalen neoliberalen Kapita- 
lismus für die meisten Menschen auf die- 
ser Erde werden,wenn diese aufbegehren, 
repressiv bearbeitet. Dagegen sollte man 
sich von der entwicklungspolitischen 
Rhetorik nicht vernebeln lassen. 

Verfassung als Klassenkompromiss 
Was bedeutet das alles politisch-strate- 
gisch? Horst Peter äußerte kürzlich während 
einer Podiumsdiskussion in Kassel, dass in 
Anlehnung an Wolfgang Abendroth Verfas- 
sungen als,,Klassenkompromisse" bezeich- 

Ulrich Brand arbeitet an der Universität Kassel um Fachgebiet,,Globalisierung & Politik" und ist 
politisch aktiv in der Bundeskoordination Internationalismus (BUKO, www.buko.info) und im 
wissenschaftlichen Beirat von Attac-Deutschland. 



Zum Jahresauftakt hat die Bundesregierung das Jahr 2004 zum,,Innovationsjahr" erklärt und damit eine heftige hochschulpolitische Debatte 
angestoßen. Die gefassten Beschlüsse geben aber den unter dem Deckmantel der lnnovation wiederkehrenden Diskussionen um Elitenbildung 
und Studiengebühren neue Nahrung. Ein Beispiel dafür ist der Wettbewerb,,Brain Up", mit dem Deutschlands Spitzenunis gefunden werden sol- 
len. Die ganze Diskussion erinnert aber mehr an ein Medienevent als an ein durchdachtes politisches Konzept. 
Unterdessen protestieren in mehreren Bundesländern Studierende gegen Kürzungen im Bildungsbereich. Im Blickfeld des öffentlichen Interesses 
waren dabei die Proteste in Berlin. Zu den Ergebnissen der Proteste haben wir den Vorsitzenden des AStA der TU Berlin, Marius Pöthe, interviewt. 
Aber auch in der SPD gibt es andere Forderungen als die nach Elitehochschulen, wie die hier dokumentierte Erklärung der Parteilinken zeigt. Auch 
die Arbeitsgruppe Bildung und Forschung der SPD-Bundestagsfraktion hat einen eigenen Forderungskatalog vorgelegt, in dem sie andere Prio- 
ritäten setzt. Wir dokumentieren einen Auszug aus dem Diskussionsbeitrag. 
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Innovationen für einen neuen Fortschritt 

a . . . . . . . . .  ................... 
spw 1 12004 

Von Detlev Albers, Michuel Müller, Andreu Nahles 

Die SPD-Linke hat vor rund einem 
Jahr die Debatte um lnnovation und Erneu- 
erung des,,europäischen Gesellschaftsmo- 
dells" angestoßen. Die Debatte, die Konkre- 
tisierung und die Umsetzung der Innovati- 
onsstrategie werden der Schwerpunkt der 
nächsten Zeit sein. Damit wird eine neue 
Etappe eingeleitet. 
Die SPD-Linke versteht unter,,lnnovationen" 
eine Antwort auf die Frage „Was ist Fort- 
schritt?",die sich heute wieder in aller Schär- 
fe stellt. In den vergangenen Jahrzehnten 
gab es in der Bundesrepublik den Konsens, 
dass es nicht nur Markt und Kapital gibt, 
sondern dass wir eine Gesellschaft sind und 
bleiben wollen.lm Niedergang der Idee von 
Gesellschaft seit Anfang 1980-er Jahre liegt 
eine entscheidende Ursache für die politi- 
schen und sozialen Erschütterungen unse- 
rer Zeit. Zuvor hatte es nämlich eine Politik 
gegeben, die sowohl die individuelle Frei- 
heit erweitert, als auch die Anforderungen 
der Gesellschaft berücksichtigt hat. Das wa- 
ren ab 1950 die ,,soziale Marktwirtschaft" 
(Wohlstand für alle) und ab Ende der 1960- 
er Jahre,,lnnere Reformen" und ,,Mehr De- 
mokratie wagen". 
In den 1980-er Jahren begann dasversagen, 
weil anders als in anderen europäischen 
Staaten unter Kohl die notwendige Weiter- 
entwicklung in Deutschland ausb1ieb.h den 
letzten Monaten wurde unter sehr schwie- 
rigen wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen mit den,,AufräumarbeitenU begonnen. 
Doch die entscheidende Phase beginnt 
jetzt: Die Erneuerung eines längerfristigen 
Modells aus wirtschaftlicher Leistungskraft, 
sozialer Gerechtigkeit und ökologischerver- 
träglichkeit, das die Gesellschaft wieder zu- 
sammenführt und den Menschen eine si- 
chere Perspektive gibt. Darum geht es 

insbesondere bei der Debatte um Innovati- 
onen. 
Mit der Globalisierung stand in den letz- 
ten Jahren eine einseitig kapitalorientier- 
te Unternehmens- und Wirtschaftsverfas- 
sung im Zentrum. Sie basiert auf der fal- 
schen Auffassung, dass sich letztlich alles 
an wirtschaftlichen Zielen orientieren 
muss, die zudem angesichts der unglei- 
chen Konkurrenz äußerst kurzfristig ange- 
legt sind. Die knappe Ressource Kapital 
wurde als Hebel für die Ausrichtung an die 
Interessen der Unternehmen, in erster Li- 
nie der Aktionäre, missbraucht. Die Folgen 
waren ein kurzfristiger Boom, dem an- 
schließend eine schwere Erschütterung 
folgte, die zu Lasten der sozialen Qualität 
der Gesellschaft ging. Die Entwicklung be- 
endete die soziale Marktwirtschaft. Diese 
kapitalorientierte Management-Philoso- 
phie hat ausgedient. 
Nun ist die große Chance da, die Weichen 
neu zu stellen, in Richtung auf Kreativität, 
neue Ideen,Wissen,Teamarbeit, kurzauf die 
,,strategische Ressource Mensch". UnserVer- 
ständnis von Innovationen setzt mehr Viel- 
falt in allen Bereichen voraus. Die Absiche- 
rung der Pressefreiheit ist hierbei von zen- 
tralen Bedeutung. Die Mitarbeiter können 
dann nicht mehr in erster Linie als Kosten- 
faktor gesehen werden, sondern in seiner 
Kreativität, sozialen Kompetenz und der Fä- 
higkeit zur Teamarbeit. 
Dies entspricht den Grundzügen des eu- 
ropäischen Sozialmodells, das damit eine 
neue Chance bekommt. Das ist keine Fra- 
ge von Harvard-Buissnes-School oder Eli- 
te-Universitäten, sondern der vernünfti- 
gen Verbindungen von Breitenqualifizie- 
rung und Spitzenleistungen. Hier können 
wir unsere Stärken nutzen und ausbauen, 

Gemeinsame Presseerklärung der SPD-Parteilinken, vertreten durch Detlev Albers, Michael 
Müller und Andrea Nahles, anlässlich einer Pressekonferenz am 28. Januar 2004 

wenn zusätzliche Mittel eingesetzt wer- 
den, um die Qualität und Breite der Lehre 
und ihre interdisziplinäre Vernetzung zu 
verbessern. 
Mit der neuen Phase sind Reformen in den 
Sozialsystemen nicht abgeschoben, son- 
dern wird das Gesamtkonzept der Agenda 
2010 stärker in den Vordergrund gerückt. 
Dadurch wird auch der Spielraum für Sozi- 
alreformen erweitert (z. B. Bürgerversiche- 
rung und Erwerbstätigenversicherung mit 
Generationenfonds). . 
Mit der lnnovationsstrategie wollen wir die 
wirtschaftliche Basis, auf der sich unsere 
Gesellschaft gründet, stärken. Die elementa- 
re Säule ist die technologische Leistungsfä- 
higkeit. Nachdem die Blase der,,new-econo- 
my" geplatzt ist, brauchen wir eine große 
Gemeinschaftsanstrengung,denn der Staat 
kann die notwendigen Aufbauleistungen 
alleine nicht finanzieren. Dabei geht es um 
eine moderne Industrie- und Dienstleis- 
tungsstrategie,die mehrwettbewerbsfähig- 
keit, Beschäftigungssicherung und Nachhal- 
tigkeit verbindet 
Ein zentraler Baustein dieser Innovations- 
strategie muss die Fortentwicklung unseres 
Profils,,Arbeit und Umwelt" sein. Die beiden 
Säulen - Effizienzrevolution und Solarwirt- 
schaft - sind eine Basisinnovation,die welt- 
weit mit steigender Nachfrage gebraucht 
werden. Die wissensbasierten Produktions- 
und Dienstleistungsbereiche eröffnen ganz 
neue Chancen,viel intelligenter mit der phy- 
sischen Seite der Produktion, mit Energie, 
Ressourcen und Material umzugehen. Hier 
liegt die höchste Kostenbelastung im Wirt- 
schaftsprozess. 
lnnovation heißt,,Vorreiter" zur sein. Mit ei- 
ner Effizienzrevolution, eng verbunden mit 
der Solarwirtschaft, nutzen wir umfassend 
die Humanressource Mensch.Material, Ener- 
gie und Ressourcen werden durch mensch- 
liche Arbeit und Technologien ersetzt. 
Gleichzeitig werden die regionalen Kreisläu- 
fegestärkt.Wir schaffen die Grundlage einer 
multilateralen Welt. Forum DL21 



Das Jahrzehnt der Innovation, der Bildung 
und der Forschung 
AG Bildung und Forschung der SPD-Bundestugfruktion 

' Bildung und Forschung sind zentra- 
le öffentliche Güter. Das Innovations-Jahr- 
zehnt ist durch einen langfristig angelegten 
öffentlichen Diskurs zu begleiten. In diesen 
Diskurs bringen wir unsere sozialdemokra- 
tische Orientierung ein, die aus unserem 
Selbstverständnis heraus immer wertorien- 
tiert, transparent in den Zielen und Mitteln 
und wirksam in den Problemlösungen sein 
muss. 
Zu diesem offenen Diskussionsprozess legt 
die AG Bildung und Forschung vor: 
-zwölf wesentliche Leitmotive für den Bei- 
trag von Bildung und Forschung im Innova- 
tionsprozess; 
- politische Forderungen in den zentralen 
Handlungsfeldern aus der Sicht der AG; 
- organisatorische Vorschläge für eine lang- 
fristige Vertiefung der sozialdemokrati- 
schen Diskusson. 

I. Die 12 allgemeinen Leitmotive 
I. Die Steigerung von Lebensqualität und 
Nachhaltigkeit. Eine ausschließliche Fixie- 
rung auf Wachstum und Produktionsstei- 
gerung entspricht nicht unseren Grund- 
werten. 
2. Gesellschaftspolitischer Diskurs über 
Wege und Ziele der Forschung. Eine Redu- 
zierung der Forschungspolitik auf techno- 
logische undökonomische Aspekte greift 
zu kurz 
3. Grundlagenforschung und Wissenschafts- 
und Forschungsfreiheit. Der unmittelbare 
wirtschaftliche Ertrag kann nicht das alleini- 
ge Kriterium für die Förderung von Wissen- 
schaft und Forschung sein - ohne Grundla- 
genforschung keine marktfähigen Innovati- 
onen. 
4. Interdisziplinarität und Integration von For- 
schungsfeldern. Fachliche Fixierung und Ab- 
grenzung verhindern innovative Entwick- 
lungen. 
5. Mehr Bildungschancen für alle und Bil- 
dungschancen ein Leben lang, um früher Se- 
lektion und andauernder Dequalifizierung 
entgegen zu wirken. 
6. Recht auf Bildung und staatlich gesicherte 
Ansprüche an Staat und Wirtschaft. Eine Pri- 
vatisierung,KommerziaIisierung und einsei- 
tige Nachfrageorientierung von Bildung 
lehnen wir ab. 

7. Fördern und Fordern der persönlichen Po- 
tenziale. Denn mehr Eigenverantwortung 
kann nur wahrgenommen werden, wenn 
das Bildungssystem die entsprechenden 
Voraussetzung bereitstellt. 
8. Leistung in der Breite und Excellenz in der 
Spitze. Eine einseitige Fixierung auf Elitenbil- 
dung entspricht nicht unseren Vorstellun- 
gen von lnnovation undGerechtigkeit. 
9. Durchlässigkeit und Vernetzung der Bil- 
dungs- undForschungsinstitutionen. Tenden- 
zen zur Abschottung und zu institutionel- 
lem Egoismus schmälern die Leistungsfä- 
higkeit des Bildungs- und Forschungssys- 
tems und die individuellen Bildungschan- 
cen. 
10. Bildungsplanung und Bildungskooperati- 
on. Ein reiner Wettbewerbsföderalismus 
ohne gesamtstaatliche Bildungsverant- 
wortung läuft dem Ziel der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
entgegen. 
1 7. Internationalität und europäische Koope- 
ration. Nationale Alleingänge und Abgren- 
zung sind nicht mehr zeitgemäß. 
12. Umweltschutz und ökologische Moderni- 
sierung als Innovationsmotor. Die immer 
noch verbreitete Vorstellung, dass eine an- 
spruchsvolle Politik für Umwelt und Res- 
sourcenschutz Innovationen behindert, ist 
durch die auch ökonomisch erfolgreiche 
rot-grüne Politik der ökologischen Moderni- 
sierung eindeutig widerlegt. 

II. Politische Forderungen i n  den zentra- 
len Handlungsfeldern 
a) Zur stärkeren finanziellen Förderung von 
Bildung und Forschung 
Stiftung Bildung und Forschung (4 Milliar- 

den Grundkapital aus dem Goldvermögen 
der Bundesbank) 

Novellierung der Erbschaftssteuer für Auf- 
wuchs der Mittel für Forschung und Bildung 
(Länder - Anteil) im Sinne eines zweiten Ge- 
nerationenvertrages 
Bildungs- und Forschungsausgaben haus- 

haltstechnisch als Investitionen führen und 
aus dem Subventionsabbau herausneh- 
men 
C) Zur Sicherung von Bildungsrechten 

nationaler Aktionsplan ,,Grundbildung für 
alle" 

Kurzfassung des Diskussionsbeitrages zur Klausursitzung der SPD-Bundestagsfraktion Januar 
2004 in Leipzig; die Langfassung steht auf der DL21-Homepage unter http://www.forum- 
d12 1 .de/FILE/download/bildung/vorlfrn.pd zum Download bereit 

Bekämpfung des Analphabetismus 
Halbierung der Zahl der Jugendlichen 

ohne Schulabschluss 
Ansprüche auf sprachliche Förderung von 

Migrantinnen und Migranten im Rahmen 
des Zuwanderungsgesetzes 
Erhalt des gebührenfreien (..J Erststudiums 
Sicherung der BAföG-Leistungen 

d) Zur Qualitätsverbesserung der Hoch- 
schulbildung 

Bund-Länder-Programm zur Verstärkung 
von Umfang und Qualität der Lehrkapazitä- 
ten Pakt für die Hochschulen zur Verbesse- 
rung der Studienbedingungen in der Breite; 

Spitzenförderung des Bundes für ausge- 
wählte Hochschulen 

Ausbau des Hochschulzugangs ohne Abi- 
tur 
e) Zur Modernisierung der beruflichen Bil- 
dung . Ausbildungsplatzsicherungsgesetz 
Hochschulzugang ohne Abitur mit qualifi- 

ziertem beruflichen Bildungsabschluss; 
Sicherung von Fördermaßnahmen zum 

Nachholen von Schulabschlüssen;,,Schule 
der zweiten Chance" 
Sonderprogramme zur lntegration auslän- 

discher Jugendlicher 
f )  Zur Reform der Weiterbildung 
Entwicklung einer Strategie für,,Lebensbe- 

gleitendes Lernen" 
Bündelung und Erweiterung von Weiterbil- 

dungsansprüchen (Lernzeitkonten) unter 
Berücksichtigung betrieblicher, tariflicher 
und gesetzlicher Regelungen 
g) Zur Stärkung von Forschung und Ent- 
wicklung Konzentration auf Kernziele staatlicher For- 

schungspolitik 
Problemorientierte Forschungsschwer- 

punkte 
Vorsorgeforschung 1 Forschung für den 

Menschen 
Forschung für eine nachhaltige Entwick- 

lung 
Forschung für Wachstum, Wohlstand und 

Beschäftigung 

III. Vorschläge zur Vertiefung der sozial- 
demokratischen Diskussion 

Einberufung eines Bundesparteitages Bil- 
dung und lnnovation [Verabschiedung ei- 
nes innovationspolitischen Programms 

Gemeinsamer Kongreß von SPD und Ge- 
werkschaften,,Qualität des Lebens 2010" in 
Anknüpfung an den IG-Metall-Kongress 
aus den 70er-Jahren (Otto - Brenner - Kon- 
greß) Forum 0121 



II Ich will offene und demokratische Unis" 
Interview mit Marius Pöthe 

spw: Marius Pöthe, die studentischen 
Proteste in  Berlin ebben ab, ist das Glas 
halb voll oder halb leer? 
Marius Pöthe: Ich denke, es ist halb voll, 
einfach deshalb, weil  ein deutl icher 
Unterschied zum letzten Semester fest- 
zustellen ist, i n  dem die Leute nicht  
wirkl ich aktiv waren. Die ASten hatten 
bereits i m  Sommersemester versucht, 
eine Protestbewegung gegen die Kür- 
zungen zu organisieren. Bei der Ab- 
schlusskundgebung kamen aber nur 
300 Leute. Jetzt i s t  das anders, jetzt 
kommen selbst im Ausklang des Streiks 
noch mehr als 400 Leute. Es g ib t  jetzt 
viele Leute, die sehr motiviert sind und 
was machen wollen. Deshalb schaue 
ich sehr optimistisch in  die Zukunft. 
spw: Was ist denn der Unterschied zu 
vergangenen Streiks? 

Lernprozesse 
Pöthe: Ich habe bisher erst einen früheren 
Streik als Beobachter mitgemacht, den ich 
von der außen stehenden Position aber 
kaum wahrnehmen können. Dieser Streik 

nicht übersehen. 
spw:Tragen sich die Proteste selbst oder 
müssen die ASten viel an Zuarbeit leis- 
ten? 
Pöthe: Das haben wir die ganze Zeit 
nicht gemacht. Nach den Erfahrungen 
aus dem Sommer haben wir von vorn 
herein gesagt: Das ist ein basisdemokra- 
tischer Streik. Wir leisten Hilfe zur 
Selbsthilfe. Zwar waren auch viele Leu- 
ten aus dem AStA im Streik aktiv, aber 
das ist kein Streik von oben. 
spw: Also ein Streik, der unten gewach- 
sen ist. 
Pöthe: Und auch unten geblieben ist. 
Das ist ja der Vorteil zum Beispiel zum 
97er Streik, als sich eine kleine Gruppe 
von Machern durch die Talkshows 
quatschte und den Streik auch domi- 
nierte. Das ist diesmal überhaupt nicht 
so. Dieser Streik hat keine Gesichter, was 
aus meiner Sicht ein großer Vorteil ist. 
spw: Kann man diese Offenheit, diese 
Unbestimmtheit nicht auch Substanzlo- 
sigkeit nennen? 
Pöthe: Viele Linke tun  das. Ich bin da 
selbst hin- und hergerissen.Aber allein, 
dass wir es geschafft haben, einen Dia- 
log m i t  der Gesellschaft anzufangen, 
dass wir es geschafft haben, den Zusam- 
menhang zu sehen zwischen Sozialab- 
bau und Bildungsabbau, das ist für mich 
ein Riesengewinn. Das habe ich nicht 
erwartet. 

Isolierte Proteste? 
spw: Glaubst Du wirklich, dass die Stu- 
dierenden einen Zusammenhang zur 
allgemeinen politischen Lage herstel- 
len? Das war ja sonst nie so. 
Pöthe: Ich glaube, das hat sich stark ge- 
ändert.Zum einen haben die Studieren- 
denschaften diese Botschaft in  den 
Köpfen plaziert, zum anderen g ib t  es 
wieder eine soziale Bewegung aufgrund 
der Einschnitte der Agenda 2010. Das 
hat damit zu tun. klar. 

Marius Pöthe spw:Trotzdem besteht in  der Öffentlich- 
keit weitgehend das Bild von Studieren- 

ist weitaus mehr in der Öffentlichkeit prä- den als Verteidigern von Partikularinte- 
sent. Es war ein Streik, der über zwei Mo- ressen. Ist das so falsch? 
nate die Medien bestimmt hat. Wir waren Pöthe: Durch den Streik hat sich auch 
regelmäßig auf den ersten Seiten der Ta- diese Wahrnehmung in  der Öffentlich- 
geszeitungen und teilweise auch in der keit verschoben. Viele Leute haben 
Tagesschau. Man konnte diesen Streik mitt lerweile ein differenzierteres Bild 

Marius Pöthe ist Vorsitzender des AStA der TU Berlin und seit 1996 Mitglied der SPD. 
Das Gespräch für spw führte Ulf Banscherus 

als früher. Wir konnten viele Vorurteile 
wie das vom faulen Langzeitstudieren- 
den abbauen, aber das i s t  natürlich in  
vielen Köpfen immer noch drin. 
spw: Glaubst Du, Ihr habt was erreicht 
mi t  dem Streik? 
Pöthe: Ich glaube, es i s t  noch nicht 
vorbei. Natürlich haben wir den Haus- 
halt des Landes Berlin nicht gekippt. 
Auch die Studienkonten sind noch nicht 
komplett vom Tisch. Aber wir haben 
deutlich gemacht, das Bildung ein Gut 
ist, das es zu schützen gilt. Das braucht 
eine ausreichende Finanzierung, das ist 
nichts, was man einfach wegkürzen 
kann. 
spw: Es gibt nicht nur in Berlin Proteste. 
Woran liegt es denn, dass jetzt in vielen 
Bundesländern Proteste stattfinden? 
Pöthe: Das liegt einfach an der Bildungspo- 
litik sämtlicher Bundesländer. In Bayern, 
Hamburg und Hessen gibt es eine ähnliche 
Situation wie in Berlin. Da werden auch 
Langzeitstudiengebühren oder Studien- 
konten eingeführt,die für viele Studierende 
ganz heftige Einschnitte bedeuten. Gerade 
für die, die nebenbei noch Geld verdienen 
müssen,die Kinder haben oder mit anderen 
sozialen Schwierigkeiten umgehen müssen. 

Alternativen? 
spw: Wie sieht Deine Alternative aus? 
Pöthe: Ich will offene und demokratische 
Unis, zu denen der Zugang offen ist für 
alle, die studieren wollen. 
spw: Geht das ohne Gebühren? 
Pöthe: Natürlich entstehen dem Staat 
Kosten. Wenn man aber allgemeine Stu- 
diengebühren einführt, und wir reden 
hier über bis zu 5.000 Euro pro Jahr, dann 
führt das zu sozialer Ausgrenzung.Solche 
Gebühren tun dem Arztsohn nicht weh, 
schrecken aber die Maurertochter ab. Das 
Ziel einer breiten Bildungsbeteiligung 
kann man nur finanzieren, wenn man die 
Vermögenssteuer wieder einführt, den 
Switzensteuersatz nicht weiter senkt und 
die Unternehmen vernünftig besteuert. 
spw: Kann es denn eine Mehrheit für die- 
se Positionen geben? 
Pöthe: Ja,das ist auch was, das man aus den 
Protesten lernen kann. Wir haben Leute aus 
allen politischen Richtungen eingebunden. 
Die haben sogar mitgemacht und die Forde- 
rungen unterstützt. Wenn man richtige po- 
litische Inhalte auch offensiv vertritt und 
eben nicht nur die Interessen der Wirtschaft 
erfüllt, dann kann man damit auch Erfolg 
haben. 
spw:Vielen Dank für das Gespr; -'„,„, 



Vor einem Jahr veröffentlichte der 
VSA-Verlag das Buch,,Boom & Bubble" von 
Robert Brenner, in dem dieser auf einer brei- 
ten empirischen Grundlage die ökonomi- 
sche Entwicklung insbesondere der USA in 
den zurückliegenden 30 Jahren analysiert. 
Die deutsche Übersetzung wurde von eini- 
gen Vorschusslorbeeren begleitet, die durch 
Klaus Drägers Beitrag,,Baustelle Neomarxis- 
mus" in Prokla 123 (Dräger 2001) genährt 
wurden. Dräger erhoffte sich von der deut- 
schen Übersetzung eine inspirierende Dis- 
kussion über marxistisch orientierte Krisen- 
theorie und Kapitalismusanalyse im deutsch- 
sprachigen Raum, wie sie durch Brenner seit 
Erscheinen des Ursprungstextes .The Econo- 
mics of Global Turbulence" in der New Left 
Review im Jahre 1998 für den angloamerika- 
nischen Raum zutraf. 

Die wesentlichen Ergebnisse der Untersu- 
chung 
Im Mittelpunkt steht die Gesamtschau der 
Entwicklung der kapitalistischen Zentren 
seit dem 2. Weltkrieg. Die Kernthese lautete 
hier, dass die verschärfte Konkurrenz zwi- 
schen den USA und den sich nun entwi- 
ckelnden beiden anderen Triadenregionen 
Europäische Union und Japan zu einem Auf- 
bau von Überkapazitäten geführt habe. Die 
Folge dieser Entwicklung sei zudem in ei- 
nem Absinken der Profitraten sowie in der 
Abschwächung der gesamten wirtschaftli- 
chen Dynamik insgesamt zu sehen. 
Robert Brenner kommt zusammen gefasst 
zu drei wesentlichen Ergebnissen: 
1. Die US-Wirtschaft, und in ihrem Gefolge 
die anderen kapitalistischen Zentren EU-Eu- 
ropa und Ost-Asien, befinden sich seit 1973 
in einem lange währenden ökonomischen 
Abschwung,der auch durch die,,Boomjahre" 
der New Economy in den 1990er Jahren 
nicht überwunden werden konnte. Im Ge- 
genteil - ursächlich für den anhaltenden Ab- 
schwung sei, dass die Überkapazitäten im 
weltweiten Sektor des verarbeitenden Ge- 
werbes sich nicht nur verschärft, sondern 
durch Ausbreitung und Vertiefung in weiten 
Bereichen der gesamten Volkswirtschaft, 
und hier vor allem in der Hochtechnologie, 
ergänzt wurden.Als Resultat sei die Profita- 
bilität im Sektor der nicht-finanziellen Unter- 
nehmen steil gefallen, die Rendite auf den 
Kapitalstock sei zwischen 1997 und 2000 um 
phänomenale 20 %zurück gegangen. 
2. Die Boomphase der 1990er in die New 
Economy und die daraus resultierenden 
Fehlinvestitionen wurden vor allem durch 
eine massive Deregulierungspolitik der US- 
Regierung einerseits und eine Niedrigzins- 
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politik der Fed begünstigt bzw. verlängert. 
Der lnvestitionsboom der New Economy in 
den 1990er Jahres sei durch die Börse und 
die Zentralbank der USA,,geradezu gewalt- 
sam hochgepäppelt" worden, ohne dass als 
Folge der beschleunigten Kapitalakkumula- 
tion die erwartete Produktivitätsentwick- 
lung über die kurze Frist hinaus erreicht wor- 
den sei. 
3. Für die Zukunft besteht keine Hoffnung 
auf einen ökonomischen Aufschwung, so- 
weit nicht die vorhandenen Überkapazitä- 
ten beseitigt werden. Die,,schöpferische Zer- 
störung der Krise" wurde in den 1990er Jah- 
ren durch politische Interventionen aufge- 
halten bzw.aufgeschoben.Von der,,spekula- 
tiven Blase" profitierten zwar zunächst so- 
wohl die asiatischen Volkswirtschaften (z. B. 
Japan,Taiwan, Südkorea, Singapur), als auch 
Deutschland und andere EU-Länder, nach- 
dem die US-Nachfrage durch massive Im- 
porte aus diesen Ländern befriedigt wurde. 
Insgesamt betrachtet sei aber auch dort kein 
entscheidender Wachstumsimpuls erfolgt, 
der eine neue dynamische Entwicklung der 
Weltwirtschaft hätte hervorrufen können. 

Die Voraussetzungen für den US-Boom in 
den l990er Jahren 
Sollen die Träger des Wirtschaftswachstums 
der US-Wirtschaft in den 1990ern identifi- 
ziert werden, muss in Betracht gezogen wer- 
den, dass sich die Wirtschaft seit Anfang der 
1970er in einer zwei Jahrzehnte andauern- 
den Stagnationsphase befunden hat. Dieser 
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langen Abschwungsphase wiederum ging 
eine landanhaltende Prosperitätsphase 
voran. 
Brenner argumentiert, dass die abgewehr- 
ten Arbeiterkämpfe der 1930ern zu einem 
Absenken der Reallöhne und dadurch zu 
überdurchschnittlichen Profitraten geführt 
haben. Die Kette von hohen Überschüssen, 
hohen Investitionen und schnellem Produk- 
tivitätswachstum bildeten die Grundlage für 
eine sich selbstragende Aufwärtsspirale in 
den folgenden drei Jahrzehnten. 
Dass diese Entwicklung zum Stillstand ge- 
kommen ist, hängt u.a. damit zusammen, 
dass zunehmend ab den 1960ern die her- 
stellenden Sektoren in Japan und Deutsch- 
land eine Weltmarktorientierung und stei- 
gende Exporterlöse realisieren konnten, die 
auf einer Kombination relativ billiger Löhne 
und einer fortgeschrittenen Technik basier- 
te. Es stellte sich heraus,dass die US-Industrie 
überinvestiert hatte. Der vorhandene Kapi- 
talstock war damit in einer inflexiblen Kos- 
tenstruktur gefangen war, wodurch sich die 
Profitraten reduzierten. Neu in den Markt 
tretendende Produzenten verschärften die 
Lage noch, da die Ausstoßmenge hierdurch 
erweitert wurde und die Güterpreise ge- 
drückt wurden.,,Kurzum,es gab nicht nur zu 
wenig Aussteiger, sonder auch noch zu viele 
Einsteiger." (Brenner, S. 61) 
Als Folge auf die rückgängige Profitraten 
übte das Unternehmerlager außerdem 
Druck auf die Arbeiter und ihre Organisatio- 
nen aus. Die Profitraten sollten dabei durch 
einen verlangsamten Lohnanstieg stabili- 
siert werden, wodurch bei einer normalen 
Produktivitätsentwicklung die Löhne und 
damit die Arbeitskosten einen relativ gerin- 
geren Anteil an den gesamten Produktions- 
kosten ausmachen. Gleichwohl konnte die 
Profitabilität aber nicht verbessert werden, 



Tabelle 1: Verqleich des Bruttoinlad~roduktes 1960 bis 2000 
(durchschnittliche jährliche Veranderung in %) 

Quelle: Brenner, Boom & Bubble, Seite 81 

denn das vorhandene hohe Fixkapital habe 
einen Anreiz gebildet, auch bei einer sinken- 
den Profitabilität in der bestehenden Pro- 
duktion zu bleiben. Das Problem wurde also 
an der falschen Stelle zu lösen versucht, 

1995-2000 

4 2  

0,8 

1,7 

1 9  

denn nicht die Lohnkosten drückten die Pro- 

1990-1 995 

2,4 

1,7 

2 

2,s 

fitabilität, sondern das in den Produktions- 
anlagen versunkene Kapital. 
1971 beendete die US-Regierung das Bret- 

1979-1 990 

2,9 

4,6 

2,15 

3 

BIP 

USA 

Japan 

Deutschland 

G7 

ton-Woods-System und brach die Konverti- 
bilität des US-Dollar zum Gold und stieg 
1973 vollständig aus dem System der festen 
hin zu frei flottierenden Wechselkurse aus. 
Gleichzeitig sollte durch eine expansive 
Geldpolitik sowohl die eigene Wirtschaft sti- 

1960-1 969 

4.6 

10,2 

4,4 

5,l 

muliert als auch der Außenwert des Dollars 

1969-1 979 

3,3 

5 2  

3,6 

3,6 

absenken, um die Exportmöglichkeiten der 
US-Industrie zu erhöhen und Importe zu er- 
schweren. 
Gleichzeitig forcierte die US-Administration 
internationaleverhandlungen, mit denen sie 
die jedoch nicht das vielfach proklamierte 
Ziel eines freien Handels, sondern ganz im 
Gegenteil den Schutz der heimischen Indus- 
trie, z. B. der Automobil- und Stahlbranche 
durch,,freiwillige Handelsbeschränkungen" 
japanischer Anbieter, verfolgte. Der Versuch 
der US-Industrie, aufgrund günstiger Kredite 
und einer erhöhten Rate der Kapitalakkumu- 
lation die eigenen Produktionskapazitäten 
zu erhöhen, gelang nur in diesem,,geschütz- 
ten Kontext" und erzielte nur für kurze Zeit 
eine günstige Wirkung auf die Profitrate, 
denn es gelang der US-Industrie nicht, ihren 
Welthandelsanteil auszubauen. 
Auf die Periode,,billigen Geldes" und Nach- 
frageanreize der Regierung, die durch wach- 
sende öffentlicher Verschuldung und Inflati- 
on,die,,die Realzinsquote unter Null" drück- 
te (Brenner, S.64),folgte eine Phase restrikti- 
ver Geld- und Zinspolitik, die die US-Wirt- 
schaft in eine schwere Rezession stürzte und 
Auftakt zu einer längst überfälligen Markt- 

bereinigung wurde:,,Beabsichtigt war, durch 
diese Politik ganz allgemein die Profitabilität 
zu erhöhen, indem die Arbeitslosigkeit wei- 
ter angehoben wurde, um so das Lohn- 
wachstum zu dämpfen, und eine direkte Ein- 
kommensumverteilung zugunsten des Kapi- 
tals durch Senkung von Unternehmenssteu- 
ern und einen Abbau der Sozialausgaben 
vorzunehmen. Diese Politik zielte aber auch 
ganz speziell darauf, den Überhang an Pro- 
duktionskapazitäten im verarbeitenden Ge- 
werbe abzubauen, indem unter der ganzen, 
großen Schicht von Unternehmen, welche 
als Herstellerfirmen mit hohen Kosten und 
geringen Profiten von der keynesianischen 
Ausweitung des Kredits am Leben gehalten 
worden waren, ein Prozess der Bereinigung 
in Gang gebracht wurde. (Brenner, 570). 
Die Umsetzung einer stark am Monetaris- 
mus orientierten Politik war jedoch unver- 
einbar mit wirtschaftlicher Stabilität, so dass 
Reagan und später auch Georg Bush erneut 
den Versuch unternommen die Profitabilität 
der ersten Nachkriegsjahrzehnte durch eine 
Verschuldung öffentlicher Haushalte herzu- 
stellen. Beide Regierungen erhöhten massiv 
die Militärausgaben und senkten die Steu- 
ern für Reiche. Zwar kam es bis Mitte der 
1980er Jahre wieder zu einem konjunkturel- 
len Aufschwung, aber,,er konnte nur wenig 
ausrichten, um die Kapitalakkumulation 
wieder in Gang zu bringen,da er nicht dazu 
in der Lage war,das grundlegende Problem 
der niedrigen Profitabilität anzugehen. Das 
lag daran, dass eben die beschleunigte öf- 
fentlicheVerschuldung eine Depression ab- 
wendete und die Weltwirtschaft am Laufen 
hielt, damit auch den Prozess des,,Gesund- 
schrumpfens" der mit hohen Kosten belaste- 
ten und geringen Profiten versehenden Pro- 
duktionsmittel verlangsamte, wie er not- 
wendig war, um die Profitrate im verarbei- 
tenden Gewerbe wiederherzustellen." (Bren- 

Tabelle 2: Verqleich des Ka~italstocks der Privatwirtschaft außerhalb der Wohnungswirtschaft 1960 
bis 2000 
(durchschnittliche jährliche Veränderung in %) 

Quelle: Brenner, Boom & Bubble, Seite 81 

ner, S. 72). Ergänzend ist zu berücksichtigen, 
dass auch die Monopolisierung des Kapitals 
einer Bereinigung durch den Konjunkturzy- 
klus entgegenstand. 

Mythos New Economy 
Alle drei großen kapitalistischen Blöcke ha- 
ben in der ersten Hälfte der 1990er nur sehr 
geringe Wachstumsraten erreicht.Tabelle 1 
unterstreicht deutlich, dass in Vergleich mit 
vorangegangenen Perioden die Zuwachsra- 
ten des BIP sowohl in den USAals auch in der 
G7 in dieser Periode auf einem einmalig 
niedrigem Niveau angelangt waren. 
Die sich vor allem in der zweiten Hälfte der 
1990er entfaltendende langanhaltende 
Wachstumsphase der US-Wirtschaft ist in 
diesem historischem Kontext keine Ausnah- 
meerscheinung. Dennoch gilt es die Aus- 
gangsbedingungen für den in den 1990ern 
beginnenden Aufschwung herauszuarbei- 
ten. 
Kurzgefasst erscheinen folgende Punkte we- 
sentlich 

die Wiederherstellung der Profitabilität 
des Industriekapitals, 

die durch eine Hochzinspolitik gefördert 
wurde, 

sowie durch das Plaza-Abkommen 
(1 985), in dessen Folge es 10 Jahre zu einer 
Dollarabwertung gekommen ist und damit 
die internationale Wettbewerbstätigkeit des 
lndustriekapitals erhöht werden konnte. 
Ein sinkender Dollarkurs löste ab 1985 die Er- 
holung des us-amerikanischen Herstellungs- 
Sektors aus und führte auch zu einer Förde- 
rung des Wirtschaftswachstums in den süd- 
ostasiatischen Tigerstaaten, die sehr eng an 
den (sinkenden) Dollar gebunden waren. 
Negativ schlug sich diese Entwicklung aber 
in Japan durch,da einerseits der dortige Her- 
stellungssektor in eine verschlechterte Wett- 
bewerbsfähigkeit gekommen ist und 
andererseits den Weg für die sich nun auf- 
bauende Spekulationsblase frei gemacht 
hat, die dann erst später wieder durch ein 
Absenken der Wertpapierkurse auf ihr real- 
wirtschaftliches Niveau angepasst wurden. 
Der exportgestützte Boom der USA wurde 
also vor allem auf Kosten Japans realisiert. 
Ein Wendepunkt der weltwirtschaftlichen 
Entwicklung bildete das Mitte der 1990ern 
zwischen den USA, Japan und Deutschland 
ausgehandelte ,,umgekehrte Plazaabkom- 
men", durch das der japanische Herstel- 
lungssektor gerettet wurde. Die USA gaben 
somit zwar den Konkurrenzvorteil eines 
schwachen Dollars auf, erhielten aber die 
zweifache Hoffnung, sowohl ausländische 
Investitionen als auch lmportezu verbilligen. 
Dadurch, so die Erwartung, sollte das wach- 
sende Leistungsbilanzdefizit gedeckt und 
Zinssenkungen sowie ein Anstieg der Wert- 
papierpreise eingeleitet werden. 
1995 vertauschen sich die Rollen: der hohe 
Dollar drückte den Profit und belastete den 
US-Herstellungssektor, wohingegen eben 



dieser Sektor in Japan und Deutschland sich 
erholen konnte. Der US-Boom hielt trotz des 
nun hohen Dollarkurses an und führte zu ei- 
nem enormen Kapitalzufluss, der kreditfi- 
nanziertes und auf den Binnenmarkt ausge- 
richtetes Wachstum ermöglichte. 
Im etwa gleichen Zeitraum kam es zu einer 
massiven Aktienhaussee, die auch noch an- 
hielt, als die Profitraten des verarbeitenden 
Gewerbes schon wieder zu sinken began- 
nen. Aus dem Höhenflug der Aktien entwi- 
ckelte sich zudem ein enormer Vermögens- 
effekt bei den privaten Haushalten, der 
wiederum den Aufschwung am Binnen- 
markt unterstützt hat. Nachdem die Profita- 
bilität, die Exporte und die Wettbewerbsfä- 
higkeit in der Zeit 1995-2000 abgesunken 
sind, wurde die Wirtschaft durch den priva- 
ten Konsum getrieben (Zuwachs p.a.4,3 %). 
1998/1999 kam es zu einer widersprüchli- 
chen Entwicklung. Während die Profitraten 
des verarbeitenden Gewerbes bereits im Fal- 
len begriffen waren, stiegen die Aktienkurse 
und führten bis zum Crash im Frühjahr 2000 
zu einem Vermögenseffekt, von denen so- 
wohl die privaten Haushalte als auch die Un- 
ternehmen durch einen erleichterten Zu- 
gang zu Geldmitteln profitierten. 
Der Aktienwert war von 4 Billionen US$ in 
1994 auf 12,2 Billionen US$ in 2000 gestie- 
gen.Zu unterstreichen ist an dieser Stellen, 
dass es in den USA keine breite Verteilung 
von Aktien in der Bevölkerung gegeben hat. 
So besaßen 20 % der Wertpapierbesitzer 
zwischen 96 % und 98 % der Aktienwerte. 
Der Vermögenszuwachs vollzog sich also vor 
allem bei den oberen Fünftel der Gesell- 
schaft. Diese Gruppe erhielt 79 % des aggre- 
gierten Zuwachses des Verhältnisses zwi- 
schen den Nettovermögenswerten und dem 
persönlich verfügbaren Einkommen. Der 
Vermögenseffekt kann somit auf die Formel 
gebracht werden, dass der Reichtum nur bei 
den Reichen gewachsen ist. 
Als ein neues Phänomen der 1990er Jahre is t  
zudem der Bedeutungsgewinn der Börsenfi- 
nanzierung nicht-finanzieller Unternehmen, 
besonders im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnologien hervorzuhe- 
ben. Der Finanzsektor befriedigte die gestie- 
gene Kreditaufnahme wiederum durch ei- 
nen Anstieg der eigenen Kreditaufnahme. 
Dass es nicht eher zu einem Zusammen- 
bruch des aufgeblähten Finanzmarktes kam, 
is t  dem Eingreifen der Federal Reserve, der 
us-amerikanischen Bundesbank,geschuldet, 
die z. B.den vollständigen Zusammenbruch 
des Hedgefonds LTCM- während der Asien- 
krise verhinderte. 
Während die Profitabilität von Investitionen 
seit 1997 deutlich nach unten zeigte, stiegen 
die Börsenkurse weiter an. Dieses Börsenver- 
halten, die damit einhergehende Lockerung 
des Zugangs zum Kredit und die Begeiste- 
rung von Wirtschaftsexperten und öffentli- 
cher Meinung begünstigte die fatale Zunah- 
me des sogenannten ,,Ponzizustand" vieler 

Unternehmen hinsichtlich des Finanzie- 
rungsgrades. Kreditaufnahmen werden 
nicht notwendig, um zusätzliche Investitio- 
nen zu tätigen, sondern werden unumgäng- 
lich, um den Bestand des Unternehmens 
überhaupt aufrecht zu erhalten. 
Im Frühjahr 2000 kam es dann zum Platzen 
der spekulativen Blase an den Aktienmärk- 
ten, mit dem vor allem die Über- und Fehlin- 
vestitionen im Sektor Information,Telekom- 
munikation und Medien korrigiert wurde.50 
wurden Millionen Kilometer Glasfaserkabel 
verlegt, die kaum gebraucht werden. Die 
Nutzungsrate dieser Netze liegt im nationa- 
len Bereich bei 2-3 % und bei Überseeka- 
beln bei Ca. 15 %. 
Die Marktkapitalisierung der Telekommuni- 
kationsunternehmen von 2,7 Billionen $ mit 
15 % des Gesamtwerts aller US-Firmen ist 
Ausdruck dieser Ansammlung,,versunkenen 
Kapitals". 

Brenners Fazit 
Brenner spricht sich in seiner Argumentati- 
on deutlich gegen Krisenerklärungen wie 
die keynesianische Unterkonsumtion aus. 
Seine Argumentation baut stattdessen dar- 
auf auf, dass im globalen Maßstab massive 
Überkapazitäten aufgebaut worden seien: 
das entscheidende Moment der diagnosti- 
zierten Krise ist die Verschärfung der globa- 
len Konkurrenz durch die nachholende In- 
dustrialisierung Japans und Westeuropas so- 
wie zeitlich später in den südostasiatischen 
Tigerstaaten. 
Ein Ausbrechen aus der Krisensituation 
durch die Entwertung vom fixem Kapital 
und dem Abbau von Überkapazitäten sei 
deswegen blockiert, da die einzelnen Unter- 
nehmen einzelwirtschaftlich auch dann 
noch rational handeln,wenn sie mit weniger 
produktiven Maschinen weiterproduzieren 
und noch die durchschnittliche Profitrate er- 
reicht werden kann. 
Als ein entscheidender Wendepunkt in der 
nationalen Kapitalakkumulation der USA 
wird der Zusammenbruch des Bretton 
Woods Systems gewertet, da es den USA 
hierdurch gelungen ist, temporär auf Kosten 
anderer Länder die Überkapazitäten abzufe- 
dern. 

Die zweite,,Brenner-Debatte" in Deutsch- 
land 
So richtig ist die Debatte über das Buch von 
Robert Brenner noch nicht in Fahrt gekom- 
men.Die Rezeption beschränkt sich auf eini- 
ge zumeist wohlwollend Rezensionen auf- 
grund der empirischen Fülle des Bandes.Dass 
das Buch bei uns die theoretische Debatte 
über den Charakter der zeitgenössischen ka- 
pitalistischen Krisen nicht so beflügelt hat, 
liegt sicherlich an der Schwäche der wissen- 
schaftlichen Debatte in Deutschland, in der 
Arbeiten in marxistischerTraditionen weniger 
als in anderen Ländern Eingang finden.Zum 
anderen ist die geringe Rezeption in politi- 
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unbeantwortet, bzw. sie wurde von Brenner 
nicht in dieser Form gestellt und konnte da- 
her auch gar nicht beantwortet werden:wel- 
che Bedeutung ist den technologischen Inno- 
vationen,die im Gefolge der massiven Investi- 
tionen in die Informations- und Kommunika- 
tionstechnologien entstanden sind, für die 
Entwicklung des Kapitalismus zuzumessen. 
Die Frage nach der lnnovationsleistung stellt 
sich auch methodisch, wenn Brenner vorge- 
worfen wird,Software als Investition nicht be- 
rücksichtigt zu haben. 
Während es in der ersten Brennerdebatte in 
den 1980er Jahren noch um die Analyse der 
ökonomischen, sozialen und technologi- 
schen Triebkräften des Wandels vom Feuda- 
lismus zum Kapitalismus ging, bleibt Bren- 
ners Betrachtung des gegenwärtigen Kapi- 
talismus überraschend einseitig. 
Problematisch an seiner allein historisch-em- 
pirischen Analyse des Kapitalismus auf der 
Makroebene ist, dass soziale Verhältnisse, In- 

schen Kreisen sicher auch an einer gewissen stitutionen und technische Entwicklung 
,,Hartleibigkeitu in Bezug auf die von Brenner ebenso wie Veränderung der Arbeitsorgani- 
gewählte Darstellung als Wirtschaftshistori- sation ausgeblendet werden. Es geht hier je- 
ker geschuldet.,,Boom & Bubble" ist keine ein- doch nicht um den Vorwurf an einen Histori- 
fache Lektüre,sondern fordert von seinen Le- ker,dass er sich nur mit dem Vergangenen be- 
serlnnen sowohl den ökonomisch geschulten schäftigt, sondern es stellt sich die Frage, in 
Blick für empirische Daten als auch die Kennt- wie weit es sich eine Kapitalismusanalyse 
nis der historischen Rahmenereignisse. heute leisten kann, allein auf ökonomische 
Beachtenswert i s t  dieses Buch deswegen, Daten zu fokussieren und dabei Aspekte der 
weil die US-Wirtschaft unter Berücksichti- Veränderung in den Lebensbedingungen 
gung des Wechselspiels von Außen- und und -weisen der Menschen im gegenwärti- 
Binnenwirtschaft betrachtet wird und die gen Kapitalismus außen vor zu lassen. Bren- 
Entwicklung der anderen kapitalistischen ners empirisch-historischer Debattenbeitrag 
Zentren mit in die Analyse einbezogen wird. zur Analyse des Kapitalismus beleuchtet 
Deutlich wird, dass der Erfolg nationaler eben nur eine Sphäre kapitalistischer Realität. 
Ökonomien vor allem von den jeweils aktu- Klaus Dräger weist z.B.darauf hin,dass heute 
ellen Beziehungen innerhalb der Triade und Aspekte der Ökologie,der Emanzipation oder 
den Währungsrelationen abhängt. Der Auf- gerade der Nachhaltigkeit für eine zeitgemä- 
schwung einer der Triadenregionen voll- ße Kapitalismusanalyse unumgänglich sind. 
zieht sich augenscheinlich auf Kosten der Der Beitrag von spw zur zeitgemäßen Kapi- 
anderen. Der Wechselkurs erscheint hier als talismus-Analyse konzentrierte sich in den 
ein wichtiger Indikator. Allerdings muss vor zurückliegenden Jahren auf Schwerpunkte 
einer allzu mechanischen Betrachtung ge- zu Flexibilisierungsprozessen in der Produk- 
warnt werden, da hohe bzw. niedrige Wäh- tions- und Reproduktionsweise, die Heraus- 
rungskurse nebenvorteilen auch mit gegen- bildung eines veränderten Sets von Anfor- 
teiligen Effekten einhergehen. derungen,denen sich die im heutigen Kapi- 
Die Einschätzung Brenners,dass die New Eco- talismus lebenden Menschen ausgesetzt Se- 
nomy keine langanhaltende Prosperitätspha- hen. Stichworte wie ,,Arbeitskraftunterneh- 
se markiert, erscheint uns heute in Kenntnis mer" oder ,,Kollege Proteus" markieren 
der Entwicklung seit Erscheinen des Original- hierbei dieVersuche,von der abstrakten Be- 
manuskript im Jahre 2000 wenig spektakulär. nennung von Veränderungsprozessen zu 
Die dahinter steckende Frage ist aber noch den konkreten Auswirkungen auf die Le- 

1 Nettokapitalstockzu Arbeit: 10,5 122 I 
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bensweisen und Identitäten zu kommen. 
Zahlreiche Beiträge haben sich z. B.vor die- 
sem Hintergrund mit den Auswirkungen auf 
den sozialstaatlichen Reformbedarf sowie 
mit der Ausweitung der gesellschaftlichen 
Partizipationsmöglichkeiten beschäftigt. 
Darin kommt nicht nur die Verortung von 
spw in derTradition der Auseinandersetzung 
mit der Regulationsschule (die Bedeutung 
politischer Kräfte für soziale Arrangements) 
und der Gramsci-Rezeption über hegemonia- 
le Prozesse zum Ausdruck, sondern auch die 
schlichte Tatsache, dass spw kein wissen- 
schaftliches Forschungsprojekt ist, sondern 
für uns immer wieder die Frage nach der poli- 
tisch-praktischen Relevanz für radikale Re- 
formpolitik auf derTagesordnung steht. 
Es i s t  der Linken bis heute jedoch nicht ge- 
lungen, eine überzeugende ökonomische 
Logikzu etablieren,die sowohl einer empiri- 
schen Analyse stand hält,als auch einen po- 
litisch mobilisierenden Effekt zu erzielen. Zu 
dieser Debatte bietet Brenner den Hinweis 
nicht nurzu den ökonomischen Verflechtun- 
gen innerhalb der Triade, sondern auch, dass 
vor einem langfristig tragenden Auf- 
schwung die Beseitigung nicht profitablen, 
,,versunkenen Kapitals" erforderlich ist. 
Hierzu erscheint anstelle von Modediskussi- 
onen eine vertiefte und erneute Verständi- 
gung über die Ursachen für die abge- 
schwächte Akkumulationsdynamik. Eine 
klassische und umfassende Kapitalismus- 
analyse erscheint zwingend für die Linke. 
Produktiv anzuknüpfen wäre hier an die Dis- 
kussion um Unterkonsumtion oder Überak- 
kumulation. Dass sich beide Argumentatio- 
nen nicht grundsätzlich gänzlich ausschlie- 
ßen,wird durch den gemeinsamen Anknüp- 
fungspunkt des abgeschwächten Massen- 
konsums deutlich.Strittig ist,ob die fehlende 
Nachfrage eine Ursache oder Resultat der Kri- 
se darstellt. Es kommt darüber hinaus darauf 
an, durch eine neue Qualität gesellschaftli- 
cher Regulierung Schritte zur Überwindung 
dieser Krise herauszuarbeiten. Die Stichworte 
für eine solche radialreformerische Strategie 
sind mit Sozialstaat, Nachhaltigkeit und einer 
demokratisierten Eigentums- und Wirt- 
schaftsverfassung gesetzt. spw I 1m4 
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Glanz und E l e n d  der Regu la t i ons theo r i e  
Einige Reflexionen zum Begriff der Regulation 

Von Bernd Röttger 

Im Unterschied zu den 1980er Jah- 
ren sind die Wogen,die die französischeThe- 
orie der Regulation in der neomarxistischen 
Theoriebildung einst schlug, deutlich abge- 
ebbt. In den 1980er Jahren nämlich fungier- 
te sie noch - neben der Rezeption der politi- 
schen Theorie Antonio Gramscis - als ent- 
scheidendes Vehikel für eine nicht-ökono- 
mistische Neupositionierung kritischer Ge- 
sellschaftstheorie. Tempi passati. Heute 
scheint der Regulationsansatz weder als 
eineTheorie des Kapitalismus und seiner Pe- 
riodisierung noch als analytisches Konzept 
zur Erforschung der Grundstrukturen eines 
historisch-spezifischen Entwicklungsmo- 
dells oder eines Prozesses kapitalistischer 
Transformation und der in ihm wirkenden 
Umwälzungen sozialer und politischer For- 
men zu taugen. Die Regulationstheorie - nur 
noch ein Konzept des,,besseren Regierens"? 
Aufstieg und Fall der Regulationstheorie 
Die Regulationstheorie - folgt man der die 
,,ecole de la regulation" grundlegenden Ar- 
beit von Michel Aglietta (1 979a: 16) - ver- 
stand sich als ein Konzeptfür die Analyse der 
,,Transformation sozialer Beziehungen, die 
sowohl ökonomische wie nicht-ökonomi- 
sche Formen neu produziert, in Strukturen 
organisiert und ihrerseits eine determinie- 
rende Struktur reproduzieren, die Produkti- 
onsweise". Im Mittelpunkt des regulations- 
theoretischen Erkenntnisinteresses stand 
also - in den Worten von Alain Lipietz (1 985: 
109) -die Frage nach der historischen Konti- 
nuität des Kapitalverhältnisses, nach der,,Art 
und Weise, in der sich dieses Verhältnis trotz 
und wegen seines konfliktorischen und wi- 
dersprüchlichen Charakters reproduziert". 
Den empirischen Ausgangspunkt regulati- 
onstheoretischer Forschung markierte die 
fordistische Revolutionierung der Lohnar- 
beit, letztlich der Einbau der Arbeiterbewe- 
gung in den,,keynesianischen Staat" (Buci- 
GlucksmannTTherborn). Die Theorie der Ka- 
pitalakkumulation konnte auf diesem histo- 
rischen Hintergrund alsTheorie der Regula- 
tion reformuliert werden. Das wechselseitige 
Konstitutionsverhältnis von Ökonomie und 
Politik wurde ins Zentrum der Untersuchun- 
gen gerückt.Von diesem Standpunkt gelang 
es, - in durchaus unterscheidbaren Ausprä- 
gungen - Elemente einer allgemeinenTheo- 
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rie kapitalistischer Reproduktion in krisen- 
theoretischer Perspektive mit empirischen 
Untersuchungen zur Stabilisierung kapitalis- 
tischer Gesellschaftsformationen durch 
Wandel zu integrieren. Dies begründete ihre 
zunächst ungezügelte Attraktivität. Sie 
konnte sowohl alsTheorie und Kritik des Ka- 
pitalismus fungieren, zugleich aber war sie 
als eine sog.,,Theorie mittlerer Reichweite" 
empirisch anschluss- und letztlich main- 
streamfähig (nicht zuletzt durch die Einbin- 
dung eines makroökonomischen oder insti- 
tutionentheoretischen Analyseinstrumenta- 
riums). 
Als ein Ansatz der Kritik der politischen Öko- 
nomie hatte die Regulationstheorie - wie es 
Marx vorexerziert hat - zwei Dimensionen 
zu integrieren: erstens die Kritik theoreti- 
scher Vorläufer bzw. konkurrierender Erklä- 
rungsansätze, zweitens die Kritik realer Aus- 
beutungs-, Unterdrückungs- und Machtver- 
hältnisse. Faktisch wurde in der Regulations- 
theorie vor allem die Kritik der neoklassi- 
schen Ökonomie (Robert Boyer) und eines 
wesentlich von Louis Althusser bestimmten 
strukturalen Marxismus (Alain Lipietz) ak- 
zentuiert; die Kritik fordistischer Unterord- 
nungsverhältnisse blieb dagegen unterbe- 
lichtet.Sie findet sich noch in den früheren 
Arbeiten (in Gestalt der Kritik einer fordisti- 
schen Kanalisierung der Klassenkonflikte in 
mit den Gesetzen der Akkumulation kompa- 
tible Formen (Aglietta) oder durch Bezug auf 
Gramsci und die Metapher vom,,dressierten 
Gorilla" (Lipietz)), ist aber mit anhaltender 
nachfordistischer Restrukturierung weitge- 
hend einer sozialstaatlichen Verklärung der 
fordistischen Formation gewichen. 
Es kam, wie es vielleicht kommen musste: 
Die Theorie kapitalistischer Regulation, von 
Aglietta am ,,Experiment USA" entwickelt, 
war als Theorie einer Formation entstanden, 
die schon zum Zeitpunkt ihrer Theoretisie- 
rung dem Untergang geweiht war.Die Eulen 
der Minerva setzten auch für dieTheorie der 
Regulation erst spät zu ihrem Flug an. Die 
Theorie der Regulation schien weniger als 
ein Konzept zur Erforschung kapitalistischer 
Umwälzungen und Restrukturierungspro- 
zesse zu taugen, als zu einer Theorie eines 
kapitalistischen ,,Wachstumsmodells" (Ro- 
bert Boyer) oder einer,,Prosperitätskonstel- 

lissenschaftlicher Mitarbeiter am FIAB, Reckling- 

lation" (Burkhard Lutz) zu werden. In Frank- 
reich folgte eine Phase formaler Bilanzierun- 
gen oder sogar (eingeschränkter) Abgesän- 
ge.ln der deutschen Rezeption rückten nicht 
mehr dieVerdienste,sondern die Lücken der 
Regulationstheorie in den Vordergrund, die 
man glaubte, mit anderen Theorieversatz- 
stücken füllen zu können. Dies bildete den 
Hintergrund, auf dem ich mich zu der For- 
mulierung hinreißen ließ,,,wie viele Lücken 
eigentlich eineTheorie aufweisen (kann), um 
nicht als ,Grundgerüsti einer kritischen Ge- 
sellschaftstheorie zusammen zu purzeln? 
Der immer ausgefuchster werdende Metho- 
den-Eklektizismus jedenfalls" - so meine Be- 
fürchtung - ,,erledigt einen strukturierten 
Gesellschaftsbegriff en Passant gleich mit 
und lässt eine kritische Gesellschaftstheorie 
... weit hinter sich" (Röttger 2001). Schon frü- 
her hatte ich vermutete, dass die Malaise vor 
allem damit zusammen hing,dass die Analy- 
sen dahin tendierten,die,,fordistische Bedin- 
gungskonstellation ... zum Maßstab der Ge- 
schichte" zu machen, ,,an dem die Wider- 
sprüche des neoliberalen Kapitalismus und 
die politischen und sozialen Formen ihrer 
Bearbeitung vermessen wurden" (Röttger 
1997: 101). 
Erst die Neuauflage von Michel Agliettas die 
Theorie der Regulation grundlegenden Bu- 
ches 1997 in Frankreich,für die Aglietta ein 
neues Nachwort schrieb (dt.: Aglietta 2000) 
schien das Blatt erneut zu wenden und mei- 
ne pessimistischen Verdüsterung zu entkräf- 
ten. Allerdings erhielt die Theorie der Regu- 
lation hier eine grundlegende Wendung. 
Nicht mehr die ,,rationalistische Endzeiter- 
wartungU,von der Alain Lipietz selbstkritisch 
einst die regulationstheoretische Vorstel- 
lung von der Notwendigkeit des Übergangs 
zum Sozialismus bezeichnete, sondern das 
,,Einrichten in den Verhältnissen" dominierte 
von nun an die Debatte. Die neue Epoche 
des Kapitalismus bedeutet für Aglietta 
(2000: 107), ,,eine Konzeption des sozialen 
Fortschritts (gleich: Regulation, B.R.) zu erar- 
beiten, die mit dem Regime des Vermögens- 
besitzes zusammenpasst, vor allem aber mit 
der Globalisierung und der Ausrichtung des 
technischen Fortschritts auf die Dienstleis- 
tungen". 
Diese Neukonzeption erscheint als Ausdruck 
einer regulationstheoretischen Kultur der 
,,neuen Bescheidenheit" (Dräger 2001). Agli- 
etta möchte den Weltkapitalismus und seine 
sozialen Polarisierungstendenzen sozial re- 
gulieren und den Kapitalismus so (erneut) 



,,auf sozialen Fortschritt" programmieren. 
Boyer (2000) dagegen zieht es vor,weiterhin 
eine (keynesianisch motivierte) Kritik einer 
Politik hoher Profitraten zu formulieren, um 
die Krisentendenzen des,,Akkumulationsre- 
gimes des Vermögensbesitzer" aufzudecken. 
Lipietz (1998: 121ff.) hält ungeachtet der in- 
teressenpolitischen Rückschritte in der 
nachfordistischen Produktionsweise des 
,,rheinischen Kapitalismus" an,,verhandelten 
Strategien zur intensiven Mobilisierung der 
Humanressourcen" fest, um das Potenzial ei- 
ner,,high-roadn-Restrukturierung dieses Ka- 
pitalismusmodells die Stange zu halten. Die- 
ses eher diffuse mixtum compositum vertre- 
tener Positionen und Ansätze scheint mir vor 
allem der Tatsache geschuldet, dass die Re- 
gulationstheorie ihre Maßstäbe für die Be- 
wertung der kapitalistischen Entwicklung 
eingebüßt hat: während für die einen der 
Durchbruch zum Shareholder-Value-Kapita- 
lismus und des ihn ihm wirkenden Zusam- 
menspiels von Weltmarktstrukturen und In- 
teressen eine neue Formation des Kapitalis- 
mus bereist eingeläutet hat, können andere 
aufgrund seiner makroökonomischen Wi- 
dersprüche und Krisenanfälligkeiten kein 
neues Regime erblicken. 
MeineThese ist,dass sich hinter dieser Unge- 
reimtheit letztlich ein defizitärer Begriff der 
Regulation verbirgt,der mit dem Gerede von 
der Regulationsweise als Ausdruck spezifi- 
scher,,institutioneller Formen" der kapitalis- 
tischer Produktionsverhältnisse nicht ver- 
bergen kann,dass die,,Gesetze0, unter denen 
das Kapital in der Geschichte immer wieder 
an die,,Kette der Regulation" (Marx) gelegt 
wird und im Prozess kapitalistischer Restruk- 
turierung eine ständige,,Neuproduktion und 
Destruktion der alten (sozialen und politi- 
schen) Formen" durchgesetzt wird, in denen 
sich die Menschen der Widersprüche be- 
wusst werden und sie ausfechten (ebenfalls 
Marx), gar nicht mehr enthüllt werden kön- 
nen. In der gegenwärtigen Verfassung 
jedenfalls stößt der regulationstheoretische 
Zugriff auf die Reorganisationsrealitäten des 
nachfordistischen Kapitalismus auf erhebli- 

che Probleme. Regulationstheorie taugt - 
mit Gramsci - kaum noch,,die tatsächliche 
Wirklichkeit in einer anderen Umgebung als 
der, worin sie entdeckt worden ist, besser zu 
erkennen". Diese ,,Unfruchtbarkeit" wurzelt 
in einer gewissen ~orniertheit eines sich 
immer mehr formalisierenden Forschungs- 
und Deutungsrepertoires, das sich in einer 
Standardisierung des verwendete Indikato- 
rensystems, d.h. eines mehr oder weniger fi- 
xierten,,SettingsU zu analysierender instituti- 
oneller Formen, und einer zunehmenden 
Mathematisierung, d.h. einer Orientierung 
auf makroökonomische Stabilitätsanforde- 
rungen,ausdrückt. Um nicht missverstanden 
zu werden:es gibt durchaus die Möglichkeit, 
die Regulationstheorie als politökonomi- 
scheTheorie und Kritik zu revitalisieren.Am 
Anfang einer solchen Rückkehr zu den Tradi- 
tionen kritischer Gesellschaftstheorie könn- 
ten Reflexionen über den Begriff der Regula- 
tion stehen. 

Regulationsweise oder Regulationsdis- 
positiv? 
Bekanntlich hat sich Lipietz mit der Formel 
von der Regulation als einer,,geschichtlichen 
Fundsache" schon immer gegen funktiona- 
listische bzw. versöhnerische Vorstellungen 
vom Verhältnis von Akkumulation (Ökono- 
mie) und Regulation (Politik) gewehrt. Mit 
diesem Begriff sollten vielmehr Klassenkon- 
flikte und politische Kämpfe, als deren Pro- 
zessresultat eine Regulationsweise sich her- 
ausschält, ins Zentrum der Untersuchung 
treten. Regulation als,,Fundsache" bedeutet 
dieVerabschiedung von jeder irgendwie ge- 
arteten Idee einer ,,logischen Korrespon- 
denz" bzw. eines notwendigen ,,Entspre- 
chungsverhältnisses" von prosperierendem 
Akkumulationsregime und einem kohären- 
ten Set regulativer Normen und Institutio- 
nen, der den aktuellen Diskurs so umtreibt. 
Dieses Forschungsprogramm wurde jedoch 
zum einen nie eingelöst. Faktisch bildeten 
nie die sozialen Auseinandersetzungen, son- 
dern immer nur ihre Ergebnisse in geronne- 
ner Form den Analysegegenstand.Zum an- 

deren unterstellt die- 

' n *; se Konzeption der 
_.F- Requlation eine - 

quasi politisch-vo- 
luntaristische Offen- 
heit der Geschichte 
und vernachlässigt 
systematisch struktu- 
rell verankerte Herr- 
schaftsverhältnisse. 
Gerade weil Regulati- 
on als ,,Prozess ohne 
steuerndes Subjekt" 
(Joachim Hirsch) his- 
torisch daher kommt, 
bezeichnet sie kei- 

5 nen kontingenten 
Prozess, sondern ist 
selbst kapitalistisch 

formbestimmt. Genau dies entgleitet der 
Analyse zunehmend, genauso wie der Regu- 
lationstheorie eine Kritik der Politik zuneh- 
mend fremd wird. 
Die relative Autonomie der Politik, von der 
jede nicht-ökonomistische Gesellschaftskri- 
tik ausgehen muss, gebiert beispielsweise 
bei Aglietta (2000: 40) eine herrschaftsfreie 
Zone, wenn er davon ausgeht,dass der Kapi- 
talismus das Regulationsprinzip nicht in sich 
trage.,,Dieses befindet sich (vielmehr) in der 
Kohärenz der sozialen Vermittlungen,die die 
Kapitalakkumulation auf den Fortschritt aus- 
richten". Regulation wird damit aber nicht 
mehr aus der kapitalistischen Vergesell- 
schaftung und ihren Widersprüchen entwi- 
ckelt, sondern voluntaristisch, normativ,,auf- 
gepfropft". Gesellschaftskritische Beschei- 
denheit paart sich mit Regulationsoptimis- 
mus.Was Aglietta aber als Beginn des Regu- 
lationsprozesses vorstellt, was dem neuen 
Akkumulationsregime sozusagen aufge- 
pfropft werden soll, ist in Wahrheit bereits in 
die Widerspruchskonstellation des Kapitalis- 
mus und damit in die tendenziell ,,totalisie- 
rende Natur" des kapitalistischen Produkti- 
onsverhältnisse~ (IngraoIRossanda) einge- 
lassen und lässt sich als doppelte Grenzzie- 
hung herrschaftstheoretisch fassen und prä- 
zisieren. 
Die relative Autonomie der Politik in moder- 
nen Gesellschaften fungiert nicht nur als 
eine politische Form, in der die erweiterte 
Reproduktion ungleicher Verhältnisse 
immer wieder gelingen kann; sie eröffnet 
auch Emanzipationspotenziale. Politische 
Regulation weist - als Möglichkeit - über das 
bestehende System der Herrschaft hinaus. 
Faktisch vollzog sich in der Geschichte der 
bürgerlichen Gesellschaftsformation politö- 
konomischer Wandel aber immer über zwei 
widerstreitendeTendenzen:zum einen eine 
spezifische politische Konstitution des kapi- 
talistischen Marktes, die die dem Kapital ei- 
gene Tendenz zur,,freien Menschenverwüs- 
tung" (Marx) begrenzt; zum anderen durch 
die Ausbildung von spezifischen Handlungs- 
korridoren, die dieser,,Kette der Regulation" 
selbst Grenzen setzen, weil das über die Sys- 
temgrenzen hinausweisende Potential von 
Regulationsprozessen von einem histori- 
schen Bürgertum oder einem hegemonialen 
Bündnis der gesellschaftlichen Kräfte aufge- 
griffen und eingehegt und damit in mit dem 
vorherrschenden ökonomischen Organisati- 
onsprinzip vereinbarende Formen gepresst 
wird. 
Forschungsstrategisch lassen sich solche 
Prozesse der ,,Reproduktions-Regulation" 
(Bob Jessop), in der sich also Grundformen 
kapitalistischer Herrschaft immer wieder 
durch neuartige institutionelle Formen der 
Bearbeitung antagonistischer Verhältnisse 
reproduzieren, in der Frage formulieren, wie 
es einem historisch konstituierten Bürger- 
tum gelingt,,,die Herausforderung der per- 
manenten Umwälzung seiner Existenz- 
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grundlagen (anzunehmen), sich selbst (zu) 
transformieren und zu einen neuen Kom- 
promiss- und Regulationsmodus seiner 
Herrschaft zu finden" (Demirovic 1997: 141 ). 
Es geht um die,,Regenerationsfähigkeit des 
Kapitals":,,Wie es permanent dazu gezwun- 
gen ist,seine eigenen widersprüchlichen Im- 
pulse mit sozialen und ökonomischen Orga- 
nisationsformen zu verknüpfen, die es zum 
Vorteil seiner eigenen ,Logiki entsprechend 
zurechtbiegen kann (Hall 1989: 31). Das Re- 

* gulationsprinzip also als integraler Bestand- 
teil kapitalistischer Kontrolle, wie es der frü- 
he Aglietta (1 979a: 123,190) durchaus tref- 
fend beschrieben hat. 
Erst in diesem historisch sich immer neu aus- 
tarierenden Zusammenspiel von Ökonomie 
und Politik wird darüber,,entschieden", wel- 
che konkreten Formen die Arbeitsgesell- 
Schaft annimmt und ob bestimmte Ziele der 
ökonomischen Restrukturierung verwirk- 
licht werden können oder nicht. Dies ist für 
jede Periodisierung essentiell. Regulation 
bezeichnet keine Regulationsweise im stati- 
schen Sinne,sondern einen sozialen und po- 
litischen Prozess und spezifische politische 
Praxisformen. Der ,,Regulationsprozess" 
(PainterIGoodwin 1995) bildet die Grundla- 
ge jeder Gesellschaftsformierung. Regulati- 
onsverhältnisse schreiben die Pfade politö- 
konomischer Entwicklung fest. Letztere kön- 
nen als ein ,,Regulationsdispositiv" (Becker 
2002: 165ff.) konzipiert werden,als ein,,hete- 
rogenes Ensemblen,in dem unterschiedliche 
Regulationsebenen (Weltmarkt, National- 
staat, Region; ökonomie, Gesellschaft, Poli- 
tik) spezifisch in-Beziehung-gesetzt werden, 
Widersprüche und Konflikte zum Prozess 
kommen und ein Regulationsmodus von 
Herrschaft etabliert wird. In jeder Formation 
stehen die Regulationsebenen in einem Ge- 
samtzusammenhang. Ihr konkretes Wirken 
ist allein im Kontext der anderen Elemente 
zu verstehen. Ihre Stellung zueinander kann, 
wenn auch nicht völlig beliebig, verändert 
werden.SolcheVerschiebungen im Regulati- 
onsgefüge aber werden zum Anlass, geron- 
nene lnstitutionensysteme (Ordnungen) zu 
sprengen, neue Regulationsprozesse zu ge- 
nerieren und einen neuen Modus der Herr- 
schaft zu etablieren. Dabei kommen nicht 
unbedingt die aus der Geschichte bekann- 
ten Formen zum Prozess,die aus ihrem histo- 
rischen Entstehungs- und Funktionskontext 
herausgesprengt und zu allgemeinen Re- 
produktionsbedingungen kapitalistischer 
Gesellschaften stilisiert werden - etwa all 
jene (verteilungspolitischen) Formen,die im 
Fordismus eine sowohl makroökonomische 
wie soziale Kohärenz generierten. 
Ein zentrales Problem der Regulationstheo- 
rie liegt also darin,dass die von ihr Standard- 
mäßig eingefangenen Formen sozialer Kon- 
flikte und (institutionalisierter) Kompromis- 
se die aktuelle Geschichte kapitalistischer 
Expansion nicht mehr tragen. Werfen wir 
also einen Blick auf die auf die treibenden 

Kräfte des nachfordistischen Regulationsdis- 
positivs und auf die Neuzusammensetzung 
einer ,,kondominialen Herrschaftsstruktur" 
(Otwin Massing). Meine These ist, dass sich 
im nachfordistischen Kapitalismus grundle- 
gendeverschiebungen im Regulationsgefü- 
ge eingestellt haben, die sich zunächst in- 
nerhalb der bestehenden,im Fordismus aus- 
gebildeten institutionellen Formen des,,rhei- 
nischen Kapitalismus" vollziehen, diese aber 
zunehmend inhaltlich entkernen. Solche 
Formen der Regulation nenne ich geschliffe- 
ne Regulation. Die Gewerkschaften als,,inter- 
mediäre Organisationen" der fordistischen 
Formation sind die ersten,die dieseverände- 
rungsprozesse mit aller Gewalt zu spüren 
bekommen. 

Geschliffene Regulation im neuen Markt- 
regime 
Insbesondere das bundesdeutsche System 
industrieller Beziehungen samt der Funktio- 
nen der Gewerkschaften gilt den Vertretern 
einer neo-institutionalistischen Kapitalis- 
mustheorie (HallISoskice 2001) als eine nicht 
zu erobernde Bastion des,,rheinischen Kapi- 
talismus". Nichtsdestotrotz sind seit kurzer 
Zeit die Gewerkschaften zum Synonym für 
,,Blockierer" und,,Verhinderern vermeintlich 
notwendiger Reformen geworden. Faktisch 
jedoch haben sie jahrelang wenig blockiert, 
das Gegenteil ist sogar der Fall: innovative 
Formen betrieblicher oder regionaler Regu- 
lation sind durch Gewerkschaften oft erst in- 
itiiert worden. Und dennoch:die Folgen des 
strukturellen Wandels in der BRD mussten 
von den Gewerkschaften in den letzten Jah- 
ren vor allem ohnmächtig hingenommen 
werden, obwohl dieser Wandel selbst 
teilweise auch im politischen Tausch oder in 
den Institutionen der industriellen Bezie- 
hungen aktiv gestaltet und gestützt wurde. 
In diesem Regulationsprozess wurden suk- 
zessive Verschiebungen in den Kräftever- 
hältnissen durchgesetzt. Heute, wenn es dar- 
um geht, einen Paradigmen- bzw. System- 
wechsel in der Sozialpolitik zu blockieren, 
fehlt ihnen im Rahmen des bestehenden 
Systems industrieller Beziehungen die Mobi- 
lisierungs- und Durchsetzungsmacht. 
Empirische Studien zur Reorganisationsrea- 
lität des,,flexiblen Kapitalismus" (Dörre 2002) 
haben inzwischen deutlich zeigen können, 
dass sich innerhalb der formalen Stabilität 
der institutionellen Formen des fordisti- 
schen Klassenkompromisses bzw.des,,rhei- 
nischen Kapitalismus" ein qualitativer Wan- 
del in den Verhandlungsbeziehungen zwi- 
schen Kapital und Arbeit durchgesetzt hat. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass 
sich in,,der Hülle des Alten" bereits Konturen 
eines neuen Produktionsmodells, wenn 
nicht einer neuen Formation des Kapitalis- 
mus herausgebildet haben.Wir haben diese 
als ,,neues Marktregime" (DörreIRöttger 
2003) bezeichnet. Die verbreitete Rede vom 
Beharrungsvermögen bestehender instituti- 
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oneller Arrangements im Verhältnis von Ka- 
pital und Arbeit auf jeden Fall verdeckt den 
sich innerhalb der alten Formen vollziehen- 
den Bruch in der Qualität der Kapital-Ar- 
beits-Beziehungen. 
Was steht also beim aktuellen,,Tade-Union- 
BashingUzur Disposition? Zuvorderst der po- 
litische Ökonomismus" (Richard Hyman) der 
Gewerkschaften, der auf einer Balance aus 
Konflikt und Kooperation bzw. Gegen- und 
Gestaltungsmacht basierte und in einer Art 
von,,strategischen Beziehungen" zwischen 
Staat und Gewerkschaften einen Prozess der 
Dekommodifizierung der Arbeitskraft her- 
vorbrachte. Faktisch bildete die Klassen- 
kämpfe des Fordismus'keine Triebkräfte der 
Überwindung der kapitalistischen Produkti- 
onsverhältnisse mehr, sondern wurden,,Ge- 
burtshelfer eines Systems paritätischer Re- 
gelungen der Arbeitsbeziehungen, das sich 
-zumeist mit staatlicher Beihilfe - in allen li- 
beralkapitalistischen Ländern in je spezifi- 
schen Institutionen herausbildete" (Müller- 
Jentsch 1996: 498). In diesem politischen 
Ökonomismus, der den ,,keynesianischen 
Staat" des Fordismus hegemonial trug, ge- 
lang es, die strukturelle Machtasymmetrie 
zwischen Kapital und Arbeit auf der betrieb- 
lichen Ebene durch kollektivvertragliche Re- 
geln abzumildern. Dieser Klassenkompro- 
miss basiert auf einer,,sich selbst organisie- 
renden Arbeiterbewegung" in der ,,großen 
Industrie",also auf Erfahrungen der Bipolari- 
tät zwischen,,denen" und,,uns", letztlich auf 
antagonistischer Vergesellschaftung durch 
abstrakte Arbeit. Wie Robert Castel (2000: 
31 5) treffend hervorgehoben hat, bezeich- 
nete der Fordismus die,,Auflösung der revo- 
lutionären Alternative und der Neuauftei- 
lung des gesellschaftlichen Konfliktpotenti- 
als nach einem anderen Muster als dem der 
Klassengesellschaft, nämlich dem der Lohn- 
arbeitsgesellschaft". 
Auch hier aber:Tempi passati. Im kapitalisti- 
schen Restrukturierungsprozess im Gefolge 
der Weltwirtschaftskrise 1975175 schwan- 
den zunehmend die Bedingungen, unter de- 
nen das Kapital zu Kompromissen gezwun- 
gen werden konnte. Die,,sich selbst organi- 
sierende Arbeiterklasse" verschwand nicht 
auf den,,Gängen der Arbeitsämter" - wie der 
Soziologie Ulrich Beck glaubt; ihr wurden 
auch durch den Umbau der Unternehmens- 
strukturen die Grundlagen entzogen. .Vor 
zwanzig Jahren genügten einem Gewerk- 
schaftsfunktionär zwei Versammlungen, um 
an einem einzigen Tag mit mehreren Tau- 
send Beschäftigten in Kontakt zu treten und 
persönlich die Stimmung zu beurteilen" (Le- 
onardi 2001: 755). Großunternehmen wer- 
den im Prozess globaler Reorganisation aber 
geradezu ,,pulverisiert"; gewerkschaftliche 
Organisationsarbeit wird zur Sisyphus-Ar- 
beit. Darüber hinaus bricht das nachfordisti- 
sche Unternehmen mit dem Vergesellschaf- 
tungstypus der Lohnarbeitsgesellschaft. Im 
Kern lässt sich innerhalb der noch bestehen- 

den institutionellen Formen eine Bewegung 
ausmachen, in der die Bewertungsmaßstäbe 
,,industrieller Demokratie" ökonomisiert und 
die Ware Arbeitskraft re-kommodifiziert 
wird, d.h. abhängige Arbeit wird wieder stär- 
ker an Marktrisiken rückgebunden. Und tat- 
sächlich sind institutionelle Garantien für die 
abhängig Beschäftigten nur noch solange 
etwas wert, wie sie sich mit der wirtschaftli- 
chen Situation des Betriebs und seinen Reor- 
ganisationsstrategien vereinbaren lassen. In 
neuen Unternehmensorganisationen (Pro- 
fitcentern etc.) kommt infolge erodierender 
Tarifdemokratie ein neuer Typus der Integra- 
tion von Arbeit zum Prozess. Das kapitalisti- 
sche Unternehmen ,,integriert die Arbeit 
(nun) auf individuelle Weise vollkommen in 
die Logik des Unternehmens, indem sie sie - 
sowohl räumlich alsauch bezüglich derjuris- 
tischen Normen - als kollektives Subjekt 
des-integriert. [...I Die Interessen der abhän- 
gig Beschäftigten verlieren dabei ihre Identi- 
tät und Autonomie, das heißt die zwei An- 
kerpunkte, auf die sich - bis vor nicht allzu 
langer Zeit - die gewerkschaftlichen Forde- 
rungen nach Arbeiterkontrolle und nach de- 
mokratischer Beteiligung an der Unterneh- 
mensführung gründeten" (ebd.: 756f.). 
Die Stellung des Unternehmens in der Hier- 
archie der kapitalistischen Weltökonomie 
markiert das zentrale Koordinatensystem, an 
dem sich betriebliches Handeln ausrichtet. 
Vor allem Betriebsräte erlangen Kompeten- 
zen und Entscheidungsbefugnisse im wett- 
bewerbskorporatistischen Standortma- 
nagement und in der Organisation,,kompe- 
titiver Solidarität" (Wolfgang Streeck). Die 
Präge- und Bindekraft des Institutionensys- 
tems dagegen erodiert.Von Seiten kritischer 
Gewerkschafterlnnen werden zunehmend 
die durch Öffnungsklauseln im System der 
Tarifdemokratie bereits ermöglichten Tarif- 
vereinbarungen auf Betriebsebene kritisiert, 
durch die zwar die formale Hülle desTarifver- 
trages gewahrt bliebe, in denen jedoch ar- 
beitspolitisch jeder,,Haltegriff" fehle,der den 
Sturz in den interessenpolitischen Rück- 
schritt wenn nicht aufhalten, so doch in Ma- 
ßen halten könne. Dabei sollen die Institutio- 
nensysteme der industriellen Beziehungen 
definitionsgemäß doch substanzielle Nor- 
men und prozedurale Regeln für Kollektive 
zur Verfügung stellen, die erlauben, Pfadent- 
wicklungen auf Dauer zu stellen.Sie,,stecken 
den Rahmen der Auseinandersetzungen 
zwischen Kapital und Arbeit ab; sie legen 
fest, welche Formen, Gegenstände und Ak- 
teure zugelassen sind und welche Hand- 
lungsmöglichkeiten diesen für die Lösung 
spezifizierter Probleme zur Verfügung ste- 
hen" (Müller-Jentsch 1996: 498). Genau das 
gelingt im neuen Regulationsgefüge aber 
nicht mehr. Die Auseinandersetzung zwi- 
schen Kapital und Arbeit läuft aus dem Ru- 
der;Gewerkschaften werden entweder,,über 
den Tisch gezogen", weil ihre Verhandlung 
nur noch in subalternen Formen, nämlich in- 
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nerhalb der von der Unternehmenslogik 
festgelegten Koordinaten verläuft, oder zum 
Abschuss freigegeben. Handlungskorridore 
politökonomischer Entwicklung werden so 
neu vermessen.Vor allem bilden sich im neu- 
en Regulationsdispositiv gesellschaftlicher 
Arbeit neue Formen der Verschränkung von 
betrieblicher Reorganisation und weltöko- 
nomischen Umbrüchen. Arbeitsregulation 
wird unmittelbarer den Verwertungsinteres- 
sen des kapitalistischen Weltmarkts unter- 
stellt (Röttger 2003a). 
Hier wurzelt der Mythos,der dem Festhalten 
an den,,Befreiungspozentialen" des Postfor- 
dismus durch ,,verhandelte Strategien" der 
Modernisierung anhaftet. Weil die nachfor- 
distische Ökonomie in einem neuen Regula- 
tionsdispositiv agiert, in die neue strategi- 
sche Beziehungen zwischen Kapital und 
Staat eingebaut sind,fungieren die beschrie- 
benen Erosionsverhältnisse innerhalb der 
bestehenden Ordnung der industriellen Be- 
ziehungen nicht als vereinzelte Phänomene 
eines Wandels im Arbeits- und Produktions- 
Prozess, die durch,,neue Regulationen" ein- 
gefangen werden können; sie sind vielmehr 
als,,Ensemble" eines historischen Bruchs un- 
entwirrbar eingewoben in eine gründliche 
Rekomposition des gesamtgesellschaftli- 
chen Bedingungsgefüges der Regulation. 
Theoretisch gewendet: dem bestehenden 
System industrieller Beziehungen wird nicht 
eine idealtypische, neoliberale oder US-ame- 
rikanische, im ,,benchmarkingU ermittelte 
Regulationsweise aufgeherrscht; durch die 
im Regulationsprozess kapitalistischer Re- 
strukturierung verschobenen Kräfteverhält- 
nisse und durch die Durchsetzung neuer (fi- 
nanzieller) Normen innerhalb der kapitalisti- 
schen Weltökonomie hat sich die wechsel- 
seitige Bedingungskonstellation von Arbeit 
und Politik dergestalt verschoben,dass sich 
die bestehenden Regulationssysteme als in- 
ternationales System neu austarieren. Kern 
dieses Prozesses ist die Tendenz zur Durch- 
setzung einer weltmarktgültigen, hegemo- 
nialen Produktionsnorm (Aglietta 1979b), ei- 
nes vermeintlichen,,Sachzwang Weltmarkt", 
der aber als ein politischer und sozialer Pro- 
zess funktioniert. Neue Regulationsverhält- 
nisse selbst werden zu,,Subjekten des Wett- 
bewerbs" und,,Objekten der Produktion" - 
zu,,Orten,an dem die Ressourcen lokaler Ge- 
sellschaftlichkeit mobilisiert und ,ver- 
braucht' werden, d.h. umgewandelt und in 
das Innere der abstrakten Kreisläufe der glo- 
balen Ökonomie transferiert werden" (Re- 
velli 1999: 114ff.). Wettbewerbskorporatis- 
mus wird zur ,,gesellschaftlichen Manier" 
(Marx). Eine fundierte regulationstheoreti- 
sche Analyse dieser neuen Formen der Re- 
gulation steht jedoch weitgehend aus. 

Was bleibt? 
Im Unterschied zur institutionalistischen Ka- 
pitalismustheorie besteht also wenig Anlass, 
auf die Beharrungstendenzen der geronne- 
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Fragen zum Kapitalismus heute 
Die Debat te  um Empire,Postfordismus und dieTransformation des 
Kapitalismus 

Von Thomas Günther/Annett Herrmann/Boris Michel/Hans-Günter Thien/Ceren Türkmen 

Michael Hardt und Antonio Negri 
(2002) haben mit ihrem vieldiskutierten,,Em- 
pire. Die neue Weltordnung" für Furore ge- 
sorgt und Leben in eine weitgehend erstarr- 
te und ritualisierte Debatte um die Zukunft 
des Kapitalismus gebracht;das hat ihnen viel 
- zum Teil berechtigte - Kritik eingebracht 
(vg1.z.B. Brand 2002, Kößler 2003). Es scheint 
uns nicht sinnvoll,diese hier zu wiederholen, 
sondern wir wollen versuchen, im Anknüp- 
fen an drei ihrer zentralen Begriffe, nämlich 
dem der immateriellen Arbeit, des Empire 
und dem der Multitude, ihre Problematik 
aufzunehmen und weiterzuführen. Gewis- 
sermaßen als Hintergrundfolie dazu dient 
uns das bekannte Konzept einer kritischen 
Regulationstheorie mit seiner These vom 
Übergang vom Fordismus zum Postfordis- 
mus, wie es hierzulande insbesondere durch 
Joachim Hirsch (2002; HirschIRoth 1986) be- 
kannt geworden ist. 
Fordismus und Postfordismus stehen dabei 
als Begriffe für unterschiedliche gesellschaft- 
lich-politische Strukturen, die 
gewissermaßen durch das Scharnier des 
Neoliberalismus, der vom einen zum ande- 
ren überleitet, verbunden sind. Postfordis- 
mus meint die Auflösung des im Fordismus 
vorherrschenden Klassenkompromisses und 
seiner lmplikationen als Voraussetzung für 
eine weitergehende lnternationalisierung 
des Kapitals, was die Frage des Imperialis- 
mus neu aufwirft. D.h. auch die Frage nach 
der lnternationalisierung der Klassenverhält- 
nisse und insbesondere die nach einer inter- 
nationalen Bourgeoisie. Dabei stellt sich die 
Frage nach der neuen Rolle des National- 
staats. 
Soviel zumindest scheint klar, dass sich die 
lnternationalisierung innerhalb der einzel- 
nen Nationalstaaten ziemlich einheitlich als 
gravierendeveränderung der bislang einge- 
spielten Standards abspielt. Schlagwortartig 
heißt das: Neuzuschnitt der gesellschaftli- 
chen Arbeitsteilung, Neuverteilung der Ar- 
beit, zunehmende Arbeitslosigkeit, Ein- 
schränkung des öffentlichen Bereichs. Kurz: 
Das institutionelle Gefüge des Sozialstaats, 
das die Anpassung, Disziplinierung und Seg- 
mentierung der Lohnabhängigen gewähr- 

leistete und wesentlich zur Durchsetzung 
des fordistischen Konsummodells beigetra- 
gen hatte, wurde durch die Akkumulations- 
schwierigkeiten zu einer Belastung des Kapi- 
talprofits und wird nunmehr umgemodelt. 
Die ökonomische Krise des Fordismus, die 
eine Krise der fordistischen Hegemonialfor- 
men bedeutet,verschiebt die Kräfteverhält- 
nisse zwischen den Klassen, vertieft alte ge- 
sellschaftliche Spaltungen und erzeugt viel- 
fältig neue. 

Wissensgesellschaft? 
Wenn HardtINegri in diesem Zusammen- 
hang auf die zentrale Bedeutung der,,lmma- 
teriellen Arbeit" hinweisen, so ist ihnen in 
Anbetracht der Wissens-Explosion im Zuge 
der Verallgemeinerung der Neuen Technolo- 
gien vorderhand Recht zu geben; aber ge- 
genüber einer bei ihnen vorherrschenden 
Substanzialisierung dieser immateriellen Ar- 
beit im Sinne einer Anthropologisierung, auf 
die dann auch noch politisch gesetzt wird,ist 
von ihrem Einsatz im gesellschaftlichen Pro- 
duktions- und Reproduktionsprozess keine 
einheitliche Wirkung zu erwarten. Hardt 
(2003, 83), spricht sogar explizit von einer 
,,Anthropologie der Multitude". 
Allerdings verändert sich die Art und Weise 
der,,technologischen Anwendung der Wis- 
senschaft", wie schon Marx (1 974, S. 587) die 
reelle Subsumtion der Arbeit unter das Kapi- 
tal kennzeichnete. Das meint aber gerade 
nicht, dass wir es bei dem, was häufig als 
Postfordismus bezeichnet wird, mit einer 
,,Wissensgesellschaft" zu tun hätten, besteht 
das Spezifische doch gerade darin,Wissen in 
vermehrtem Ausmaß in Wert zu setzen, es 
verwertbar zu machen. Die Auswirkungen 
aber sind keine einheitlichen,sondern sie er- 
geben sich gerade in Verbindung mit den 
nach wie vor unterschiedlichen Ausprägun- 
gen des Produktions- und Reproduktions- 
Prozesses auch ihrer stofflichen Seite nach, 
also als uneinheitliche und widersprüchli- 
che. 
,,Das Kapital ist selbst der prozessierende Wi- 
derspruch [dadurch]; daß es die Arbeitszeit 
auf ein Minimum zu reduzieren sucht, wäh- 
rend es andererseits die Arbeitszeit als einzi- 
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ges Maß und Quelle des Reichtums setzt. ... 
Nach der einen Seite ruft es also alle Mächte 
der Wissenschaft und der Natur, wie der ge- 
sellschaftlichen Kombination und des ge- 
sellschaftlichen Verkehrs ins Leben, um die 
Schöpfung des Reichtums unabhängig (re- 
lativ) zu machen von der auf sie angewand- 
ten Arbeitszeit. Nach der andren Seite will es 
diese so geschaffnen riesigen Gesellschafts- 
kräfte messen an der Arbeitszeit, und sie ein- 
bannen in die Grenzen, die erheischt sind, 
um den schon geschaffnen Wert als Wert zu 
erhalten" (ebd., 593) 
HardtINegri versuchen,die politischen Imp- 
likationen dieses Prozesses im Begriff der 
,,Multitude" positiv zu fassen, fassen diese 
allerdings wiederum substanzhaft und un- 
terschätzen die interne Differenzierung des 
Neuzuschnitts des gesellschaftlichen Ar- 
beitskörpers und seiner Auswirkungen. 
Wenn im Unterschied zur Lohnarbeitsgesell- 
schaft des Fordismus insbesondere die Zwi- 
schenklassen bewegt werden, die Prekarität 
zunimmt und ganze Personengruppen ab- 
geschrieben werden (vgl. Castel2000,357f), 
so ist momentan noch keineswegs ausge- 
macht,wie sich das auf Basis der gegebenen 
politischen Herrschaftsstrukturen, der Le- 
bensstile und sozialen Milieus tatsächlich 
auswirken wird.2 

Postfordismus? 
Das gilt ähnlich für dasTheorem des Postfor- 
dismus; zwar ist es mehr als nur plausibel, 
dass die Anwendung neuer Technologien 
(vgl. Castells ,,Netzwerkgesellschaft" 2001) 
die industrielle Antwort auf die ,,Krise des 
Fordismus" ist,aber der von vielen Autoren 
gezogene Schluss, dass es sich dabei schon 
um eine,,postfordistische Produktionsweise" 
handele, scheint problematisch. Einerseits 
bleibt zu fragen,ob es sich bei dieser neuen 
Entwicklung wirklich um eine generelle Ab- 
kehr vom Fordismus handelt, ob sich also 
eine neue und in sich geschlossene Qualität 
von Produktion und Dienstleistungen ab- 
zeichnet,oder ob,,Postfordismus" nicht doch 
eher eine Art von,,Ultrafordismus' oder eine 
Zwischenform darstellt, der sich durch Flexi- 
bilisierung kennzeichnen lässt (vgl. Dörre1 
Röttger 2002) . D.h. weitere Effektivierung 
durch Entkoppelung der betrieblichen Ma- 
schinennutzungszeiten von den individuel- 
len Arbeitszeiten der Beschäftigten, durch 
Flexibilisierung der individuellen Arbeitszei- 
ten (Ausweitung von Schichtarbeitssyste- 



men, Wochenendarbeit, Kopplung der indi- 
viduellen Arbeitszeit an den Betriebszweck); 
statt weiterer Arbeitszergliederung auch 
ganzheitliche Arbeitsvollzüge, lean-produc- 
tion, just-in-time-Produktion, zeitparallele 
Produktentwicklung,Konstruktion und Pro- 
duktplanung,durch die Betonung der Ganz- 
heitlichkeit des Rationalisierungsgesche- 
hens, Gruppenarbeit etc.. Das gilt anderer- 
seits erst recht,wenn die angedeuteten Ver- 
änderungen beim Einkommen, den Kon- 
summöglichkeiten und der sozialen Absi- 
cherung berücksichtigt werden: Entgegen 
den allgemeinen Verheißungsversprechen 
(wie auch ihrem direkten Gegenteil), sind re- 
ale Differenzierungsprozesse zu verzeich- 
nen. Das, was sich allgemein als Verbesse- 
rungIReduzierung, GleichheitIAusgrenzung 
darstelIt,enthäIt empirisch sehr unterschied- 
liche Facetten; Zeit und Raum werden ver- 
dichtet und gleichzeitig fragmentiert. (vgl. 
Rinderspacher 1982,1985). Kaum irgendwo 
zeigt sich das so deutlich wie bei Migrantln- 
nen und Frauen; in der Transformation der 
Fordismen verändert sich die Genderproble- 
matik. Es is t  - einhergehend mit der Aufsplit- 
terung zuvor eingeengter gesellschaftlicher 
Formen -eine Pluralisierung der Geschlech- 
terverhältnisse zu beobachten, die jedoch 
nicht die grundsätzlichen Machtverhältnisse 
beseitigtvielmehr führt die Vervielfältigung 
geschlechtsspezifischer Regulationen und 
existierender Lebensverhältnisse vor allem 
zu einer Verringerung der Wahrnehmung 
dieser sozialen Ungleichheitsform. 

Regionale Transformationsprozesse 
Im Gefolge der Bedeutungsänderung der 
Nationalstaaten findet eine Transformation 
auf regionaler und lokaler Ebene statt,damit 
ändert sich das Verhältnis nicht nur zwi- 
schen global und national,sondern auch das 
zwischen deutlich kleinräumlicheren Einhei- 
ten, wie zwischen Stadt und Region oder 
Quartier und Stadt. Nicht nur Nationalstaa- 
ten treten in Wettbewerb zu einander, dieser 
findet sich ebenso auf der Ebene von Städ- 
ten und Regionen wieder, so dass Stadtpoli- 
tik immer mehr zu unternehmerischem 

* Standortmarketing wird. In diesem Zusam- 
menhang verändert sich das Verhältnis zwi- 
schen einzelnen geographischen Regionen, 
es kommt zu einer Re-Hierarchiserung der 
Städte und Regionen (etwa Global Cities und 
Shrinking Cities). Dabei finden sich auf allen 
diesen Ebenen spezifische und widersprüch- 
liche Beziehungen zwischen Markt, Staat, Zi- 
vilgesellschaft, wobei auf lokaler Ebene, 
insbesondere im Bereich einer auf Aktivie- 
rung setzenden Sozialpolitik ein Bedeu- 
tungsgewinn von Non-Profit-Organisatio- 
nen zu beobachten is t  (Mayer 2003).Zivilge- 
sellschaft kann dabei nicht als unabhängig 
vom - oder, wie in (neo)liberalen Argumen- 
tationen, sogar konträr zum - Staat betrach- 
tet werden (wie dies auch der Begriff der 
NGO zu suggerieren versucht). Einleuchten- 

der ist die Beschreibung von Antonio 
Gramsci, der Zivilgesellschaft als staatliche 
Erweiterung begreift. Wie der frühe Kapita- 
lismus Menschen zu Arbeitern geformt hat, 
die willens und in der Lage waren, in Fabri- 
ken zu arbeiten, so erfordern auch die ge- 
genwärtigen Regulationsweisen spezifische 
Subjekte. Dafür ist es nicht nur von Nöten, 
die gegebene Bevölkerung zu segmentie- 
ren, durch rassistische, nationalistische und 
sexistische Herrschaftslinien zu zerteilen, 
sondern ebenso die erforderlichen Subjekte 
hervor zu bringen. Wir fragen deshalb nicht 
nur nach der empirischen Zusammenset- 
zung des gesellschaftlichen Arbeitskörpers, 
sondern mit Foucault (2000) auch nach den 
Anforderungen, die an die Subjekte gestellt 
werden; nicht nur nach den Arten, nach de- 
nen Menschen regiert werden, sondern 
auch nach den Weisen, wie sie sich selbst re- 
gieren. In dem Maße, in dem im Zuge der 
neoliberalen Veränderungen und Umstruk- 
turierungen Ökonomie und Soziales als Ant- 
agonismen begriffen werden,die Ökonomie 
aber zum gesellschaftlichen Leitbild wird, 
löst sich dieses Spannungsverhältnis durch 
die De-Sozialiserung des Sozialen auf, mit 
dem selbstverantwortlichen Individuum als 
Unternehmer seiner selbst, als Ich-AG (vgl. 
Rose 2000). 
Zwar kann die gegenwärtige Entwicklung 
weltweit als grundlegende Transformations- 
krise des fordistischen Kapitalismus gefasst 
werden, die sich insgesamt vor allem durch 
verkürzte Wirtschaftszyklen, steigende Mas- 
senarbeitslosigkeit, Segmentierung der Ge- 
sellschaft und Verschärfung des internationa- 
len Wettbewerbs auszeichnet. Aber: Anschei- 
nend gibt es (noch) Grenzen einer planenver- 
allgemeinerung der Ausprägungen dieses 
Prozesses, Grenzen, die sich vor allem in der 
historischen Besonderheit von Nationalstaa- 
ten,d.h.der politischenverfasstheit der Natio- 
nalstaaten geltend machen.Man könnte auch 
sagen: Die Einheitlichkeit des Prozesses be- 
steht in der Beseitigung des fordistischen 
Kompromisses, aber die neoliberalen Trans- 
formationen weisen enorme Differenzen und 
immanente Wider- 

werden können. Es kann also von ihrer Form 
nach unterschiedlich beschaffenen Fordis- 
mus- und Postfordismusbegriffen ausge- 
gangen werden. Die Fassung einer postfor- 
distischen Regulation kann schnell proble- 
matisch werden, wenn die aktuellen Gesell- 
schaftsstrukturen begrifflich zu stark festge- 
legt werden.Vieles spricht dafür, die derzeiti- 
gen Zustände in ihrem ständigen Wandel zu 
betrachten, bei dem politische Kräftever- 
hältnisse eine entscheidende Rolle spielen. 
Während - trotz der national differenten Be- 
schaffenheiten - von einem Fordismus als 
Strukturbegriff gesprochen werden kann, 
trifft dies auf die Postfordismen nicht zu. So 
kann dieser Begriff derzeit lediglich den Pro- 
zess der Transformation zusammenfassen, 
Postfordismus kann aber (noch) keinen sta- 
bilen Regulationsmodus einfangen. Eigent- 
lich kann das, was sich Postfordismus nennt, 
erst nach seiner Überwindung treffend be- 
schrieben werden (vgl. Demirovic 2003). So 
kann der Begriff nur wörtlich genommen 
werden und, den Prozess der vornehmlich 
neoliberalen Transformationen des Fordis- 
mus zusammenfassen. 

lnternationalisierungsprozesse 
Das gilt ähnlich für den Begriff des Empire 
bei HardtINegri oder den neuerlich mit 
Recht wieder in die Debatte gebrachten Be- 
griff des Imperialismus (vgl. Prokla 133). 
Wenn man HardtINegri durchaus das Ver- 
dienst zusprechen kann, den Internationalis- 
mus als Kern eines heutigen Befreiungs-Dis- 
kurses (wieder) ins Bewusstsein gebracht zu 
haben,so bleiben ihre Bestimmungen diffus. 
Zugespitzt kann formuliert werden, dass ein 
unklar bleibender Begriff von Globalisierung ' 
und ein zu geringesvorantreiben einer Ana- 
lyse der kapitalistischen Globalisierung und 
vor allem eine ungenügende Reflektion der 
konkreten zwischenstaatlichen Beziehun- 
gen und ihrer Entwicklung vorherrschen 
(vgl. Buckel 2003), während Setzungen und 
Hoffnungen auf die Bewegung dominieren. 
Soviel scheint klar: Im Gefolge der zuneh- 
menden Internationalisierung des Kapitals 

Sprüche auf. 
Gerade vor diesem 
Hintergrund zeigt 
sich die Schwäche 
der Sachzwangrhe- 
torik. Wesentlich für 
eine neue Weltord- 
nung ist die Auflö- 
sung des Fordismus. 
Dabei werden Haupt- 
elemente der fordis- 
tischen Regulation 
beseitigt. An deren 
Stelle treten Prozesse, 
deren Resultate nicht 
widerspruchsfrei in 
einem Postfordis- 
musbegriff gefasst 
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werden die globalen Asymmetrien sich zu- 
spitzen und sich den Nationalstaaten gegen- 
über als zunehmende Konkurrenz unter na- 
tionalen Wettbewerbsstaaten (Hirsch) gel- 
tend machen. Die reichen Länder besitzen in 
diesen schiefen Interdependenzen viel grö- 
ßere Chancen und weniger Risiken im Rah- 
men der kapitalistischen Globalisierung. Sie 
sind es, die die derzeitige Form der Globali- 
sierung vorantreiben. Europa ist auch in die- 
sem Zusammenhang zu denken. Gleichzei- 
tig hat der europäische Prozess eine Wir- 
kung nach innen. So zeigt sich vieleswas als 
neoliberale Globalisierung bezeichnet wird, 
als Europäisierung. Man denke nur an die 
EU-Konvergenzkriterien. In dem Zusammen- 
hang ist Europa nicht als Macht zu denken, 
die globale wirtschaftliche Asymmetrien ab- 
baut (auch wenn manche in Europa dies 
gerne möchten). Auch bei einem teilweise 
umfangreicheren Sozialsystem in einigen 
europäischen Ländern handelt es sich um 
eine,,eurokapitalistische Regulation" (Rött- 
ger). 
Entgegen der weit verbreiteten These von 
dem Bedeutungsverlust des Nationalstaates 
halten wir es für erforderlich, die National- 
staaten im Weltzusammenhang und in ihrer 
unterschiedlichen Eingebundenheit in die- 
sen zu analysieren (Altvater/Mahnkopf 
2004). Diese Frage lenkt das Bild des Natio- 
nalstaates, der eigentlich gemeint war, auf 
den fordistischen Staat,der Bestandteil eines 
kapitalistischen Regulationszusammenhang 
ist/war. Der Rede vom Bedeutungsverlust 
des Staates geht also eine Einengung und 
ebenso eine Mystifizierung einher. Denn die 
Problematiken der fordistischen Regulation, 
in denen der Staat keineswegs als Oppositi- 
on zu Gesamtkapitalien auftrat und nicht als 
demokratische Verallgemeinerung, sondern 
als Hegemonieapparat zu denken ist, blei- 
ben ausgeblendet. 

Die Aktualität einer Kritik der Politischen 
Ökonomie 
Schon Gramsci (1 996) weist darauf hin, dass 
der Freihandel eine staatliche Regulation ist. 

Dies ist auch bei den vorgeblich neolibera- 
len Freihandelsumsetzungen vorhanden. 
Zum ersten wird Freihandel bei diesen Ver- 
handlungen nicht wirklich durchgesetzt, 
was an den europäischen und nordamerika- 
nischen -zumeist auch nicht monetären - 
Einfuhrbeschränkungen sichtbar wird. Wer 
z.B.der brasilianischen Regierung sein Gehör 
schenkt,dem offenbart sich eine Klage über 
den Protektionismus des Nordens. Zum 
zweiten ist recht offensichtlich, dass dieser 
Freihandel staatlich ausgehandelt ist. 
Darüber hinaus setzen die Nationalstaaten 
den juristischen Rahmen und stellen ihren 
Gewaltapparat zur Durchsetzung dieser 
Form der kapitalistischen Globalisierung zur 
Verfügung. 
Eine Dichotomie zwischen Staat und Ökono- 
mie ist also nicht vorhanden. Es besteht eine 
politische Ökonomie, deren Form zu kritisie- 
ren ist. Und dies schließt eine Staatskritik ein, 
die nicht auf die USA zu reduzieren ist. Diese 
Kritik darf bei,iBU$H" nicht enden, sondern 
zu ihr gehört auch eine Betrachtung von Eu- 
ropa und - um ebenso zuzuspitzen - 

,,SCHRÖD R". Wobei diese Personifizierun- 
gen durchaus selbst kritikwürdig sind. Hier 
gerät die Kritik an der derzeitigen US-ameri- 
kanischen Politik sehr nah an einen simplen 
Antiamerikanismus. Das neoliberale Dogma 
geht nicht nur von den USA aus. Auch der 
Abbau von Freihandel (wie letztlich durch 
Stahlimportzölle) sind Bestandteil amerika- 
nischer Politik. So geradlinig verlaufen kapi- 
talistische Globalisierungsprozesse nicht. 
Die Annahme ist irrig, dass mit der EU eine 
soziale und ökologisch verträgliche Form 
von Globalisierung gegeben sei. 

Aufgabe der Sozialdemokratie 
Hierzulande und in Europa kommt der Sozi- 
aldemokratie besondere Bedeutung zu: Als 
sich in den 60er bis 70er Jahren eine Krise 
für die so genannte Vollbeschäftigung ab- 
zeichnete,die alsTeil der Krise des Fordismus 
zu betrachten ist, wurde der Begriff der Voll- 
beschäftigung zu einer Utopie, deren 
zwanghaftes Scheitern sich in einem Wandel 

der Sozialdemokratie 
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abzeichnete. Der ur- 
sprüngliche sozialde- 
mokratische Ansatz, 
nämlich den Kapita- 
lismus schrittweise 
immer mehr zu sozia- 
lisieren und zu de- 
mokratisieren, wurde 
aufgegeben und er- 
setzt durch eine Leiti- 
dee, nach der sich 
Geschichte im Rah- 
men von Globalisie- 
rung nach naturge- 
setzähnlichen Pro- 
zessen entwickelt. 
Dabei weist die vor- 
herrschende Strö- 

mung der SPD sich die Aufgabe zu, nur noch 
den Versuch einer möglichst gerechteren 
Entwicklung zu unternehmen (Mahnkopf 
2000). Hier besteht ein Grundwiderspruch: 
Während zum einen eine unveränderbare 
Entwicklung vorausgesetzt wird, wird 
andererseits behauptet deren Abmilderung 
sei möglich. 
Der Wandel der Sozialdemokratie hat aber 
noch eine andere entscheidende Implikati- 
on. So ist an die Stelle des alten Zukunfts- 
und Fortschrittsmodells kein neues getre- 
ten. Die Sozialdemokratie begrenzt sich 
selbst im ideologischen Diskurs auf einever- 
ringerung von größeren Übeln. Neueste Vor- 
stöße von der Parteispitze deuten auf die 
Entwicklung einer neuen,,VisionU hin,die als 
Umkehrung der Gründungsziele gesehen 
werden können. So war die Verringerung 
und zum Teil auch die Beseitigung (der Fol- 
gen) sozialer Ungleichheit sozialdemokrati- 
sches Programm und Grund für die Partei- 
gründung gewesen. Soziale Distanz er- 
scheint also als eine Forcierung sozialer Un- 
gleichheit - zu der nicht nur Bildungschan- 
cen,sondern auch die Differenzierung im Bil- 
dungssystem gehören - als positiv für die 
Entwicklung eines nationalen Wettbewerbs- 
standortes. Die Fragestellung, ob diese Neu- 
orientierung die Auflösungserscheinungen 
innerhalb der SPD, die sich (ebenso wie bei 
Gewerkschaften) auch in einer drastischen 
Verringerung von Mitgliedern zeigt,stoppen 
kann oder ob vielmehr dieser Wandel selbst 
als Auflösung gesehen werden kann,da nur 
noch der eingeführte Markennamen der 
Partei übrig bleibt,soll hier offen bleiben. 

Sozialer Protest und politische Gestal- 
tung 
Man kann aus all dem sicherlich kein,,Ende 
der Politik (Scharenberg/Schmidtke 2003) 
ab1eiten;eher im GegenteiLAber weder der 
Weg in die luftigen Höhen einer imaginier- 
ten Multitude (der Widerstand) noch der 
Griff ins Arsenal altbekannter linker Politik- 
konzepte (die Arbeiterbewegung) dürften 
weiter helfen. Selbst das Konzept eines,,ra- 
dikalen Reformismus" (Hirsch), dessen in- 
haltliche Ausarbeitung allemal wichtig ist, 
verbleibt vielleicht noch zu eng im bekann- 
ten Rahmen. Beide Wege, die ja schon den 
Hintergrund der frühen Spaltung der Lin- 
ken in einen sozialdemokratischen und so- 
zialistischen Flügel bildeten, also sich am 
Streit zwischen Sozialreform oder Sozialre- 
volution ausrichteten, können als geschei- 
tert angesehen werden (vgl. Holloway 
2002). In jeweils unterschiedlicher Weise 
hatten beide Positionen Unrecht. Weder 
ließ sich der Kapitalismus zu Todesozialisie- 
ren,noch war es möglich,über den Staat die 
gesellschaftlichen Produktionszusammen- 
hänge zu revolutionieren. Durch dieses - ei- 
gentlich schon lange absehbare - Scheitern 
müssen alte Fragen neu aufgeworfen und 
neue gestellt werden. Auf jeden Fall muss 
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Das neue Marktregime se unbestrittene Pluralität bedeutet freilich 
nicht,dass arbeitspolitisch alles möglich ist. 
Was auf den ersten Blick als Koexistenz un- 
terschiedlicher Arbeitswelten erscheinen 
mag, ist oft genug das systemische Produkt 
einer Reorganisation von Wertschöpfungs- 

Zwischen bilanz einer Debatte 

Von Klaus Dörre, Bernd Röttger ketten,die qualifizierte Wissens- und Fachar- 
beit am oberen Ende mit einfachenTätigkei- 
ten, prekären Beschäftigungsverhältnissen 
und geringfügigen Partizipationschancen 
an ihrem unteren Ende kombiniert (Dörre 
2002: 224 ff.; Lüthje 2001). Festzuhalten 
bleibt,dass sich der Übergang zu einem neu- 
en Produktionsmodell keinesfalls an einem 
auf Requalifizierung zielenden,,Produktions- 
konzept" oder gar an dessen Weiterung zu 
einem Ansatz ,,innovativer Arbeitspolitik 
(KernISchumann 1998: 88 ff.) festmachen 
lässt. 
Der Bruch mit dem alten Produktionsmodell 
vollzieht sich auf einer anderen Ebene. Die 
,,Verschiebung von Marktgrenzen" (U.Brink- 
mann) in der Gesellschaft wie auch in Betrie- 
ben und Unternehmen stellt ein Phänomen 
dar, das dasTerrain der,,tayloristisch-fordisti- 
schen Syndromatik überschreitet. Man 
kann, diesen Wandel als Geburt einer Kon- 
trollstrategie definieren, deren Implementa- 
tion noch nichts über das erreichte Niveau 
kapitalistischer Restrukturierung aussagt. 
Man mag,die marktzentrierte Herrschaft als 
Ausdruck einer höchst labilen, krisenhaften 
Umbruchsituation deuten. Oder man kann 
in marktförmiger Steuerung den Funktions- 

Gibt es ein nachfordistisches Produkti- 
onsmodell? 
Wie nicht anders zu erwarten,fallen die Ant- 
worten kontrovers, ja mitunter gegensätz- 
lich aus. Die Differenzen beginnen schon mit 
dem historischen Ausgangspunkt der De- 
batte. Sie betreffen Kategorien, die Einord- 
nung empirischer Phänomene und nicht 
zuletzt die arbeitspolitischen Konsequen- 
zen. Wir wollen an dieser Stelle darauf ver- 
zichten, die kritischen Kommentierungen 
der Produktionsmodell-These einer ausführ- 
lichen Würdigung zu unterziehen. Ein sol- 
ches Unterfangen wäre ohnehin problema- 
tisch, weil auch wir bei wichtigen Einschät- 

zungen unterschiedlicher Meinung sind.Wir 
ziehen es deshalb vor,Gemeinsamkeiten he- 
rauszuarbeiten und eigene Lernprozesse zu 
skizzieren. 

1. Lernprozesse:Vom Produktionsmodell 
zum Marktregime 
Aller analytischen Differenzen zum Trotz 
gibt es einen roten Faden unserer Argumen- 
tation: Die Arbeitsgesellschaften des fordisti- 
schen Kapitalismus befinden sich in einem 
dramatischen Wandlungsprozess. Noch ist 
die Restrukturierung in vollem Gange.Offen- 
kundig bringt sie eine bunte Vielfalt an Ar- 
beits- und Organisationsformen hervor. Die- 

Dr. Klaus Dörre, Jahrgang 1957, Leiter des Forschungsinstitutes Arbeit, Bildung, Partizipation 
(FIAB) Recklinghausen, spw-Mitherausgeber 
Dr. Bernd Röttger, Jahrgang 196 1, arbeitet als wissenschaftlicher Mitarbeiter um FIAB 
Der Beitrag ist eine leicht veränderte Fassung des Schlusskapitels aus dem von Klaus Dörre und 
Bernd Röttger herausgegebenen Band ,,Das neue Marktregime - Konturen eines nach- 
fordistischen Produktionsmodel1s"erschienen im VSA-Verlag, Hamburg 2003 



mechanismus eines nachfordistischen Kapi- Belegt ist bislang nur,dass sich die Wechsel- 
talismus sehen,in welchem das marktradika- wirkungen zwischen und innerhalb der Fel- 
le Dogma zum gesellschaftsstrukturieren- der nicht im Sinne einfacher Kausalbezie- 
den Prinzip geronnen ist. hungen deuten lassen. Möglicherweise ist 
Über diese unterschiedlichen Positionen die Frage nach der Durchsetzung transnatio- 
hinweg bleibt ein kleinster gemeinsamer naler Produktions- und Tauschnormen ein 
Nenner. Die Transformation des fordisti- erfolgversprechender Weg, um hier ein we- 
schen Kapitalismus und seiner Produktions- nig Licht ins Dunkel zu bringen. Das Konzept 
weise vollzieht sich wesentlich im Medium transnationaler Produktionsnormen weitet 
von Macht und Herrschaft. Präziser: Hinter die Analyse über das Produktionsmodell hi- 
dem scheinbaren Sachzwang Markt verbirgt naus auf das weltwirtschaftliche Zusam- 
sich ein neues Kontroll- und Herrschaftssys- menspiel von Ökonomie und Politik aus. He- 
tem, das nicht nur in Betrieben und Unter- gemoniale Produktions- und Tauschnormen 
nehmen, sondern auch in Staat und Gesell- (Aglietta 1979) beziehen über das Produkti- 
Schaft über ein verzweigtes Netz an Stütz- onsmodell hinaus den Weltmarkt,die Struk- 
punkten verfügt. tur internationaler Arbeitsteilung und das 
Von Kontrolle sprechen wir,sofern dieTrans- darauf bezogene Staatensystem ein.Trans- 
formation von konkret-nützlicher in abstrak- nationale Produktionsnormen sind keine 
te, kapitalbildende Arbeit gemeint ist. Steue- völlig neue Erscheinung,sie existierten auch 
rung und Herrschaft bezeichnen die - auch in früheren Stadien kapitalistischer Entwick- 
über Hierarchien und Weisungsbefugnisse lung.Anders als in der Ära des expandieren- 
abgesicherte - Durchsetzung bestimmter den Fordismus vollzieht sich die Etablierung 
Arbeitspolitiken. Regulation meint die Her- und Ausbreitung einer hegemonialen Pro- 
Stellung von Entsprechungsverhältnissen duktionsnorm gegenwärtig als ein Prozess, 
(z.B. von sozialen Kompromissbildungen), der alle weltmarktorientierten Ökonomien 
die die soziale Kohärenz einer kapitalistsi- annähernd gleichzeitig erfasst. 
chen Formation sicherstellen sollen. Wichtig ist dabei für uns, dass sich das Kon- 
Die politische Durchsetzung marktförmiger zept der transnationalen Produktionsnor- 
Steuerungsmechanismen Iässt sich als Über- men an den von uns vorgeschlagenen 
gang von einem Herrschaftssystem, das Machtbegriff anschließen Iässt. 
nicht ausschließlich, aber doch wesentlich, 
auf Formen autoritativer Macht beruhte, zu Die diffuse Macht des Marktes 
einem Herrschaftstyp, der, ebenfalls nicht Die diffuse Macht des Markteszwingt die Ak- 
ausschließlich,aber doch primär,auf der dif- teure auf allen Handlungsebenen zur Reduk- 
fusen Macht des Marktes basiert, begreifen. tion von Komplexität. Das geschieht über die 
Autoritative Macht ist,,von Gruppen oder Or- Kreation, Durchsetzung und Verbreitung 
ganisationen gewollt und bejahtU,sie,,impli- von Leitbildern,von Deutungsmustern und 
ziert klare Anweisungen und bewussten Ge- Handlungsschemata, die Handlungskorrido- 
horsam". Diffuse Macht,,verteilt sich in einer re definieren. Ganz im Sinne von Michal 
eher spontanen, unwillkürlichen, dezentra- Manns (1994: 46) Definition ideologischer 
len Weise über die Be- Macht kann das Wis- 
völkerung". Sie pro- Sen um vielschichtige 
duziert ,,gleichartige Die Durchsetzung des Prozesw wie den der 
Sozialpraktiken, die marktzentrierten Herr- weltwirtschaftlichen 
zwar ebenfalls R e s t r u k t u r i e r u n g  
Machtbeziehungen schaftstyps vollzieht sich in niemals ,,umfassend 

implizieren, aber kei- einem vielschichtiaen an der Praxis über- 
J 

ne explizit von oben prüft und bestätigt 
verfügten" Diffuse Prozess Ohne homogenes werden". Darin wur- 

Macht beruht .nicht strategisches Subjekt. zelt die Überzeu- 
auf Anweisung und gungskraft eines ide- 
Gehorsam, sondern ologischen Globalis- 
auf einem Einverständnis, dass diese Prakti- mus (Krugmann 1999: 27) und seiner Pro- 
ken natürlich oder moralisch oder im augen- duktivitätsmythen, welche die Ungewisshei- 
scheinlichen Gesamtinteresse begründet ten und Unwägbarkeiten des internationa- 
sind" (Mann 1994:24). len Restrukturierungswettlaufs in Plädoyers 
Die Durchsetzung des marktzentrierten für marktkonforme Praktiken umzumünzen 
Herrschaftstyps vollzieht sich in einem viel- in der Lage sind.Gleich, was passiert, die An- 
schichtigen Prozess ohne homogenes stra- hänger der Marktorthodoxie wissen immer 
tegisches Subjekt. Wie die Restrukturierun- schon, was zu tun ist. Ihre Lösung für jedes 
gen im ökonomischen und politischen Feld beliebige Problem lautet:,Mehr Markt!' So 
verlaufen und aufeinander einwirken, ist lange es noch Reglen gibt,die die Marktkräf- 
bislang noch kaum erforscht worden. Dies te begrenzen, findet diese Orthodoxie ein 
kann im übrigen auch nur im Rahmen einer Objekt der Kritik. Zu Recht hat Pierre Bour- 
breit angelegten Forschungsstrategie ge- dieu (1 998) den Marktradikalismus mit einer 
schehen, die Veränderungen in Teilberei- Theodizee, einem Glaubenssystem, vergli- 
chen empirisch ausleuchtet. chen, dessen fraglose Hinnahme die Hand- 

lungsweisen wichtiger gesellschaftlicher Ak- 
teure bestimmt. Die Verankerung dieses 
Glaubenssystems in den Gremien, Institutio- 
nen und Politikarenen eines international 
verflochtenen Metropolenkapitalismus Iässt 
sich als Normierung gesellschaftlicher Praxis 
begreifen. 
Die transnationale Durchsetzung und Insti- 
tutionalisierung marktkompatibler Produkti- 
onsnormen wollen wir in einer vorläufigen 
Arbeitsdefinition als nachfordistisches oder 
flexibles Marktregime bezeichnen. Der Begriff 
des Marktregimes soll die Aufmerksamkeit 
auf die Herrschafts- und Kontrolldimension 
ökonomisch-industrieller Restrukturierung 
lenken. Die Kategorie des Marktregimes ist 
enger als die des Produktionsmodells, weil 
sie nicht an konkrete Aussagen über das er- 
reichte Niveau industrieller Restrukturierung 
gebunden ist. Zugleich weist sie über das 
Produktionsmodell hinaus, weil sie auf un- 
terschiedlichen Ebenen den Zusammen- 
hang von Produktionsmodell, Akkumulati- 
onsregime und gesellschaftlicher Regulati- 
onsweise thematisiert. Anders gesagt: Mit 
der Verankerung marktkompatibler Produk- 
tions- und Tauschnormen an den Schnitt- 
stellen von ökonomischem und politischem 
Feld verändern sich zugleich die Regeln, 
nach denen das,,game of profit making" (Ru- 
igrowvan Tulder 1995) gespielt wird. Markt- 
zentrierte Herrschaft und Kontrolle bedeu- 
tet regelverändernde Politik innerhalb wie 
auch an den Grenzen des ökonomischen 
Feldes. 
Mit den Machtverhältnissen und den For- 
men kultureller Hegemonie verändert sich 
zugleich das Koordinatensystem der Ar- 
beitspolitik:,,Die erste Koordinate bezeichnet 
das veränderte Kräfteverhältnisse der Klas- 
sen. Die zweite Koordinate betrifft das neue 
Wesen der technischen Ausstattung und die 
dritte Koordinate ist die Absage an alle poli- 
tischen Alternativen, das Ende der langen 
Epoche revolutionärer Mythen und Anfech- 
tungen der bürgerlichen Gesellschaft, von 
denen sich gesellschaftliche Veränderungen 
nährten." (Clark 2000: 88, Übersetzung spw). 

2. Ein Produktionsmodell, viele Produkti- 
onsmodelle? 
Was die im Begriff des Marktregimes vorge- 
nommene Betonung der Herrschafts- und 
Kontrolldimension industrieller Restruktu- 
rierung zu leisten imstande ist, Iässt sich in 
Auseinandersetzung mit einer neueren, re- 
gulationstheoretisch inspirierten Studie von 
Boyer und Freyssenet (2003) zeigen. Boyer/ 
Freyssenet entfalten ihre Argumentation in 
expliziter Abgrenzung zu Vorstellungen ei- 
nes one best way industrieller Restrukturie- 
rung, wie ihn das Leitbild ,Lean Production' 
Anfang der 1990er Jahre zu verkörpern be- 
anspruchte. Den beiden Autoren gelingt es 
durchaus überzeugend, die Einwirkung von 
Konjunkturen und Kräfteverhältnissen in der 
Weltwirtschaft auf das Rationalisierungsleit- 



bild zu illustrieren. So bezog die ,Lean Pro- 
duction' ihre Wirkungsmacht wesentlich aus 
der Exportoffensive japanischer Automobil- 
hersteller in den 1980er Jahren. lhre Rezepti- 
on in Europa begann freilich zu einem Zeit- 
punkt,als die sozioökonomischen Vorausset- 
zungen dieser Offensive in Japan bereits zu 
schwinden begannen. Ähnlich verhält es 
sich mit dem auf Globalisierung und Finanzi- 
alisierung fußenden,,angelsächsischen Mo- 
dell" (ebd.; S. 140 ff.). Seine Rezeption und 
Verbreitung setzte zu einem Zeitpunkt ein, 
als die amerikanische Wachstumsdekade ih- 
ren Zenit bereits überschritten hatte. 
Die Vorstellung eines one best way industri- 
eller Restrukturierung wird von BoyerIFreys- 
senet nun in doppelter Weise attackiert. 
Zunächst relativieren die beiden Autoren 
den historischen Ausgangspunkt der Argu- 
mentation. Die Periodisierung der Industrie- 
geschichte als Abfolge homogener Produk- 
tionsmodelle (Craft Production,Taylorismus- 
Fordismus, Postfordismus) lasse sich nicht 
aufrecht erhalten. Es gebe keine nationalen 
Produktionsmodelle. Statt dessen müsse in 
jeder Phase von der Existenz konkurrieren- 
der Produktionsmodelle (in der japanischen 
Automobilindustrie z.B. Toyotismus und 
Hondaismus) ausgegangen werden. Das 
zweite Argument lautet, die Vielfalt der Pro- 
duktionsmodelle werde durch die Globali- 
sierung der Automobilindustrie nicht aufge- 
hoben. International agierenden Konzerne 
seien noch immer zur Anpassung ihrer Pro- 
duktionsmodelle an national-spezifische 
Kontexte gezwungen. Die Abhängigkeit 
vom einmal eingeschlagenen, institutionell 
eingehegten Pfad industrieller Modernisie- 
rung bestehe weiter. Allenfalls könne von ei- 
ner Tendenz zur Ausdifferenzierung und Hy- 
bridisierung spezifischer Produktionsmodel- 
le gesprochen werden (ebd.: 142). 
BoyerIFreyssenet definieren Produktionsmo- 
delle nun,,als unternehmensspezifische Go- 
vernance-Kompromisse". Ein Produktionsmo- 
dell ermögliche die dauerhafte Umsetzung 
einer Profitstrategie, 
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mon sense gehört. 
Und letztlich bleibt 
auch die Vorstellung 
konkurrierender Pro- 
duk t i onsmode l l e  
hinter der realen Dy- 
namik betrieblicher 
Reorganisation zu- 
rück, die aus der im- 
manenten Wider- 
sprüchlichkeit hand- 
lungsleitender Ma- 
nagementkonzepte 
resultiert. Unser ent- 
scheidender Kritik- 
punkt ist jedoch ein 
anderer. Fraglich ist, 

P- - - 
ob die Internationali- 
sierung der Unter- 
nehmen die auf einer starken Verknüpfung 
von Heimatmarkt und Produktionsmodell 
beruhenden pfadspezifischen Anpassungs- 
mechanismen tatsächlich unangetastet Iässt 
(vgl. Jürgens 2003: 10 f.). Anders gesagt: Hin- 
ter der Pluralität konkurrierender Produkti- 
onsmodelle droht das,,Gemeinsame hinter 
der Vielfalt" zu verschwinden. Dass es solche 
Gemeinsamkeiten gibt, klingt bei Boyer und 
Freyssenet nur am Rande an. So etwa,wenn 
sie auf dieTendenzzur Prekarisierung der Ar- 
beitsverhältnisse eingehen, oder wenn sie 
von der Renaissance einer Flexibilisierungs- 
strategie sprechen,die die Deregulierung so 
weit voran treibe, dass eine,,Balkanisierung 
der Gesellschaft" die Folge sei. 
Veränderungen im institutionellen Korsett 
unternehmensspezifischer Governance- 
Kompromisse lassen sich aber nur feststel- 
len, sofern die unternehmensübergreifende 
Dimensionen solcher Kompromissbildun- 
gen berücksichtigt werden. Die Wirkungen 
betrieblicher Wettbewerbspartnerschaften 
z.B. lassen sich zureichend nur erfassen, 
wenn sie im Kontext zunächst des nationa- 
len Systems industrieller Beziehungen un- 
tersucht werden. Belässt man es bei einem 

Blick, der sich auf die 

Grundlage sowohl liberalisierter als auch ko- 
ordinierter Märkte möglich. Erfolgreich seien 
Restrukturierungsprozesse immer dann, 
wenn sie innerhalb jenes institutionellen 
Rahmens verblieben,der die nationale Spe- 
zifik des jeweiligen Modernisierungspfades 
ausmache. 
Gegen diese Position Iässt sich einwenden, 
dass sie die Fähigkeit dominanter (was nicht 
unbedingt heißt: hegemonialer) Mächte un- 
terschätzt, inter- und transnationale Instituti- 
onen für eigene Interessen zu instrumentali- 
sieren und sie für den Export des eigenen Ka- 
pitalismusmodells zu nutzen.Wie Boyer und 
Freyssenet, so unterschätzen auch Hall und 
Soskice letztlich die Macht- und Herrschafts- 
dimension des neuen Marktregimes. 
Diese Dimension ins Blickfeld gerückt zu ha- 
ben, ist  ein Verdienst neuerer Ansätze der In- 
ternationalen Politischen Ökonomie. (Vg1.z.B. 
Strange 1994,StopfordlStrange 1995, Strange 
1997.) Verschiedene Autoren haben gezeigt, 
dass die Stabilisierung neuer weltwirtschaftli- 
cher Entwicklungsmuster sich nicht mehr pri- 
mär nationalstaatlich, sondern vorrangig 
über eine Internationalisierung des Staates 
vollzieht. Dieser lnternationalisierungspro- 
zess geht mit einer tiefen Krise sozialstaatli- 

wenn diese dem Binnenstruktur un- cher Institutionen einher. Den Nationalstaa- 
Wachstumsmodus des Das von uns so bezeichnete ternehmensspezifi- ten fällt eine aktive Rolle bei der Durchset- 
Landes angepasst sei, neue Marktreaime mündet scher Governance- 
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in welchem das Unter- Kompromisse be- 
nehmen aktiv werde. nicht mangsläufig in ein schränkt, können die 

Die eingesetzten Mit- nachfordistisches Wachs- Auswirkungen mik- 
tel (Produktpolitik, Pro- r o ö k o n o m i s c h e r  
duktionsorganisation, tumsmodell. Wettbewerbspakte 
Arbeitsbeziehungen) auf übergreifende 
müssten kohärent und Regelungssysteme 
für alle beteiligten Akteure akzeptabel sein und Gewerkschaftspolitiken leicht überse- 
(ebd.:43). hen werden. 
Soweit diese Argumentation der Modellie- Hält man hingegen an der Kategorie des na- 
rung von Produktionsmodellen ihre Statik tionalen Industrie- und Wirtschaftsmodells 
nimmt,ist sie sicherlich ein analytischer Fort- fest, hat man die Dynamikdes neuen Markt- 
schritt.Boyer und Freyssenet nähern sich da- regimes noch keineswegs erfasst. Das ver- 
mit allerdings einer Argumentation an (Ab- deutlicht eine von Hall und Soskice (2002) 
kehr vom one best way industrieller Restruk- vorgelegt Studie. lhre These lautet, eine er- 
turierung), wie sie in der deutschen Indus- folgreiche Anpassung veränderte weltwirt- 
triesoziologie schon seit langem zum com- schaftliche Rahmenbedingungen sei auf der 

zung marktkompatibler Produktions- und 
Tauschnormen zu.,,States against Markets" 
(BoyerIDrache 1996) ist daher eine Formel 
mit beschränktem Realitätsgehalt. Die Re- 
Kommodifizierung von Arbeitskraft, wie sie 
sich in allen Metropolenkapitalismen ab- 
zeichnet, ist immer auch ein Resultat staatli- 
cher Politik. Dies zu behaupten, bedeutet 
nicht, eine gleichmacherischen Wirkung in- 
tensivierter Marktvergesellschaftung zu un- 
terstellen.Noch immer drückt die Schwerkraft 
habitualisierter Verhaltensweisen und etab- 
lierter lnstitutionen ökonomischen Aktivitä- 
ten ihren Stempel auf. Doch jenseits der insti- 
tutionellen ,,Filteru wirken gleichgerichtete 
ökonomische und politische Kräfte. 
Halten wir fest: Das von uns so bezeichnete 
neue Marktregime mündet nicht zwangs- 
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läufig in ein nachfordistisches Wachstums- 
modell.Seine - auch vorhandenen - produk- 
tiven mikroökonomischen Kräfte können 
aufgrund schwacher Regulationen makro- 
ökonomisch destabilisierend und krisenhaft 
wirken. Das Marktregime begründet jedoch 
eine dynamische Herrschaftsordnung, die 
bislang in der Lage war,die zahlreichen Kri- 
sen- und Konfliktherde einigermaßen zu 
entschärfen. Aus diesem Grund halten wir 
den Regimebegriff, der eine Versteigung so- 
zialer Praktiken ausdrückt,für angemessen. 

3. Das Terrain der Arbeitspolitik neu ver- 
messen 
Diese Argumentation muss zwangsläufig Ein- 
wände provozieren: Ist sie nicht allzu herme- 
tisch? Lässt sie überhaupt noch Raum für ar- 
beitspolitische Alternativen? Unsere Antwor- 
tet lautet: Erst die analytische Durchdringung 
des Marktregimes schärft den Blick für Hand- 
lungsspielräume. Dass intensivierte Marktver- 
gesellschaftung die Handlungskorridore ver- 
engt hat, innerhalb derer sich arbeitspoliti- 

Bereits der Nachweis institutioneller Vielfalt 
im globalen Kapitalismus signalisiert Hand- 
lungsspielräume. In seinen arbeitspoliti- 
schen Konsequenzen bleibt er aber defensiv, 
weil Alternativen letztlich nur als modifizier- 
te Fortsetzung des rheinischen Kapitalismus 
und seiner Institutionen gedacht werden 
können. Nach unserer Auffassung unter- 
schätzen entsprechende Szenarien die Ver- 
änderungsdynamik des,,flexiblen Kapitalis- 
mus". Offensive Strategien kommen nicht 
umhin, dasTerrain der Arbeitspolitik neu zu 
vermessen. Es i s t  nicht unsere Aufgabe,aus- 
gefeilte arbeitspolitische Programmatiken 
zu entwerfen.Wir können jedoch einige Fel- 
der skizzieren, auf denen sich eine zeitgemä- 
ße Arbeitspolitik zu bewähren hat. 
Ein zentrales Handlungsfeld ist die veränder- 
te Arbeitslandschaft. Hier wird es künftig da- 
rum gehen, wieder Regeln durchzusetzen, 
die die destruktiven Wirkungen des Marktre- 
gimes begrenzen. Während der zurücklie- 
genden Jahre haben Interessenvertretun- 
gen und Gewerkschaf- 

ein Kampf um Begriffe zu führen. Kategorien 
wie Autonomie, Selbstverantwortung und 
Partizipation, die ihres emanzipatorischen 
Gehalts beraubt sind,gilt es mit neuen Inhal- 
ten zu füllen. Eine kritische Reformulierung 
dieser Begriffe wird die gesamte Vielfalt fle- 
xibler Arbeitsformen in den Blick nehmen 
müssen. Prekarisierungstendenzen, unge- 
bremste Biegsamkeit gegenüber dem Markt, 
Leistungsintensivierung und psychosoziale 
Belastungen, das Zerstören von Routinen, 
der Zwang zu permanenter Reorganisation 
und die Kollonisierung des Privatlebens 
durch die Anforderungen marktkompatibler 
Erwerbsarbeit können zum Ausgangspunkt 
einer Kritik der nachfordistischen Arbeits- 
welt werden.Gut möglich,dass diese Kritik in 
Konflikte um eine Humanisierung der Ar- 
beitswelt mündet (PickshausIUrban 2002), 
die nun an den Ambivalenzen flexibel- 
marktgetriebener Produktion ansetzt. 
Der Verlauf solcher Konflikte wird davon ab- 
hängen, ob es lnteressenvertretungen und 

Gewerkschaften ge- 
sche Entscheidungen bewegen, ist zunächst ten den Umbau des lingt, die besonde- 
nur eine analytische Feststellung. Der Ein- Produktionsmodells Kategorien wie Autonomie, ren subjektivitäten 

schätzung,dass sich die Restrukturierung auf eher erlitten als aktiv Selbstverantwortung und anzusprechen, die 
der Grundlage einer,,politischen Niederlage beeinflusst. ~ r o g a m -  das nachfordistische 
der organisierten Arbeiterbewegung in den matisch orientierten Partizipation, die ihres hervor- 
wichtigsten kapitalistischen Ländern und der sich die deutschen Ge- emanzipatorischen Gehalts gebracht hat. lm Un- 
Hinnahme einer gemeinsamen wirtschaftli- werkschaften seit Mit- terschied zu vielen 
chen Disziplin durch die Länder des OECD- te der 80er Jahre an beraubt sind, gilt es mit die in der 
Raumes" (Castells 2001: 20) vollzogen hat, den Fortschritts-Ver- neuen Inhalten zu füllen. Debatte um die 
wird man schwerlich widersprechen können. sprechen nachtayloris- ,,Subjektivierung der 
Es ist jedoch noch nicht entschieden, wohin tischer Produktions- Arbeit" (vgl. z.B. : 
die Reise geht. So ließe sich das nachfordisti- konzepte (KernISchumann 1984). Diese Ver- Baethge 1999, MoldaschlNoß 2002, Faust 
sche Marktregime weiter radikalisieren. Dass sprechen haben sich nicht erfüllt. Die eigent- u.a. 2000, Pongratz 2002.) geäußert werden, 
die kooperationswilligen deutschen Gewerk- liche Herausforderung is t  jedoch eine ande- akzentuieren wir allerdings den äußeren 
schaften nun als,,Kartell der Neinsager" (Fo- re. Obwohl es monotone Teilarbeiten nach Zwang, dessen Internalisierung marktkom- 
cus 12/2003:31 ff.) attackiert werden,dem die wie vor in großem Umfang gibt, lässt sich patible Subjektivitäten hervorbringt. Schon 
konservative Presse lauthals einen,,Winter der eine zeitgemäße Arbeitspolitik auf klassi- wegen der destruktiven Wirkungen des 
Unzufriedenheit" wünscht,um das,,Ende des sche Taylorismuskritik nicht mehr gründen. Marktregimes -Verschärfung von Ungleich- 
deutschen Korporatismus" (FAZ,6.März 2003) Für einen Großteil derer,die noch immer von heit, Arbeitslosigkeit, soziale Ausgrenzung, 
zu besiegeln, spricht für die Relevanz einer abhängiger Arbeit leben -seien es Beschäf- Überausbeutung und Unterforderung - 
solchen politischen Option. tigte in prekären Arbeitsverhältnissen, seien geht die soziale Bindekraft lohnabhängiger 
Die Grenzen arbeitspolitischer Handlungs- es die vielbeschworenen ,,modernen Wis- Erwerbsarbeit auch in der noch immer rela- 
korridore lassen sich jedoch auch in die ent- sensarbeiter" mit individualisierten Arbeits- tiv geschützten,,Zone der Integration" verlo- 
gegengesetzte Richtung verschieben. verträgen - besitzt diese Kritik kaum noch ren.Wir bezweifeln daher,dass der,,Arbeits- 

praktische Relevanz. kraftunternehmer" oder dietrabhängig Selb- 
Daher stellt sich die ständigen" zwangsläufig die Zukunft der Ar- 
Schlüsselfrage nach beitsgesellschaft oder gar eine,,höhere Stufe 
den Kriterien für der Produktivkraftentwicklung" verkörpern. 
,,gute Arbeit" neu. Nach unserer Auffassung muss es darum ge- 
In diesem Zusam- hen, der fortschreitenden Rekommodifizie- 
menhang müssen rung von Arbeitskraft neue Grenzen zu set- 
wir erkennen, dass zen. Allerdings - und das ist der innovative 
die Managementsei- Moment der Debatte um nachfordistische 
te einen Gutteil der - Subjektivitäten - benötigt eine Politik der 
wie Luc Boltanski Regelsetzung eine libertäre Ausrichtung.Sie 
und Eve Chiapello darf das Freiheitsversprechen marktzentrier- 
(1 999) es nennen - ter Managementkonzepte nicht ignorieren. 
,,künstlerischen" Kri- Statt dessen sollte sie versuchen, positiv an 
tik am Kapitalismus solcheversprechen anzuknüpfen, um so die 
erfolgreich adaptiert widerständigen Momente postfordistischer 
hat. Arbeitspolitische Subjektivität zu stärken (Hirsch 2001 : 270 ff.). 
Erneuerung bedeu- Nicht die bloße Abwehr von Marktflexibilität, 
tet daher, zunächst sondern positive, auf die Mehrung von Le- 
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In unserem letzten Heft ist uns ein unange- 
nehmer Fehler unterlaufen.Die Angaben zur 
Person des Autors Olaf Scholz fehlten. Sie 
lauteten: Olaf Scholz, SPD-Generalsekretär, 
lebt in Hamburg, war 1982-1988 stellv.Juso- 
Bundesvorsitzender und von 1986 bis 1990 
Mitherausgeber der spw. 
Den Fehler bitten wir zu entschuldigen. 

Am 3.April findet ein europaweiter Aktions- 
tag gegen Sozialabbau statt.ZahIreichen Or- 
ganisationen wie DGB,Jusos und attac rufen 
hierzu auf. Auch spw unterstützt den Akti- 
onstag. 
Attac nutzt den Aktionstag, um mit einer Un- 
terschriftenaktion gegen die Politik der Bun- 
desregierung zu mobiliseren.So sehr wir das 
inhaltliche Ansinnen unterstützen, das dort 
formuliert wird, so sehr bedauern wir, dass 
wieder nur die SPD in den Fokus der Kritik 
genommen wird.Um der Ehrlichkeit Genüge 
zu tun sollte nicht unerwähnt bleiben,dass 
sich geradeTeile von Bündnis 901Die Grünen 
als Motor der Entkernung des Sozialstaats 
sehen. (s. hierzu den Beitrag von Dietmar Lin- 
germann in spw 132). 

X 

Die spw-Frühjahrstagung findet am 24.April 
in Hamburg zum Thema,,Medien - Macht - 

Hegemonie" in den Räumen der Hochschule 
für Wirtschaft und Politik,von-Melle-Park, in 
Hamburg statt. 
Es diskutieren u.a.: 
Prof. Dr. Hans J. Kleinsteuber (Universität 
Hamburg) zu Konzentrationsprozessen im 
Mediensektor; 
Dr. Christiane Leidinger: Medien - Macht - 
Konzentration:zur Entstehung medialer Wa- 
ren; 
Barbara Stolterfoht (Vorsitzende Deutscher 
Paritätischer Wohlfahrtsverband (DPWV): 
Mediale Inszenierungen am Beispiel der Rü- 
rup-Kommission und des Bürger-Konvents. 
Weiter Informationen unter: www.proms- 
nord.de oder per eMail an jahres 
tagung@spw.de. 
Wir bitten um eine Anmeldung per mail 
über kai.burmeister@t-online.de oder per 
Post an : ProMS Nord, clo Kai Burmeister, 
Wendische Straße 74,23558 Lübeck. 



Politik in der Weltgesellschaft 
Von Christoph Zöpel 

,,Governance in a Global Society" lautet der 
Titel des programmatischen Reports,den die 
Sozialistische Internationale (SI) im Oktober 
2003 auf ihrem XXII. Kongress in Sao Paulo 
beschlossen hat. Als erste globale Gemein- 
schaft demokratischer Parteien hat die SI da- 
mit eine gemeinsame Grundlage für die 
Weltgesellschaftspolitik. Sie wird weiter zu 
entwickeln sein und sie kann Orientierung 
für die globalpolitische Programmatik der 
SI-Mitgliedsparteien werden. Exemplarisch 
könnte die SPD ihre Parteitagsbeschlüsse zu 
weltpolitischen Problemen,die bis 1999 Be- 
schlüsse zur Außen- und Sicherheitspolitik 
hießen,dann 2001 und 2003 Beschlüsse zur 
Internationalen Politik, ab 2005 ,,Beschluss 
zur Politik in der Weltgesellschaft" betiteln. 
Sozialdemokratische Programmatik,auf wel- 
cher Ebene auch immer, beruht auf praxisori- 
entierterTheorie und Werten.Jede guteThe- 
orie beruht in großem Maße auf historischer 
Erfahrung. Diese Anforderungen sind auch 
an,,Governance in a Global Society" zu stel- 
len, und seine Wirkung wird davon abhän- 
gen, wie überzeugend sie für Gesellschaften 
und Staaten mit unterschiedlicher histori- 
scher und kultureller Erfahrung erfüllt sind. 
Globalisierung 
Das beginnt mit dem Verständnis von Glo- 
balisierung, der gesellschaftlichen und tech- 
nologischen Entwicklungen, die auf diesen 
Begriff gebracht sind. Es soll auch bei Unter- 
schieden der sozial-ökonomischen Entwick- 
lung und für verschiedene kulturelle Identi- 
täten gültig sein. Die SI versteht Globalisie- 
rung programmatisch unter fünf Aspekten: 
Sie stellt Grundelemente der politischen und 
gesellschaftlichen Ordnung der letzten 100 
Jahre in Frage. Der Nationalstaat verliert an 
Bedeutung. Trans-nationale und sub-natio- 
nale Akteure übernehmen Entscheidungs- 
befugnisse des Staates. 
Sie ist dem technischen Fortschritt ver- 
gleichbar, aus sich heraus weder politisch 
noch ethisch gut oder schlecht. Sie Iäßt sich 
definieren als Integration des Güter- und Fi- 
nanzverkehrs wie der kulturellen Kontakte 
und der Information in globalem Maßstab. 
Sie ist eine Quelle wirtschaftlichen Reich- 
tums - größere Märkte steigern die Produk- 
tivität und beschleunigen so das Wachstum 
von Einkommen und Lebensstandard. 
Sie ist eine Quelle kulturellen und sozialen 
Reichtums dank weltweiter Offenheit und 
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Zugang zu unterschiedlichen Kulturen. Sie 
kann zu mehr Freiheit durch Überwindung 
sprachlicher, staatlicher oder religiöser Gren- 
zen führen. 
Sie öffnet Chancen für dieTeile der Mensch- 
heit, die in der politischen und ökonomi- 
schen Ordnung der Zeit nach dem 2. Welt- 
krieg zurückgeblieben sind;das kann gelin- 
gen mit der Ausbreitung der Ideen von De- 
mokratie und offenen Gesellschaften, Men- 
schenrechten und Nachhaltigkeit, der Aus- 
breitung eines komplexen Systems von Glo- 
bal Governance, mit gegenseitigen Verein- 
barungen an Stelle einer Politik der Stärke. 
Sie ist aber gleichzeitig eine Quelle der 
wachsenden Trennung von Reich und Arm, 
der Umweltzerstörung und globaler Wande- 
rungen verbunden mit kulturellen Konflik- 
ten. 
Sie ist Quelle riesiger Ungleichheiten, be- 
dingt durch spekulative Kapitalbewegun- 
gen und ungeregelte Handelsströme. 
Die schon alternative globale Politikoptio- 
nen formulierende Gegenüberstellung des 
real Guten und Schlechten der Globalisie- 
rung sagt: ist sie bestimmt von liberaler Fi- 
nanzlogik, schafft sie wirtschaftlichen und 
kulturellen Reichtum, der ungleich verteilt 
&Damit hat sie die Herausforderung für de- 
mokratische Politik im globalen Maßstab ge- 
schaffen, diese Vorteile gerecht zu verteilen 
und zur Chance für alle zu machen. 
Mit guten Gründen blickt,,Governance in a 
Global Society" nur gut 100 Jahre zurück auf 
die historische Epoche, in der moderne Sozi- 
alstaatlichkeit entstand, die für die Heraus- 
bildung sozialdemokratischer Parteien we- 
sentlich war. Es beschreibt als das technikge- 
schichtlich Neue die globalen ubiquitären 
Informationsmöglichkeiten in Echtzeit. Für 
ein historisch-interkulturelles Verständnis 
und für die politisch-wertbezogene Gestal- 
tung der Globalisierung durch eine globale 
sozialdemokratische Parteiengemeinschaft 
ist allerdings ein längerer Entwicklungsweg 
relevant. Er Iäßt die Globalisierung verbun- 
den sein mit der Kolonisierung der Welt 
durch europäische Mächte und Kulturen,die 
dabei untereinander in kriegerischer Ausein- 
andersetzung standen. Diese Kolonialisie- 
rung umfaßt gewaltsame Eroberung und 
politische Beherrschung, christliche Missio- 
nierung, ökonomische Ausbeutung, ethni- 
sche Unterdrückung, aber auch Beeinflus- 
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sung durch das Weltbild der Aufklärung in 
ihrer wissenschaftlich-technischen wie 
ethisch-politischen Dimension. Diese Kolo- 
nialisierung vollzieht sich mit dem vordrin- 
gen von Europäern nach Afrika, Asien,Ame- 
rika und Australien zum Ende des 15.und in 
der ersten Hälfte des 16.Jahrhunderts.Sieer- 
faßt in Kategorien der politischen Herrschaft 
alle größeren Regionen mit den Ausnahmen 
China, Japan und Osmanisches Reich. Proto- 
typisch mündet sie in die Herausbildung 
neuer Staaten mit europäisch-stämmiger, 
die politische Macht innehabender Bevölke- 
rung, so in Nordamerika, Lateinamerika und 
Australien, oder in Befreiungskriege der ein- 
geborenen Bevölkerung gegen die europäi- 
schen Kolonialherren. Ihr Ende sind die Welt- 
kriege des 20. Jahrhunderts. Sie führen zu 
globalen Institutionen,deren Mitglieder die 
Staaten sind, und damit verbunden zu glo- 
balen Regelwerken, die den Verkehr von Gü- 
tern und Personen erleichtern. 
Von dauerhafter Wirksamkeit auch nach 
Ende der politischen und wirtschaftlichen 
Kolonialisierung bleibt die Ausbreitung des 
europäischen Weltbildes der Aufklärung, ih- 
rer wissenschaftlich-technischen wie ihrer 
ethisch-politischen Bedeutung. Dabei ist es 
für globalpolitisches Wirken der Sozialde- 
mokratie wesentlich, dieses Weltbild nicht 
als einzigartig und unterschieden von jegli- 
chen anderen kulturellen Leistungen und 
Prägungen zu begreifen, Wissenschaft und 
Technik, exemplarisch Chinas oder Arabiens, 
autochtone Demokratie in verschiedensten 
vormodernen Gesellschaften sind histori- 
sche Fakten. Dennoch ist die Globalisierung 
des kontinuierlichen Prozesses technischen 
Fortschritts mit dieser europäischen Beein- 
flussung der Welt verbunden. Die immer 
neuen technischen Produkte werden von 
verschiedensten Kulturen angewendet, vor 
allem Kriegstechniken, dann auch Mobili- 
tätstechniken - der islamistische Kämpfer 
mit Handy in der Bergwüste ist das symboli- 
sche Bild der Adaption,,westlicher"Technik, 
wo sie für die Pflege sozialbezogener kultu- 
reller Werte nicht als schädlich aufgefaßt 
wird. 
Den Prozess technischen Fortschritts hat 
dabei eine zunächst naturwissenschaftlich- 
geophysikalische,dann sozialwissenschaftli- 
che Welterklärung begleitet. Ohne Galileo 
oder Kopernigk und ohne die maritimen 
Technologien portugiesischer Wissenschaft- 
ler hätte die Globalisierung im 16. Jahrhun- 
dert nicht begonnen, ohne systemtheoreti- 
sche Weltmodelle wäre ihre sozialökonomi- 
sche und sozialökologische Gestaltung nicht 
möglich. 
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Diese so erkannte Gestaltungsnotwendig- 
keit der globalen Entwicklung wirft nun Eur- 
Opa auf sein Versagen bei der Praktizierung 
des ethisch-politischen Anspruchs der Auf- 
klärung zurück. Menschenrechte, die ldee 
des Friedens und die Demokratie wurden in 
Europa seit dem 1 &Jahrhundert keineswegs 
durchgängig politische Praxis, noch weniger 
wurden sie im Zuge der Kolonialisierung ex- 
portiert - im GegenteiLTotalitäres europäi- 
sches Denken beeinflußte auch die nicht ko- 
lonialisierten asiatischen Mächte,Japan wie 
China. Und so dürfte beim Streit um die glo- 
bale Anerkennung von Menschenrechten 
und Demokratie weniger die nicht europäi- 
sche kulturelle Identität ein entgegenste- 
hender politisch wirksamer Faktor sein,son- 
dern die Adaption anti-aufklärerischer euro- 
päischer Ideologien. 

Die globale Gesellschaft 
Die sozialwissenschaftliche Erklärung der 
Welt,Theorien der Globalisierung haben die 
Weltgesellschaft zum Gegenstand, bzw. 
schaffen sie zumindest begrifflich. Gesell- 
schaft in der Definition Luhmanns ist das 
jeweils umfassendste System menschli- 
chen Zusammenlebens. Dieses Zusammen- 
leben setzt potentiell die Berührung oder 
Vernetzung jedes Menschen mit jedem an- 
deren voraus. Dies erfordert eine gewisse 
Dichte des Zusammenlebens, die sich glo- 
bal durch den Anstieg der Weltbevölkerung 
von 0,5 Mrd. 1500, auf 1,7 Mrd. 1900, auf 2,5 
Mrd. 1950 und 6,l Mrd. 2000 ergeben hat, 
eine Entwicklung, die sich auf 8,9 Mrd. 2050 
fortsetzen wird. Diese Bevölkerungsent- 
wicklung ist technologisch ermöglicht, 
quantitativ als Folge des Fortschritts medi- 
zinischer Wissenschaft, die jetzt zunehmen- 
de Vernetzung als Folge des Fortschritts 
von physischen und virtuellen Mobilitäts- 
techniken. Diese globale Vernetzung von 
potentiell über 6 Mrd. Menschen macht sie 
alsTeile eines globalen Systems wie als eine 
lebensweltliche Globalgesellschaft erfahr- 
bar; in Global Cities mit Millionen Einwoh- 
nern stärker als in immer noch unbesiedel- 
ten Wüsten, Eis- oder Urwaldregionen, tem- 
porär bei globalen Events stärker als in der 
Routine des Alltags. Aber der schnelle 
Transport von Informationen, Gefahren 

\ oder Gewalt, das Nebeneinander von Spra- 
chen und kulturellen Sitten sind ubiquitär 
geworden. 

Globale Politik 
Menschliches Zusammenleben macht sozia- 
le Regeln erforderlich und diese Regeln 
schafft und implementiert Politik. Was mit 
Stammes- und dann Stadtgesellschaften be- 
gann, was in der Moderne zur Ausprägung 
von Gesellschaft und Staat führte, ist offen- 
kundig im 21 .Jahrhundert ein Faktum, nicht 
nur ein Postulat für die Welt.Und für die Welt 
wiederholen sich die politischen Grundfra- 
gen: wer, wie und für wen? Das Spiel um die 

Macht und ihren Nutzen -theoretisch fun- 
diert durch Machiavelli - und das Bemühen 
um das,,gute Leben" - philosophisch expli- 
ziert durch Aristoteles - begegnen sich in ei- 
nem weiteren Abschnitt historischer Ent- 
wicklung. Dabei hat Aristoteles in globaler 
Dimension Aufholbedarf, trotz globalpoliti- 
scher Entwürfe etwa durch Kants ldee vom 
ewigen Frieden oder Marx' globale klassen- 
lose Gesellschaft. Die Regulierung von ge- 
walttätiger Machtausübung im Westfäli- 
schen Frieden führte nicht zu weltbezoge- 
ner soziaIökonomischer GestaItung,sondern 
zu einer internationalen Politik,dievom Cha- 
os zwischen-nationalstaatlicher Macht be- 
stimmt ist. Und die dominante Theorie der 
internationalen Beziehungen setzt auf den 
Fortgang dieser globalpolitischen Entwick- 
lung.Paul Kennedy,der,,Aufstieg und Fall der 
großen Mächte" zwischen 1500 - dem Be- 
ginn der Kolonialisierung und damit der Glo- 
balisierung - und 2000 glänzend analysiert 
hat, prognostiziert:,,Das internationale Sys- 
tem, ob es nun eine Zeitlang von sechs oder 
nur von zwei großen Mächten beherrscht 
wird, bleibt anarchisch - das heißt, es gibt 
keine größere Autorität als den souveränen, 
egoistischen Nationalstaat." Die internatio- 
nale Politik, die Außenpolitik der Staaten 
folgt gern dieserTheorie. In der Anarchie die 
Position des eigenen Staates zu stärken ist 
dabei der Zweck der Diplomatie, die damit 
Anerkennung erfährt, wiewohl der Zweck 
mehr und mehr zum sublimen Selbstzweck 
wird im Sinne Max Webers Bürokratie-Analy- 
se. 
Paul Kennedys Prognose muss nicht Realität 
werden, wegen schon feststellbarer Tatsa- 
chen und wegen alternativer Handlungsopti- 
onen. Die Tatsachen liegen im Aufkommen 
von Machtfaktoren,die den Einfluss der Staa- 
ten konterkarrieren. Konzerne und global 
agierende Finanzinstitutionen übertreffen 
längst den Einfluss der Mehrzahl der 185 
UNO-Mitglieder, und selbst im Verhältnis zu 
den zwei Supermächten,den USA und China, 
ist ihr Einfluss be- 
trächtlich. Die alterna- 
tiven Handlungsopti- 
onen liegen im glo- 
balpolitischen auch 1 
handlungsorientier- 
ten Bewußtsein einer 
globalen Zivilgesell- 
schaft,in globalen In- 
stitutionen und einer 
global organisierten 
Demokratie. Die not- 
wendigen Konzepte 
sind auf dem Weg, 
ihre Umsetzung muss 
nicht utopischer sein 
als dieVision einer Eu- 
ropäischen Union 
1950 oder einer De- 
mokratie in Indien 
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Die Entwicklung der Weltgesellschaft: 
Nachhaltigkeit 
,,Governance in a Global Society" beantwor- 
tet zunächst die politische Grundfrage:wie? 
Globale Entwicklung als Gestaltungsaufga- 
be von Politik soll nachhaltig sein.Die sozial- 
ökonomische und sozialökologische Erklä- 
rung der Weltgesellschaft durch die Weltmo- 
delle der 70er Jahre, allen voran Forresters 
und Meadows, zeigt die Herausforderung 
nachhaltiger Politik auf. Die Endlichkeit der 
Ressourcen und die Grenzen des Wachstums 
sind unabweisbar. Sie sind in eine Politik 
technologischer und gesellschaftlicher In- 
novationen gemündet, deren Implementie- 
rung Erfolge wie neue Risiken zeitigt. 
Der dreidimensionale Ansatz, ökonomisch, 
ökologisch und sozial, des Konzepts nach- 
haltiger Entwicklung ist zwar inzwischen 
begrifflich akzeptiert, muss aber immer 
wieder gegen eindimensionale Umdeutun- 
gen verdeutlicht werden. Indem die SI die 
Dreidimensionaliät unterstreicht, macht sie 
deutlich, dass gerade global Nachhaltigkeit 
Entwicklung zur Voraussetzung hat. Die 
Entwicklungspolitik des Nordens für den 
Süden seit den 6Oer Jahren eröffnete Ansät- 
ze globalerVerteilungspolitik. Im Nord-Süd- 
Report der Brandt-Kommission Ende der 
70er Jahre, dessen aktuelle Bedeutung,,Go- 
vernance in a Global Society" unterstreicht, 
i s t  Entwicklung dann aber mehr als der 
Übergang von arm zu reich, von der agrari- 
schen zu einer industriellen und urbanen 
Wirtschaft. Entwicklung umfaßt materiellen 
Reichtum, menschliche Würde, menschli- 
che Sicherheit, Gerechtigkeit und Gleich- 
heit. Die ungleiche Verteilung dieser Güter 
zwischen entwickelten und Entwicklungs- 
ländern resultiert zwar in einseitiger Ab- 
hängigkeit der letzteren, aber in globaler 
Instabilität. Auf dieser Grundlage eines 
Konzepts interdependenter globaler Ent- 
wicklung konnte die Brundtland-Kommissi- 
on ihr dreidimensionales Nachhaltigkeits- 
konzept entfalten und übergreifend die Ge- 
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müssen Me- 
chanismen 
einer globa- 
len ökono- 
m i s c h e n  

Dimension der Globalisierung kommt hohe 
programmatische Bedeutung zu. 

Die Chancen der Weltbürger: Menschen- 
rechte 
Auf die Frage,,für wen?" demokratischer glo- 
baler Politik antwortet,,Governance in a Glo- 
bal Society" mit:für alle. Diese Antwort ist die 
Grundlage globaler Menschenrechtspolitik 
und der Einlösung der ethisch-politischen 
Ansprüche der Aufklärung. 
Die Umsetzung der Menschenrechtsverein- 
barungen muss intensiviert werden. Dabei 
stellt sich die Frage nach dem Verhältnis zwi- 
schen der Souveränität der einzelnen Men- 
schen und der Souveränität der Staaten. Ein 
multilateraler Rahmen für Menschenrechts- 
interventionen gegen Staatsterrorismus ist 
notwendig. 
Allerdings sind die Verletzungen von Men- 
schenrechten durch Staaten bzw.durch Kon- 
flikte zwischen Staaten weniger zahlreich als 
die Gefährdungen der individuellen Sicher- 
heit innerhalb von Staaten, durch deren un- 
zureichende Fähigkeit, die Sicherheit ihrer 
Einwohner zu garantieren. Deshalb wird als 
erste Dimension globaler Menschenrechts- 
politik menschliche Sicherheit als Herausfor- 
derung an Politik (Governance) angespro- 
chen. Das zugrunde liegende Problem ver- 
fehlter Staatlichkeit erfährt seit dem 11.Sep- 
tember höchste internationale Aufmerk- 
samkeit,aber die Betroffenheit des dadurch 
möglichen Terrorismus ist in den weniger 
entwickelten Ländern drastisch höher als in 
den USA oder in Europa. Die Abwehr dieser 
Gefahren erfordert weltweit abgestimmte 
Verbrechensbekämpfung und -prävention. 
Dazu sind der Wiederaufbau von Staatlich- 
keit und regionale Zusammenarbeit inTeilen 
der Welt erforderlich. 
Die zweite Dimension globaler Menschen- 
rechtspolitik ist das Menschenrecht auf kul- 
turelle Identität. Es wurde im Erarbeitungs- 
Prozess von,,Governance in a Global Socie- 
ty" vor allem von Repräsentanten der SI-Mit- 
gliedsparteien aus islamischen Staaten be- 
tont. Dabei ist die Abgrenzung gegen uni- 
verselle Ansprüche der ,,westlichen" Kultur 
offenkundig. Offenkundig ist allerdings 
auch, dass die Globalisierung von Gesell- 
schaften in einer Welt mit kulturellen Unter- 
schieden stattfindet. Diese Unterschiede 
müssen anerkannt werden, denn eine Welt 
ohne Grenzen, aber mit kulturellen Unter- 
schieden ist konfrontiert mit kulturellen 
Konflikten und Migration. 
Der Zugang zu kultureller Vielfalt im Prozess 
der Globalisierung kann eine Quelle huma- 
nen Reichtums sein, setzt aber Interdepen- 
denz zwischen dem Menschenrecht auf kul- 
turelle Identität und globaler Demokratie 
voraus. 
Dieses Erfordernis stellte sich in vormoder- 
nen Gesellschaften nicht, kulturelle Identitä- 
ten konnten bei unzureichender Informati- 
on über andere zur Abgrenzung und damit 
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tisch deutlich, benachteiligt das WTO-Regel- 
werk die Entwicklungsländer. Erforderlich 
sind die Reform des Agrarmarktes, Umwelt- 
standards,Arbeitsstandards,die Berücksich- 
tigung kultureller Identitäten und Gender- 
sensitäten. 
Um all das zu erreichen,ist die Zusammenar- 
beit der WTO mit den internationalen Fi- 
nanzinstitutionen wie mit den globalen In- 
stitutionen in Verantwortung für Arbeit, Um- 
welt und Kultur erforderlich. 
Dabei bedürfen die internationalen Finanz- 
institutionen selbst der Reform, Vorausset- 
zung ist der Abschied vom Washington Kon- 
sensus zugunsten einer Politik, die auf die 
ökologischen, sozialen und historischen Be- 
dingungen und Erfordernisse der jeweiligen 
Volkswirtschaften mehr Rücksicht nimmt. 
Eine solche Politik muss dabei Ansprüchen 
einer größeren Transparenz genügen. 
Die globale Finanzpolitik benötigt zur Finan- 
zierung von Entwicklung und globalen öf- 
fentlichen Gütern global erhobene Finanz- 
mittel. Globale Besteuerung ist dazu erfor- 
derlich - bevorzugt als Steuer auf den inter- 
nationalen Handel mit Gütern und Leistun- 
gen. 
Globaler ökonomischer Fortschritt wird 
nicht erreicht werden ohne nachhaltige Be- 
schäftigung als zentrales makroökonomi- 
sches Ziel. Dies entspricht der Bedeutung 
von Arbeit für die menschliche Existenzsi- 
cherung. 
Diese Aufgabe vernetzt sich mit der sozialen 
Dimension von nachhaltiger Entwicklung. 
Die Millenium Development Goals der UNO, 
ihre erste Implementierung bei der Konfe- 
renz zur Entwicklungsfinanzierung 2002 in 
Monterrey und Verpflichtungen zur Steige- 
rung der Official Development Aid (ODA), der 
staatlichen Entwicklungshilfe geben die 
Zielrichtung an.Weiterer Schuldenerlass für 
die Entwicklungsländer, Umsetzung der Ar- 
beitskonventionen der International Labour 
Organisation (ILO) und die Verpflichtung der 
transnationalen Unternehmen auf soziale 
Ziele sind die nächsten Aufgaben. Dem Be- 
richt der ILO Weltkommission zur sozialen 

nerationen-Perspektive dieser Strategie 
formulieren, nachhaltige Entwicklung be- 
friedigt die Bedürfnisse der gegenwärtigen 
ohne Beeinträchtigung der Möglichkeiten 
zukünftiger Generationen. 
Es ist festzuhalten,dass Willy Brandt und Gro 
Harlem Brundtland nicht allein aufgrund ih- 
rer politischen Biographie mit ihren Berich- 
ten programmatisch sozialdemokratische 
Globalpolitik vorbereitet haben. Ihre Imple- 
mentierung vollzieht sich in den derzeitigen 
Verfahren globalpolitischer Entscheidungs- 
findung, nämlich durch UN-Konferenzen wie 
vor allem in Rio de Janeiro 1992 und mit 
dem Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung 
2002 in Johannesburg,durch die Nachhaltig- 
keitspolitik der einzelnen Staaten sowie 
durch völkerrechtliche Verträge. Das ent- 
spricht der derzeitigen lnstitutionalisierung 
von globaler Politik.,,Governance in a Global 
Society" schlägt als nächsten zentralen insti- 
tutionellen Schritt die Bildung eines zweiten 
UN-Sicherheitsrates vor, der kontinuierlich 
Beschlüsse zur globalen Politik nachhaltiger 
Entwicklung treffen kann. 
Gesunde Umweltpolitik, Wirtschaftlicher 
Fortschritt in einer globalen Wirtschaftsord- 
nung und Soziale Gerechtigkeit sind die 
übergreifenden programmatischen Begriffe 
für die Politikfelder dieser drei Nachhaltig- 
keitsdimensionen. Sehr bewußt ist die öko- 
logische Dimension an die erste Stelle ge- 
setzt, weil sie im Kontext wiedererstarkten 
neoliberalen Wachstumsdenkens am häu- 
figsten zurückgestellt wird. Gesunde Um- 
weltpolitik umfaßt erneuerbare Energie, Kli- 
mapolitik nach Kyoto,AbfaII,Chemikalien, bi- 
ologische Vielfalt, Wasser und Böden, Um- 
weltmedien,deren Probleme global mit un- 
terschiedlichem Erfolg angegangen wurden, 
in jedem Fall aber weiterhin auf durchgrei- 
fende Lösungen warten. 
Für die ökonomische Dimension ist Aus- 
gangspunkt die unterminierte Fähigkeit der 
Staaten, ihre Wirtschaft zu steuern.Aber die 
Notwendigkeit dazu ist bestehen geblieben, 
die entsprechenden Mechanismen, Regulie- 
rung, Umverteilung und öffentliche Güter 
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auch zur Bildung und Stabilisierung von 
Staatlichkeit genutzt werden. Die globale 
Ausbreitung von Informationen hat diese 
Möglichkeiten verändert. 
Globale lnformationsausbreitung hat auch 
die Anreize zu Migration aus ökonomischen, 
politischen oder neuerdings ökologischen 
Gründen gesteigert. Dabei wurden die Un- 
terschiede zwischen grenzüberschreitender 
und Binnenmigration, betrachtet als weltge- 
sellschaftlicher Prozess, immer bedeutungs- 
loser. Binnenmigration hat wesentlich zur 
Bildung von Mega-Cities, wie Sao Paulo mit 
bis über 20 Mio Einwohnern, beigetragen. 
Diese Mega-Cities sind multikulturell, sie 
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sind größer als viele Staaten und machen die 
globale Selbstverständlichkeit deutlich, dass 
alle Gesellschaften - als Teile der globalen 
Gesellschaft - multikulturell werden kön- 
nen. 
Dass in diesen multikulturellen Gesellschaf- 
ten kulturelle Unterschiede ökonomische 
Benachteiligungen bedingen können, dass 
dann Verteilungsauseinandersetzungen zu 
kulturellen Konflikten führen und dass in 
kulturellen Konflikten Machtlösungen durch 
religiös-kulturelle Fundamentalismen getra- 
gen sind, gehört zu den Schattenseiten der 
globalen kulturellen Vielfalt. Ihre Vorteile 
werden nur global genutzt werden können, 
wenn eine globale Kohäsionspolitik die öko- 
nomischen Benachteiligungen, die kulturel- 
len und auf sie gestützte politische Konflikte 
abbaut. 
Die dritte Dimension globaler Menschen- 
rechtspolitik ist soziale Integration durch 
Bildung. Es besteht ein Zusammenhang 
zwischen Bildung und Lebenserwartung, 
zwischen der Fähigkeit zu lernen und zu 
schreiben und der Teilhabe an humanen 
Möglichkeiten. Noch sind etwa 1 Mrd. Men- 
schen Analphabeten und so das Ziel der 
UN,formuliert 2000 beim Welt-Bildungs-Fo- 
rum, bis 2015 die volle Alphabetisierung 
weltweit zu erreichen, eine ethische Not- 
wendigkeit. Dieses Ziel wird nur durch 
staatliche Politik, die Bildung als öffentli- 
ches Gut versteht, erreicht werden. Bildung 
kann nicht privatem Angebot,global grenz- 
überschreitend ermöglicht im GATS-Sys- 
tem, überlassen werden. 
Dies gilt auch im Blick auf die neuen infor- 
mationstechnologischen Herausforderun- 
gen. Die digitale Spaltung zwischen entwi- 
ckelten und Entwicklungsländern i s t  zu ei- 
nem fundamentalen globalen Verteilungs- 
problem geworden. Diese Spaltung zu 
schließen i s t  eine entscheidende Vorausset- 
zung dafür, dass alle Menschen die Chance 
haben, die informationellen, ökonomischen 
wie kulturellen, Möglichkeiten der Weltge- 
sellschaft zu nutzen. 

Der globale politische Prozess: Demokra- 
tie 
Die politische Grundfrage: ,,wer?" beant- 
wortet ,,Governance in a Global Society": 

„Die Zeit i s t  gekommen,effektive demokra- für nachhaltige Entwick1ung;seine Aufgabe 
tische Strukturen globaler Politik zu schaf- müßte auch die Koordinierung der IFl's,der 
fen." Akteure globaler Politik sollen demo- IL0,der WTO und der UN-Umweltorganisa- 
kratisch legitimierte Repräsentanten der tionen sein. 
globalisierten Gesellschaften und damit Die Demokratisierung der globalen Institu- 
der Weltgesellschaft sein. Sie werden nur tionen und damit der globalen Politik setzt 
demokratisch ,,agierenn, wenn ihr Handeln nun eine klare konzeptionelle Entschei- 
transparent ist und global zur Diskussion dung voraus: die Entscheidung für ein glo- 
steht. bales System repräsentativer, also parla- 
Die Entwicklung entsprechender Struktu- mentarischer Demokratie. Ein solches Sys- 
ren muss und kann ansetzen bei den seit tem muss transparent sein und politische 
Ende des 1. Weltkriegs entstandenen glo- Alternativen möglich machen. Repräsen- 
balen lnstitutionen und globalen Regel- tanten politischer Alternativen sind dabei 
werken. Sie beruhen auf völkerrechtlichen politische Parteien, die ihre Legitimation 
Verträgen. Das bedeutet ein Primat der Re- durch Wahlen erfahren. Die unübersichtli- 
gierungen, kontinuierlich der bürokrati- che Diskussion über die Schwächen von 
schen Administrationen und verände- Parteien und die Defizite des Parlamentaris- 
rungsunterworfen der politischen Spit- mus hat bislang nicht zu Alternativen ge- 
zenrepräsentanten. Auch in Demokratien führt, es sei denn historisch gescheiterten 
ist die Mitwirkung der Parlamente an in- undemokratischen. Es ist also die insoweit 
ternationaler bzw.globaler Politik unzurei- alternativlose Aufgabe der Parlamente der 
chend. Mit dem Aufbau internationaler, Staaten und der dort vertretenen Parteien 
globaler wie regionaler, lnstitutionen sind gemeinsam ein globales parlamentarisches 
auch dort bürokratische Administrationen System aufzubauen.Nukleus kann dafür die 
entstanden, die allenfalls durch die mit- Interparlamentarische Union sein, die seit 
gliedsstaatlichen Administrationen kon- 1889, also länger als das Völkerbund-UN 
trolliert werden oder durch die berechtig- System besteht. Treibende Kräfte müssen 
te oder unberechtigte Einschränkung der die großen demokratischen Parteienge- 
Mitgliedsbeiträge. meinschaften sein,die Sozialistische Inter- 
Transparenz ist entstanden durch das Enga- nationale, die Internationale Demokrati- 
gement von zivilgesellschaftlichen Organi- sche Union,dann auch die Liberale Weltuni- 
sationen, denen allerdings demokratische on und Global Greens Conference. 
Legitimation fehlt, ein Argument, das Mit ,,Governance in a Global Society" und 
allerdings zunächst leicht wiegt angesichts dem darin enthaltenen 11 Punkte Aktions- 
der mangelhaften Legitimierung der inter- plan für Globale Demokratie hat die SI hierzu 
nationalen Institutionen, deren Agieren sie einen wesentlichen Schritt getan, der jetzt 
öffentlich machen. weitere Schritte, auch ihrer Mitgliedspartei- 
Demokratie auf globaler Ebene hängt ab en und in Zusammenarbeit mit anderen 
von der Leistungsfähigkeit wie der Legiti- Weltgemeinschaften demokratischer Partei- 
mität der Institutionen. Die Forderung nach en, möglich macht.: spw 1120(14 

Good Governance richtet sich des- 
halb an die Staaten wie die globa- 
len und regionalen Staatenorgani- 
sationen.Ohne ein flächendecken- 
des Staatensystem ist Global Go- 
vernance letztlich nicht möglich - 
die UN-beschlossenen Interventi- 
onen in Afghanistan entsprechen 
diesem Prinzip, ihr Ziel ist state 
building. Die Koordinierung der 
globalen Politik der globalen Insti- 
tutionen ist unzulänglich, in der 
Sache wie in den Verfahren. Das 
hat hauptsächlich Gründe politi- 
scher und ökonomischer Machtin- 
teressen - der UN-Sicherheitsrat 
als Instrument der Supermächte, 
die internationalen Finanzinstitu- 
tionen (IFl's) dominiert von den 

Beitrage zu 
sozialistischer Politik 

Wissen, Bildung, 
Informationstechnologie 
Wissensgesellschaft, Internet-Politik; Kommuni- 
kationstechnologien in Afrika und Lateinamerika, 
UNO-Weltgipfel zur lnformationsgesellschait; 
Online-Gewerkschaft; Globaler Bildungsmarkt, 
Privatisierung des öffentlichen Bildungswesens. 
Bildungsarmut; Arbeit in der Dienstleistungs- 
Ökonomie 
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Schwerpunkt der Vorschläge in 
,,Governance in a Global Society" 
sind zwei UN-Sicherheitsräte, der 
bestehende reformiert, ein zweiter 
aleichberechtiater verantwortlich 1 
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Eine andere Welt ist 
möglich 
Bericht vom Weltsozialforum in Mumbai 

Von Kai Burmeister, Lars Klingbeil und Simone Burger 

Nachdem die globalisierungskriti- 
sche Bewegung bereits dreimal im brasilia- 
nischen Porto Alegre zusammenkam,wurde 
mit dem viertem Weltsozialforum (WSF) im 
indischem Mumbai (Bombay) der Sprung 
auf einen anderen Kontinent gewagt. Der 
nachfolgende Beitrag soll einige Eindrücke 
der Juso-Delegation schildern, die Ergebnis- 
se zusammenfassen und Perspektiven des 
Protests beschreiben. 
Über 100.000 Menschen aus über 150 Län- 
dern sind zum Weltsozialforum nach Mum- 
bai gefahren, um sechs Tage über nahezu 
alle Facetten einer anderen Weltzu debattie- 
ren. Die indische Megacity mit 15 Mio. Ein- 
wohnern am arabischen Meer ist für sich ge- 
nommen schon ein Beleg für die Spaltung 
zwischen Arm und Reich. So wechseln sich 
im Straßenbild auf engstem Raum Häuser 
großer Hotelketten, Einkaufszentren und 
Niederlassungen europäischer sowie us- 
amerikanischer Unternehmen und Banken 
mit unzähligen Blechhütten auf Fußwegen, 
riesigen Slums sowie Familien, die einfach 
ohne Hütte auf der Straße leben, ab. Diese 
Eindrücke allein lassen das Weltsozialforum 
notwendig erscheinen, um eine notwendige 
Verständigung für die politische Strategie 
für eine Weltfortzusetzen. 
Alles in allem ist festzuhaken: Das Weltsozial- 
forum war wieder mal ein Erfolg. Durch die 
Ausrichtung des Forums in lndien sind viele 
neue Themen auf die Agenda gerückt, die 
bisher kaum eine Rollen spielten: Das Kas- 
tenwesen, Rassismus und auch die Rolle der 
Frau (vor allem in Indien) nahmen in der po- 
litischen Diskussion eine wichtige Rolle ein. 
Im Gegensatz zum letzten Europäischen So- 
zialforum, wo die Frauen sich vor dem offizi- 
ellen Beginn getroffen haben und keine Rol- 
le im dortigen offiziellen Prozess gespielt ha- 
ben, wurde das Frauenthema ins WSF inte- 
griert. Auch die ,,unberührbaren Dalit", die 
unterste Kaste im indischen System, nutzten 
dieTagung, um ihre Anliegen vorzubringen. 
Gerade die progressiven Kräfte in der Region 
dürften durch das WSF eine Stärkung erfah- 
ren haben. Auch die Delegation aus Pakistan 
von über 1.000 Personen war ein wichtiges 
Signal für Frieden in der Region. 

Man bleibt unter sich 
Aus Deutschland waren knapp 270Teilneh- 
mer nach Mumbai gereist. Darunter waren 
neben vielen Einzelpersonen u.a. Vertreter 
der Gewerkschaften, von Attac und anderen 
NGOs, der Kirchen, sowie der parteinahen 
Stiftungen von SPD,Grünen und PDS.ln über 
1200 Veranstaltungen wurde über verschie- 
denste Aspekte diskutiert. DieThemen reich- 
ten vom Welthandelssystem über die Situati- 
on im Irak und dervon Lagevon Kleinbauern 
bis hin zur Menschenrechtssituation in Bur- 
ma.Auch hier standen viele Themen der Re- 
gion im Mittelpunkt der Diskussion: Wasser 
als Menschenrecht, das Kastenwesen oder 
Projekte wie etwa Großstaudämme, die 
Siedlungen in der Region gefährden. Diese 
Vielfalt wurde von einigen Journalisten als 
ein ,,diffuses globales Protestkonglomerat 
ohne Botschaft" beschrieben,von dem,,kein 
Signal mehr ausgehe". Liegt hierin tatsäch- 
lich eine Schwäche des Weltsozialforums? 
Die thematisch vielfältigen Workshops spie- 
geln die unterschiedlichen Problem- und 
Konfliktlagen auf den fünf Kontinenten 
wieder. Die Darstellung an sich stellt dem- 
nach ein positives Angebot des WSF dar,de- 
fizitär war hingegen die mangelnde Verbin- 
dung der unterschiedlichen Themen sowie 
der Akteure. So blieb man vor allem unter 
sich und nur selten gelang es,wirkliche glo- 
bale Netzwerke unter den Akteuren zu 
schaffen. 
Mit schlechtem Beispiel ging hier die eigene 
Familie voran: Die Sozialistische Internatio- 
nale (SI) veranstaltete mehrere Workshops, 
zu der nahezu ausnahmslos Mitglieder der 
Familie geladen waren. Ein Podium,auf dem 
12 SI-Vertreterlnnen sitzen und sich unterei- 
nander erzählen wie wichtig und groß die ei- 
gene Organisation sei, hatte einen bizarren 
Charakter. Der Anspruch, stärker in den Dia- 
log mit anderen progressiven Kräften zu tre- 
ten, konnte nicht ernsthaft eingelöst wer- 
den. Insofern hat die SI und der auf europäi- 
scher Ebene initiierte Prozess des Global Pro- 
gressive Forums eine Chance vertan, sich mit 
der sozialen Bewegung zu verzahnen. In vie- 
len Gesprächen wurde dabei jedoch deut- 
lich, dass es in der sozialen Bewegung 
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desvorsitzender, Simone Burger ist Leiterin des Nord-Süd-AKder Jusos. Die drei waren für die Jusos 
auf dem Weltsozialforum dabei. 

durchaus weniger Berührungsängste zu den 
Parteien gibt, als es Öffnungsprozesse der 
Parteien gegenüber Akteuren der sozialen 
Bewegung gibt. Dennoch sei darauf hinge- 
wiesen, dass Parteien immer noch nicht of f -  
ziell Teil des WSF sind.Auch die SPD sollte ihr 
eigenen Agieren überdenken: Aus anderen 
Ländern kamen wenigstens sozialdemokra- 
tische Delegationen, aus Deutschland ka- 
men drei Abgeordnete - eine koordinierte 
Delegation gab es jedoch nicht. Allerdings 
muss auch drauf hingewiesen werden,dass 
das Parlamentarierforum in Mumbai sehr 
mangelhaft organisiert war und ein wirkli- 
cher Austausch so nicht stattfinden konnte. 
Auch die europäischen Gewerkschaften sind 
sich des Potentials des WSF anscheinend 
nicht bewusst: War zwar die Beteiligung der 
Gewerkschaften aus Südafrika, lndien und 
Südkorea sehr groß, wurde dem WSF von 
Seiten der europäischen Gewerkschaften 
keine allzu große Bedeutung beigemessen. 
Als eine wichtige Anmerkung muss hervor- 
gehoben werden, dass die Arbeit nicht an 
gewohnten politischen Maßstäben gemes- 
sen werden sollte, wie man sie in Deutsch- 
land kennt. So war es für den tagungsraum- 
erprobten Juso ungewöhnlich, dass wäh- 
rend des gesamten Festivals durchgängig 
verschiedene indische Gruppen, bei- 
spielsweisevertreter der Dalit, ausschließlich 
mit Gesang und Sprechchören auf dem Ge- 
lände demonstrierten. Diese Form der politi- 
schen Darstellung erklärt sich vor dem Hin- 
tergrund, dass in Südasien ein Großteil der 
Armen dieser Erde lebt und die Analphabe- 
tenrate in lndien bei 43 Prozent liegt.Bei die- 
sem hohen Niveau rücken auch andere poli- 
tischen Artikulationsformen als uns bekann- 
te Programmdiskussionen in den Mittel- 
punkt. 
Dennoch soll auch nicht verschwiegen wer- 
den, dass sich unter den Teilnehmenden 
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auch zahlreiche fragwürdige Gruppen be- 
funden haben, die sich auf religiös-esoteri- 
sche Ideen bezogen haben und die eben 
nicht auf politische Veränderungen der be- 
stehenden Verhältnisse ausgerichtet waren. 
Diese spielten jedoch nur ein Nischendasein 
und der Minimalkonsens des Forums lag ein- 
deutig auf einer politischen Strategie. Im Ge- 
gensatz zum ESF fehlten auf dem WSF radi- 
kale Gruppen, diese hatten sich allerdings 
auch nicht dem Gegenforum,,Mumbai Resis- 
tance" angeschlossen, sondern waren zu 
Hause geblieben. Es deutet sich immer mehr 
an, dass sich die besonders radikal geben- 
den Gruppen aus dem politischen Dialog zu- 
rückziehen. 
Einen etwas zynischen Charakter hatten die 
abendlichen Kulturevents auf dem Festival- 
gelände. Umrahmt von über den Zaun 
schauenden Einheimischen amüsierte man 
sich bei exotischer Musik. Bei künftigen Fo- 
ren sollte ermöglicht werden, die Kulturver- 
anstaltungen doch auch für die lokale Bevöl- 
kerung zu öffnen, um einen Minimaldialog 
zu eröffnen. 

Globale Aktionseinheit oder Karneval? 
Sowohl von Seiten einiger Medien als auch 
vom parallel in der unmittelbaren Nähe zum 
WSF stattfindenden Treffen militanter Grup- 
pen unter dem Motto,,Mumbai Resistance" 
wurde kritisch hinterfragt, ob das Forum 
denn mehr als ein bunter Karneval sei und 
ob außer endlosen Reden denn auch Ereig- 
nisse greibar seien. 
Zunächst ist festzuhaken, dass das WSF ur- 
sprünglich als Gegenpol zum alljährlich in 
Davos stattfindendem World Economic Fo- 
rum (WEF) gegründet wurde. Damit sollte 
unterstrichen werden, dass es eben neben 
der Logik der globalen Profitmaximierung 
noch eine Logik der solidarischen Sicherung 
der Lebensgrundlagen für alle gibt. Das WSF 
tagt seitdem den Slogan ,,Eine andere Welt 
ist möglich!". In Porto Alegre haben sich un- 
terschiedlichste Gruppen zusammengefun- 
den um Vorstellungen über diese andere 
Welt auszutauschen. Das WSF war nie die 
Jahreshauptversammlung einer globalen 
Aktionseinheit, sondern immer nur ein plu- 
rales globales Forum. Letztes Jahr wurde das 
Treffen vom sich damals ankündigenden 
lrakkrieg geprägt und viele der weltweiten 
Gegenaktionen wurden hier geplant. Inso- 
fern ist das Entscheidende eher,welche Kon- 
sequenzen die einzelnen Organisationen für 
ihre Arbeit vor Ort ziehen. Es sollte beim WSF 
mehr um den Geist und nicht um einzelnes 
Detail gehen des sonst üblichen Organisati- 
onslebens gehen. 
Die strategische Dimension dieser Entschei- 
dung wird von der indischen Schriftstellerin 
Arundhati Roy wie folgt begründet:,,Keine ein- 
zelne Nation kann sich dem Projekt der korpo- 
rativen Globalisierung aus eigener Kraft wider- 
setzen.lmmerwieder haben wir erlebt,dass die 
Helden unserer Zeit schrumpfen,wenn es um 

das neoliberale Projekt geht. Außergewöhnli- 
che, charismatische Männer, Giganten in Op- 
position, werden machtlos auf der globalen 
Bühne, wenn sie Staatsoberhäupter werden." 
Der aus diesen Sätzen zu ziehende Schluss 
ist für die politische Strategie denkbar ein- 
fach.Zwar sind Bündnisse in die reale politi- 
sche Machtsphäre häufig geboten, doch ist 
Regierungspolitik gerade für viele Staaten 
des Südens eben begrenzt und die Bewe- 
gung hat die Aufgabe der vorwärtstreiben- 
den Kritik. Insofern sollte das WSF als ein Ort 
der Vernetzung der progressiven Kräfte aus 
Bewegungen und Parteien verstanden wer- 
den. Es sollte hier um das Schmieden einer 
Allianz eben dieser fortschrittlichen Kräfte 
gehen. Absprachen für konkrete Kampag- 
nen wurden zwischen verschiedenen Akteu- 
ren hier getroffen, aber das WSF ist selbst 
kein handlungsfähiger Akteur.Wie sollte dies 
auch laufen und organisiert werden. Die 
Kleinbauerninitiative aus Sri Lanka wird 
eben nur begrenzt gegen die Kürzung der 
deutschen Sozialversicherung mobilisieren 
können und Flüchtlingsströme in Südostasi- 
en interessieren eben bei uns auch nur weni- 
ge Experten. 
Trotz dieser Entscheidung,auf dem Weltsozi- 
alforum keine konkreten Vereinbarungen 
oder Anträge zu verabschieden, hat sich in 
Mumbai in vielen Diskussionen dennoch 
deutlich der Wunsch vieler Teilnehmer ge- 
zeigt,neben der Präsentation von Inhalten in 
die strategische Debatte einzusteigen und 
wenigstens Aktionen mit einem hohen sym- 
bolischen Wert zu verabreden. 
Exemplarisch kann hierfür ein Beispiel ge- 
nannt werden, das Arundhati Roy während 
ihrer Rede auf der Eröffnungsveranstaltung 
vorgeschlagen hat. Sie forderte,zwei wichti- 
ge Unternehmen auswählen, die vom Krieg 
im Irak profitieren und diese durch globale 
Aktionen ,,dicht zu machen". Mit welchen 
Mitteln und Aktionen ließ sie dabei offen. 
Auf dem WSF wurde dieser Vorschlag viel- 
fach diskutiert und die politische Sinnhaftig- 
keit erörtert. Das konkrete Ziel dieser Aktion 
soll nun Coca Cola sein und gerade in Indien 
wird diese Kampagne große Unterstützung 
erhalten. In vielen Entwicklungsländern hat 
die direkte Aktion gegen verschiedeneTNKs 
Tradition, da die Menschen hier direkt mit 
den Auswirkungen der Unternehmenspoli- 
tik konfrontiert sind. 

Ausblick 
Nächstes Jahr wird das Weltsozialforum 
wieder in Brasilien stattfinden. Für dievernet- 
zung von fortschrittlichen Kräften in Bewe- 
gungen, Gewerkschaften und auch Parteien 
bleibt das WSF ein wichtiges Datum. Hierbei 
ist allerdings Realismus gefragt, die Revoluti- 
on steht durch ein Treffen von 100.000 nicht 
bevor. Wer also keine Wunder erwartet und 
wer auch über den Reiz des Neuen hinaus am 
Gedankenaustausch interessiert ist, sollte das 
WSF für sich zu nutzen wissen. 

Eine wünschenswerte Entwicklungsrich- 
tung des WSF ist neben der bestehenden 
starken Basisgruppenorientierung die Dis- 
kussion um ein Bündnis fortschrittlicher 
Kräfte in Bewegungen und Regierungen. 
Beispielhaft kann hierfür eine Veranstaltung 
über die Perspektiven der G2O-Gruppe an- 
geführt werden. Die G2O-Gruppe, u.a. von 
Brasilien, Indien und Südafrika gebildet,for- 
dert innerhalb der WTO ein Öffnung der 
Agrarmärkte des Nordens und war mit eine 
Ursache für das Scheitern von Cancun. Re- 
gierungsvertreter stellten auf dieser Veran- 
staltung die nächsten geplanten Schritte der 
Gruppe innerhalb derwelthandelsrunde vor, 
NGO-Vertreter machten in ihren Statements 
deutlich, dass die jeweiligen G2O-Regierun- 
gen gegenüber ihren Kleinbauern bedin- 
gungslos gegenübertreten und die Forde- 
rung nach einer gerechten WTO illusionär 
sei.Gerade solch produktiven Debatten zwi- 
schen Bewegungen und Fortschrittlichen in 
den jeweiligen Regierungen sind spannend 
und sollten anstelle des Schmorens im eige- 
nen Saft verstärkt werden. Es geht dabei aus- 
drücklich nicht um irgendwelche Hoffnun- 
gen, dass Süd-Regierungen es von sich aus 
bessere Politik machen, aber vielleicht kön- 
nen so strategische Allianzen besonders in 
Fragen von IWFNVeltbank und WTO entwi- 
ckelt werden. Über solche Diskussionen kön- 
nen Teile des WSF dann auch zu handlungs- 
leitenden Ergebnissen für eigene politische 
Kampagnen kommen. 
Im europäischen Kontext ist die politische 
Tagesordnung zudem schon gesetzt. Für 
den 2. und 3. April mobilisieren sowohl die 
europäischen Gewerkschaften als auch an- 
dere Aktive der sozialen Bewegungen für ein 
soziales Europa. In allen europäischen Län- 
dern werden an diesenTagen die Menschen 
auf die Straße gehen und gegen Sozialab- 
bau und die Privatisierung öffentlicher Güter 
demonstrieren. Der Geist des Weltsozialfo- 
rums wird die Demonstrationen in Deutsch- 
land sicherlich stärken. SPW I 12004 



Wahlen als ,,Hilfeschrei" 
Das ,,alten Georgien mit neuem Führungspersonal 

von Dietrich Sperling 

Neue Spitze auf alter Pyramide 
Schewardnadse ist in Pension,Saa- 

kashwili, Bujardnadse und Schwania in vor- 
handenen Ämtern oder neu in alten Funktio- 
nen - und Nogaideli wieder Finanzminister. 
Damit sind im neuen obersten Führungszir- 
kel andere Absichten vorhanden, als sie im 
vorhergehenden Führungszirkel gegeben 
waren. Und sonst? 
Das in Georgien vorhandene und 
möglicherweise besteuerbare Wirtschafts- 
geschehen ist unverändert. Der mit diesem 
Wirtschaftsgeschehen umgehende Staats- 
apparat auch: Polizisten, Steuer- und Zollbe- 
amte, Soldaten, Lehrer, Richter, Ministerialbe- 
amte aller Ränge sind nicht nur dieselben, 
sondern sie beziehen auch dieselben Gehäl- 
ter: Zu niedrig, um ihre Familien durchzu- 
bringen.Und häufig nur mit Monaten anver- 
spätung ausgezahlt. Diese Staatsbedienste- 
ten werden weiterhin tun müssen, was sie 
bisher taten: 

Po1izisten:Strafmandate erteilen oder auf 
sie verzichten, um Zusatzeinkommen zu er- 
zielen. 

Steuer- und Zollbeamte;Zahlungen ein- 
fordern oder auf sie zugunsten,,privater" Ab- 
lösungen verzichten, um für ihre Familien zu 
sorgen, 

Soldaten: Dienste so verrichten,dass Ne- 
beneinkommen erzielbar sind, 

Lehrer: Nachhilfeunterricht erteilen und 
Zensuren,,anhebenU und Zugangsberechti- 
gungen vergeben und Prüfungsergebnisse 
aufbessern,damit sie ihre Familien ernähren 
können. 

Richter: Wie in Brecht's Kaukasischen 
Kreidekreis sich verhalten,allerdings ohne es 
zu Beginn der Verhandlung zu sagen:,,lch 
nehme", um ihre Familien versorgen zu kön- 
nen, 

,,Beamte aller Ebenen (Bürgermeister 
werden ,,zentralM ernannt und gehören 
dazu): Amtshandlungen vornehmen, die 
,,Nebenwirkungenn im Privatbereich haben, 
um. .. 

Georgiens Wirtschaft und äußere Einflüs- 
se 
Und die USA leisten weiter humanitäre Hilfe 
in Form von,,geschenkten Getreidelieferun- 
gen", die dann der Staat Georgien gegen 
Geld verkauft,um die unzulänglichen Gehäl- 
ter für die Staatsbediensteten zu zahlen. 
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Damit ist völlig klar: die neue Führung 
braucht Hilfe, mehr und andere als bisher, 
nicht damit sie ihre,,anderenn Absichten bei- 
behält, sondern damit sie sie verwirklichen 
kann. Diese Hilfe muss eine langfristig orien- 
tierte Hilfe zur Wandlung des Wirtschaftsge- 
schehens sein. 
Hat der Westen daran ein Interesse? Das 
kommt drauf an. Wenn das Wirtschaftsge- 
schehen den westlichen Wirtschafts- und 
Regierungseliten dient, dann ja. Wenn nicht, 
dann nicht. 
Was sind die für Georgiens Schicksal maß- 
geblichen westlichen Wirtschaftsinteressen? 
Unterschiedlich,jedenfalls ein bisschen zwi- 
schen Westeuropa und den USA. Die Unter- 
schiedlichkeit bezieht sich auf die Funktio- 
nen Georgiens (im Südkaukasus) für das 
jeweils eigene Wirtschaftsgeschehen. 
Was,,bietetU Georgien der Außenwelt? Einen 
Teil des Transportkorridors für ,,kaspisches 
und zentralasiatisches" Öl und Erdgas. Die 
Pipelines sind im Bau,das Nordseeöl und -- 
gas werden weniger. Europas Abhängigkeit 
von russischer und mittelöstlicher Energie- 
Versorgung wächst. Diversifizierung von En- 
ergiequellen und Transportwegen ist,,inter- 
essant". Dazu eignet sich der Südkaukasus. 
Dies haben USA und Europa als Interesse ge- 
meinsam, allerdings mit einigen Unterschie- 
den im Detail. 

Der konfliktgeladene Südkaukasus 
Im Südkaukasus ist die Funktion des Trans- 
portkorridors durch einige Konflikte be- 
droht:drei durch Waffenstillstände,,eingefro- 
rene" (Karabach, Abchasien, Südossetien), ei- 
nen durch Zurückdrängen,,nicht ausgebro- 
chenen" (Adjarien). 
Für das,,Kontrollieren" der Intensität dieser 
Konflikte gibt es außerhalb der Region gele- 
gene ,,Bestimmungsfaktoren": die Politiken 
der USA, Russlands, der Türkei und des Iran. 
Diese vier Staaten haben unterschiedliche 
Einflussstärken und sind untereinander 
durch pragmatische Allianzen oder gezähm- 
te Rivalitäten verflochten. 
Die darin enthaltene,,Dynamik macht Geor- 
gien mit seinen drei Konfliktgebieten mehr 
oder weniger ,,handlungsbeschränkt" ab- 
hängig. 
Alle vier Konflikte plus der Tschetschenien- 
konflikt an der Nordgrenze Georgiens ma- 
chen den Südkaukasus zu einem Raum, der 

~riumsmitglied im Deutsch-Russischen Forum e. V. 

für wirtschaftliche Investitionen von außen 
nur bei hohen Subventionen interessant ist. 
Die inneren Märkte (Austauschvorgänge) 
funktionieren angesichts offizieller Blocka- 
den an vielen Grenzen nur mit intensiver 
,,Korruption".Alle Grenzen sind zwar,,durch- 
lässig". Auch in karabachischen Panzern 
fließt azerbaidschanisches Öl, das durch Ge- 
orgien transportiert wurde. Aber es kommt 
nicht durch rechtsstaatlich gesichertes 
Marktgeschehen dorthin,sondern nur durch 
korrupte Rechtsverletzungen, allerdings bei 
Wissen der jeweiligen politischen Führun- 
gen. Und das gilt an mehr Stellen des Süd- 
kaukasus: Aserbaidschan-Armenien, Arme- 
nien-Türkei, Südossetien-Russland, Abchasi- 
en-Russland. 
Mit anderen Worten: Weder die inneren Be- 
dingungen des südkaukasischen Raums 
noch die äußeren Einflüsse machen das ge- 
samte Gebiet attraktiv für ein Wirtschaftsge- 
schehen, das ohne Korruption und ohne or- 
ganisierte Kriminalität funktionieren sollte. 
Auch auf andere Bedingungen gerichtete 
Wünsche, Hoffnungen, Absichten der neuen 
georgischen Führung ändern an diesen Be- 
dingungen nichts. 
Wer ,,Wesentliches" ändern wollte, müsste 
also die,,Konflikthaltigkeitn des Südkaukasus 
verringern. Und dazu müsste die Bedeutung 
der,,Rivalität" der äußeren Mächte für die in- 
nere Entwicklung gemindert werden. 
Die inneren Konflikte waren Manipulations- 
masse für Einflussnehmer von außen. Daran 
haben mehr als 10 Jahre moralischer Vor- 
würfe gegenüber oder zwischen den Ein- 
flussnehmern nichts geändert. Russland 
wird die Sezessionsbestrebungen nicht 
ohne offene oder verdeckte Hilfen lassen. 
Die USA werden eine antirussische,,contain- 
mentU-Politik fortsetzen und die Abkapse- 
lung des Iran weiter betreiben. Und darüber 
hinaus die Türkei in unterschiedlichen Be- 
strebungen bestärken, damit sie im Nahost- 
konflikt stabil bleibt und nicht die palästi- 
nensische Seite unterstützt.VöIlig unabhän- 
gig davon, was der Beobachter des südkau- 
kasischen Geschehens von außen oder von 
innen für richtig oderfaIsch,für gut oder ver- 
werflich hält, mehr als 10 Jahre ,,Konflikte- 
Orientierung" durch Einfluss von Außen ha- 
ben gelehrt:So läuft es im Südkaukasus. 
Und die im Südkaukasus vorhandenen 
Feindbilder haben zu ,,stabilenu, geradezu 
,,zementiertenn Gegensätzen geführt, die für 
Georgien kurzfristig als unveränderliche 
Konstanten fürs die eigenen Abhängigkei- 
ten betrachtet werden müssen. 
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Wer der neuen georgischen Führung helfen 
will, muss ebenfalls auf die kurze Frist mit 
diesen Konstanten rechnen. Und auf mittlere 
und längere Sicht muss er diese Konstanten 
verändern. 

Europas Rolle 
Europa hat einen Beauftragten für den Süd- 
kaukasus,auch wenn nur wenige das wissen. 
Er ist von Brüssel ernannt und ein finnischer 
Diplomat.Sein Name ist HeikiTalvitie und er 
kennt das südkaukasische Konfliktgesche- 
hen und die Macht der äußeren Faktoren seit 
vielen Jahren aus unmittelbarem persönli- 
chen Miterleben. 
Kurzfristig sollte Europa mit seiner Hilfe,,Fi- 
nanzierungshilfen"für die neue Führung Ge- 
orgiens finanzieren, nicht nur um Wahl- 
kämpfe zu führen, sondern um die Korrupti- 
onsabhängigkeit von ,,Führungseliten" zu 
vermindern. 
Gleichzeitig muss Europa Talvities Dienste 
einfordern, um die Konfliktintensität im Süd- 
kaukasus zu verringern. Dazu müssen Quer- 
verbindungen zwischen den bisher völlig ar- 
beitsteiligen Bemühungen um die,,Lösungn 
der Konflikte hergestellt werden. 
Um Abchasien kümmert sich die UNO, um 
Ossetien und Karabach kümmern sich unter- 
schiedliche ,,Missionenn der OSCE. 
Zumindest ,,EU-Europa" muss in allen drei 
Konflikten ,,konzertiertu auftreten und den 
Konfliktparteien der drei Konflikte den,,regi- 
onalen" Charakter und die regionale Wir- 
kung der jeweiligen Konflikte verdeutlichen. 
Und was den vierten (am Ausbrechen gehin- 
derten) Adjarien-Konflikt in Georgien an- 
geht, muss es mehr konzertierte Bemühun- 
gen der nationalen Diplomatien der EU- 
Staaten geben, um auch dort für Intensitäts- 
minderung zu sorgen. 
Und das alles muss geschehen bei intensi- 
vem Bemühen, dafür Verständnis und Koo- 
peration von Russland und den USA zu er- 
halten. 
Warum muss Europa das leisten? Weil seine 
künftige Energieversorgung von den För- 
derstätten in Russland und dem Kaspischen 
Raum, abhängig sein wird und für den letz- 
teren den Südkaukasus als Durchgangs- 
Transport-Gebiet braucht. Und ebenso 
braucht es die Türkei als Durchgangsraum 
für Energierohstoffe aus dem Mittleren Os- 
ten. 
Diese Sachlage is t  für Europa und die USA im 
Prinzip gleich.Aber die Quantitäten der aus 
diesen Räumen für den eigenen Bedarf 
stammenden Energierohstoffe sind sehr un- 
terschiedlich. Russland wird von Europa viel 
stärker gebraucht als die USA. Diversifizierte 
Energiequellen und Transportwege brau- 
chen jedoch beide,auch in dem Wissen, dass 
weitere ,,Energiegroßverbrauchsregionen" 
auf den Weltmärkten auftreten (China, Indi- 
en). 
Deshalb muss Europa mehr und anderes als 
die USA tun, damit der konflikthaltige Süd- 

kaukasus Bestrebungen zum,,Gemeinsamen 
Markt" zu werden entwickelt. Die Versuche 
der Entwicklungshilfe aus den EU-Staaten 
müssen in dieser Hinsicht stärker,,konditio- 
niert" werden und mehr Außenhandel für ei- 
nen seine Entspannung betreibenden Süd- 
kaukasus in Aussicht stellen! 

Georgiens politische Landschaft 
Georgien hat interessante Traditionen, die 
mit der deutschen Geschichte manche 
Querverbindung haben. Es hatte 191 8 die 
erste sozialdemokratische Mehrheitsregie- 
rung,die fast als erstes die heutige Universi- 
tät in Tiflis gründete. Sie respektierte damit 
eine bildungsbürgerliche Orientierung auf 
Deutschland, die es bereits im zaristischen 
und vorzaristischen Georgien gegeben hat- 
te. Siemens hatte dort Fabriken. Deutsche 
Bergwerks-Unternehmen interessierten sich 
für georgische Rohstoffe, Eisenbahninteres- 
sen galten derVerbindung nach Persien.Und 
für Georgien stand das damalige Deutsch- 
land für die Beziehungen zu Europa. 
In bolschewistischer Zeit war Georgien nicht 
nur privilegiert,denn es war Stalins Heimat- 
land, auch das von Berija. Die nicht-georgi- 
schen Ethnien gerieten allerdings unter 
Siedlungsdruck, nachdem sie zu zaristischer 
Zeit teilweise sogar unter Aussiedlungs- 
zwang geraten waren. 
Unter Schewardnadse als KPdSU-Parteise- 
kretär gab es bereits zu Beginn der 80ger 
Jahre erste Auflockerungen, er zeigte schon 
vor Gorbatschow,,Perestroika-Signale". 
Das erklärt zum Teil seine lang andauernde 
Beliebtheit in Georgien. Aber die unter- 
drückten Ethnien sahen in seinem postsow- 
jetischen Verhalten eher eine ,,Stalin-Nach- 
folge-Politik". Das erklärt zum Teil seine Er- 
folglosigkeit im Umgang mit den noch dau- 
ernden Sezessionskonflikten. 
Die von ihm gegründeten und geführten 
politischen Kräfte müssen sich neu orientie- 
ren - und damit deren Oppositionsgruppen 
auch.Die neue Führung wird also veränderte 
Anhängerscharen an sich binden - und da 
sievermutlich nicht,,einign sein wird,ihre Ko- 
alitionsfähigkeit im Auge behalten müssen. 
Saakashwili, Burdjanadse und Schwania wa- 
ren bis zum Umsturz keineswegs ein Herz 
und eine Seele. Ob Schwania als möglicher 
Ministerpräsident mit Saakaschwili als Präsi- 
dent eine vernünftige Zusammenarbeit ent- 
wickeln kann, ist fraglich. Kaum einer kann 
präzise einschätzen, wie unterschiedlich in- 
tensiv sie ,,pro-amerikanisch" und folglich 
,,anti-russisch" ihre Haltungen formen 
möchten, um ihrem gemeinsamen Heimat- 
land wirklich dienen zu können. Und wird 
die US-Administration nicht erfolgreich mit 
Verlockungen arbeiten und damit die Kon- 
fliktgeladenheit des ganzen Südkaukasus 
ahnungslos und unbewusst bis ahnungsvoll 
und bewusst verstärken? 
Die Chance, innerhalb der georgischen Wäh- 
lerschaft mit einem antirussischen Feindbild 

Wahl~lakat des aeoraischen Präsidenten - - 
Michail Saakaschwili 

zu operieren und damit Anhänger zu sam- 
meln, ist groß. Aber ein so erlangter Wahlsieg 
führt zu keinerlei,,Entspannungn im Südkau- 
kasus und den innergeorgischen Konflikten! 
Die Parlamentswahlen im März werden dar- 
um eine Neuformierung der bisherigen poli- 
tischen Gruppierungen mit sich bringen und 
möglichweise bereits eine Aufspaltung der 
gemeinsam erfolgreich gewesenen derzeiti- 
gen Führungsgruppe. 
Die georgische Gesellschaft i s t  in sich in kei- 
nerlei eng gebundene Gruppen aufteilbar, 
die klare Konturen für politische Parteien 
abgeben könnten. Am ehesten wären da 
noch tief spaltende ,,ethnischeu Orientie- 
rungen denkbar.Aber wer die armenischen, 
azerbaidschanischen und auch die inner- 
georgischen Minderheiten diskriminiert, 
provoziert merkwürdige georgische Natio- 
nalgefühle. Das gab es schon einmal zum 
Ende der Sowjetzeit, als Gamsachurdia 
sogar muslimisch orientierte Georgier zu 
,,Gästen" in ihrer uralten Heimat erklärte. 
Die Bevölkerung Georgiens ist leicht zu 
spalten und schwer zu einigen. Und Feind- 
bildpflege nach außen (gegen Russland) 
kann schnell in Feindbildpflege im lnnern 
und zu vermehrter Sezessionsbereitschaft 
umschlagen. 
Die nächsten Monate bis zu den Parlaments- 
wahlen können darum leicht eine Entwick- 
lung bringen, die Georgiens Zukunft - und 
damit die des Südkaukasus mit mehr Fragen 
belastet, als Antworten auffindbar wären. 
Das Europa der EU hätte darum allen Grund, 
sich intensiv mit den inner-georgischen Vor- 
gängen zu beschäftigen und ihre Orientie- 
rung mit zu betreiben.Die USA und Russland 
werden sich um Georgien kümmern. Leider 
kaum gemeinsam zum gemeinsamen Nut- 
zen! 
Und ziemlich leicht könnte daraus wieder 
eine,,inner-europäische" Gewaltanwendung 
entstehen. Denn Georgien liegt in Europa - 
auch wenn andere Europäer es erst merken 
würden, wenn es zu spät ist. SPW t im 



Rechtsruck in der Schweiz 
Von Wolf Stettler und Adrian Zimmermann 

Das Ultimatum 

Es ist der Abend des 19. Oktobers 
2003. Die Schweiz hat ein neues Parlament ge- 
wähltwieder gewinnt die rechtskonservative 
SchweizerischeVolkspartei (SVP) In der,,Elefan- 
tenrunde" der Bundesratsparteien stellt SVP- 
Präsident Ulrich Maurer ein in der Geschichte 
des schweizerischen Bundesstaats einmaliges 
Ultimatum: Entweder die übrigen Parteien 
wählten auf Kosten der Christdemokratischen 
Volkspartei (CVP) Christoph Blocher, den 
schwerreichen Chemieindustriellen und Archi- 
tekten des Erfolgskurses der SVP in den Bun- 
desrat oder die Partei verlasse die Regierung. 
Knapp 2 Monate später wählt die vereinigte 
Bundesversammlung Blocher anstelle der 
christdemokratischen Bundesrätin Ruth Metz- 
ler in die Regierung. Erstmals seit 1872 wurde 
ein Mitglied der Kollegialbehörde abgewählt. 
Die seit 1959 unveränderte ,,Zauberformel" (2 
FDP - 2 CVP - 2 SP - 1 SVP) ist Geschichte. Um 
den rechten Durchmarsch komplett zu ma- 
chen wird für den zurückgetretenen freisinni- 
gen Finanzminister nicht die liberale Bernerin 
Christine Beerli,sondern der rechtsfreisinnige 
Appenzeller Hans-Rudolf Merz gewählt. Ein 
Sammler von Verwaltungsratsmandaten, in 
den 80er Jahren Gegner des in seinem Kanton 
erst 1989 eingeführten Frauenstimmrechts 
und - wie Christoph Blocher - einst in der 
apartheidfreundlichen Südafrika-Lobby aktiv. 
Der Erfolg der SVP überrascht: SP, CVP, Grüne 
und kleinere Links- und Mitteparteien haben in 
der Bundesversammlung eine knappe Mehr- 
heit. Oberflächlich betrachtet, verdankt Blo- 
cher seinen Sieg folgenden drei Faktoren: 

Der Kapitulation der einstmals staatstra- 
genden Freisinnig-Demokratischen Partei 
(FDP) vor seinem Ultimatum 

Einem 3er-Grüppchen kommunistischer 
Nationalräte, die sich mit einer halsbrecheri- 
schen Alles-oder nichts-Strategie profilieren 
wollten und deshalb nicht für Meder stimmten 

Mehreren rechten CVP-Vertretern,die ihre 
eigene Bundesrätin opferten, um eine Mitte- 
Links-Regierung ohne SVP zu verhindern. 
Die eigentlichen Gründe für den Erfolg des UI- 
timatums liegen aber tiefer: In einem Klassen- 
gleichgewicht der Schwäche,wiees sichinden 
letzten Jahren nicht nur in der Schweizausge- 
bildet hat. In diesem Land,das eine einmalig di- 
rekte Umsetzung sozialer in politische Kräfte- 
verhältnisse kennt, ist diese Diagnose aber 

Wolf Stettler, lnformatikstudent, Zürich und Adriai 
mitglieder des Oltener Kreises linker Sozialdemok 

leichter zu stellen,aIs in Ländern,woder Staats- 
apparat ein grösseres Eigenleben führt. 

Die Krise der bürgerlichen Hegemonie 
Das Bürgertum ist durch den Zusammenbruch 
seiner führenden Fraktion, des Zürcher Bahn- 
hofstrassenfreisinns in der Swissair-Krise ge- 
schwächt. 
Freisinn und Christdemokraten haben bei der 
(klein-)bürgerlichen Wählerschaftverloren,die 
SVP wurde mit ihrem rechtspopulistischen 
Programm zur wählerstärksten Partei. 
Dieser Trend wird kräftig gefördert: Das Gros 
der Wahlkampfspenden von Hochfinanz und 
Grossindustrie dürfte dieses Mal an die SVP ge- 
flossen sein. Funktionäre des Grosskapitals ha- 
ben unverhohlen die Wahl der SVP empfohlen 
und starken Druck für die Wahl Blochers in den 
Bundesrat und eine rechtsbürgerliche Vierer- 
mehrheit ausgeübt. 
Entscheidend dafür ist,dass die Differenzen der 
90er Jahre zwischen Blocher und den etablier- 
teren Kreisen in der Grossbourgeoisie weitge- 
hend obsolet sind: Nach deren Einschwenken 
auf den Weg bilateralerverträge mit der EU an- 
stelle der multilateralen Integration in den Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder gar in 
die EU sind die innerbürgerlichen Differenzen 
in der Europa-Frage vernachlässigbar.Zudem 
ist die lnvestorengruppe um Blochers Freund 
Martin Ebner im New-Economy-Crash unter- 
gegangen, was den Gegensatz zwischen den 
Rentier-Newcomern um Blocher und den alt- 
eingesessenen grossbürgerlichen Zürcher, 
Basler und Genfer Familienclans und ihrem 
Management entschärft hat. Damit sind aber 
auch Blochers Pläne geplatzt mit Hilfe der Eb- 
ner-Gruppe die dominante lnvestorengruppe 
der schweizerischen Grossindustrie aufzubau- 
en,er setzt daher wieder auf die Politik. 

Blocher als Retter des Bürgerblocks 
Blochers Rede an der Albisgüetli-Tagung vom 
Januar 2002 kann als Appell an das Bürgertum 
verstanden werden, sich unter seiner Führung 
neu zu formieren. Rede handelt vom Unter- 
schied zwischen,,wahren und falschen Eliten". 
Blocher greift die Empörung und Verunsiche- 
rung über die vielen Firmenskandale auf und 
macht das individuelle Fehlverhalten einiger 
(freisinniger) Manager dafür verantwortlich, 
denen er die,,wahre Elite" der paternalistisch- 
fürsorglichen Unternehmer entgegenstellt. 
Blocher will mit dieser Rede linker Kritikzuvor- 

o Zimmermann, Historiker, Bern sind Vorstands- 
ratlnnen 

kommen,die auch bürgerlichen Wählerschich- 
ten zunehmend einleuchtete. 

Die Schwäche der Linken 
Die Linke hat in den vergangenen Jahren eine 
Reihe entscheidender defensiver Abstim- 
mungserfolge errungen, die Gewerkschaften 
konnten wichtigeTeilerFolge in Streiks durchset- 
zen. (Für das Beispiel des Referendumserfolgs 
gegen die Strommarktliberalisierung vgl.:Wolf 
Stettler, Adrian Zimmermann, Die Schweiz sagt 
Nein zum,,freien Strommarkt",in:spw 130 (2003) 
5.45 ff.) Die Wirtschaftspolitik konnte teilweisein 
eine interventionistischere Richtung verscho- 
ben werden.Weite Bevölkerungsschichten sind 
klar gegen weitere Deregulierungs- Privatisie- 
rungs- und Abbaumassnahmen. 
Doch die parteipolitische Linke kann diese Erfol- 
ge noch zuwenig in Wahlerfolge umsetzen.Dies 
hängt damit zusammen, dass ihre Analysen 
oberflächlich bleiben, dass sich viele Exponen- 
tlnnen nicht von sozialliberalen Illusionen lösen 
konnten. Deshalb hatten sie der ideologischen 
Offensive Blochers wenig entgegenzusetzen,sie 
beschränkten sich auf parteipolitische Polemik 
gegen den Wirtschaftsfreisinn - wobei sie die 
anderen bürgerlichen Parteien und v.a.die SVP 
schonten. Klassentheoretische und kapitalis- 
muskritische Analysen, wirtschaftsdemokrati- 
sche Alternativen sucht man in Stellungnah- 
men linker Politiker weitgehend vergeben. 

,,Rechtsruck im Bundesrat - der Widerstand 
ist schon parat" 
Unter diesem Slogan formierten sich schon am 
10. Dezember selbst spontane Demonstratio- 
nen. Der Schock des 10. Dezember hat neue 
Bewegung in die Linke gebracht. Noch am sel- 
ben Tag haben sich Komitees vorab von jun- 
gen Frauen gebildet, die den Rechtsruck und 
die krasse Untervertretung der Frauen in der 
Regierung nicht kampflos hinnehmen wollen. 
Viele dieser jungen Frauen sind bereits bei den 
JUS0,der Partei oder den Grünen organisiert. 
Es ist zu hoffen,dass auch Aktivistlnnen derglc- 
balisierungskritischen Bewegung,die bis jetzt 
die Parteipolitik gemieden haben, umdenken 
und daraus der Partei neue junge Aktivisten 
zufliessen werden, die für den notwendigen 
bewegungspolitischen Schwung sorgen, den 
die Partei für ihre soziale Oppositionspolitik 
braucht. 
Gelingt es, die Partei wieder eindeutig auf die 
Interessen der Lohnabhängigen auszurichten 
und dem Bürgerblock mit inner- und ausser- 
parlamentarischer Oppositionspolitik das Re- 
gieren schwer zu machen, kann die SP bei den 
nächsten Wahlen wieder stärkste Partei wer- 
den. SPW I 12004 

* 



Gesund heitsreform für wen? 
Was bedeutet die Gesundheitsreform für 
sozial benachteiligte Menschen? 

Von Gerhard Trabert 

Wenn Du arm bist musst Du in Zukunft noch 
früher sterben ! 

Seit über 10 Jahren gibt es auch im 
deutschsprachigen Raum gesicherte Erkennt- 
nisse zum Zusammenhang und zur gegensei- 
tigen Einflussnahme von Armut und Gesund- 
heit bzw. Krankheit. Immer noch wird diesem 
Kontext sowohl in der Öffentlichkeit alsauch in 
der Fachöffentlichkeit zu wenig Beachtung ge- 
schenkt. Die Gesundheitsmodernisierungsvor- 
schläge von Regierung und Opposition führen 
zu einer weiteren Verschlechterung derversor- 
gungssituation sozial benachteiligter Men- 
schen. Eine weitergehende Privatisierung im 
Gesundheitswesen, die Erhöhung von zu er- 
bringenden Eigenleistungen und Zuzahlun- 
gen, die Streichung von bestimmten Leistun- 
gen belastet insbesondere sozial benachteilig- 
te Menschen.Zudem führt derSozialabbau,die 
Vorschläge hinsichtlich der Angleichung von 
Sozialhilfe und Arbeitslosengeld (sogenanntes 
Arbeitslosengeld 2) zu einer Zunahme von Ar- 
mut. Sozial benachteiligte Menschen werden 
somit dreifach benachteiligt: Die bisherigen fi- 
nanziellen Unterstützungen werden einge- 
schränkt und teilweise reduziert,die Ausgaben 
für die Behandlung von Krankheit erhöhen 
sich, die Behandlungsleistungen werden ein- 
geschränkt.Die Armut wird in Deutschland zu- 
nehmen und somit auch die Erkrankungsquo- 
te sozial benachteiligter Menschen. 
Letztendlich wird auch die Sterblichkeit armer 
Menschen in unserer christlich humanistisch 
geprägten Gesellschaft zunehmen. 

Fakten: 
Bestimmte Bevölkerungsgruppen, die 
besonders von Armut betroffen sind, wie z B.: 

Kinder zwischen 0 - 15 Jahren 
Alleinerziehende Elternteile (in der Regel 

Mütter) 
Familien mit mehr als 3 Kindern 
Arbeitslose Menschen 
Wohnungslose Menschen 
Ausländische Mitbürger 
in Zukunft verstärkt alte Menschen, chro- 

nisch Kranke und Behinderte 
haben ein signifikant erhöhtes Erkrankungs- 
sowie Sterblichkeitsrisiko. 

Bei Erwachsenen führt Krankheit in verstärk- 
tem Maße zu Armut, bei Kindern führt die Ar- 
mut in ihrem späteren Leben gehäuft zu 
Krankheit, dies ergab u.a. eine wissenschaftli- 
che Studie der Universität Marburg. Sieht man 
sich die Erkrankungsraten sowie das Erkran- 
kungsspektrum der von Armut betroffenen 
Menschen in unserer Gesellschaft genauer an, 
so lassen sich erhöhte Quoten z.B.für das Auf- 
treten von Herz- Kreislauf- und Krebserkran- 
kungen feststellen.So ist der Herzinfarkt heute 
keine,,Managerkrankheitn mehr, wie noch in 
den 70er und 80er Jahren, sondern eine le- 
bensbedrohliche Erkrankung die gehäuft bei 
Menschen mit einem niedrigen sozioökono- 
mischen gesellschaftlichen Status auftritt. Be- 
stimmte Krebserkrankungen treten ebenfalls 
gehäuft bei ökonomisch benachteiligten Men- 
schen auf. Der Kranken- und Unfallverletzten- 
anteil ist generell bei Sozialhilfeempfängern 
wesentlich höher als im Bevölkerungsdurch- 
schnitt.Bei Kindern dievon Einkommensarmut 
betroffen sind, findet man gehäuft Infekte, 
Zahnerkrankungen und psychosomatische 
Beschwerdekomplexe.Die Bundesvereinigung 
der Kinderärzte wies schon im Jahre 2000 dar- 
auf hin, dass jedes fünfte Grundschulkind zu 
Beruhigungsmittel und Medikamenten greift. 
In höheren Jahrgängen macht dies bereits je- 
des dritte Kind.Zusätzlich zum Kontext der Psy- 
chosomatik treten psychiatrische Erkrankun- 
gen in den Vordergrund, und hier besonders 
Depressionen. Dies führt dann wiederum bei 
vielen Betroffenen zu Selbstmordversuchen. 
Die Selbstmordrate ist gerade bei arbeitslosen 
Menschen im Vergleich zu Erwerbstätigen 
deutlich erhöht. Aber nicht nur die Häufigkeit 
ist erhöht, sondern auch die Suizidversuche 
mit tödlichem Ausgang. 
Gerade hier werden die existentiell bedrohli- 
chen Facetten der oft bagatellisierten soge- 
nannten relativen Armut in unserer Gesell- 
schaft deutlich.50 ergaben verschiedene Stu- 
dien,erhöhte Unfallquoten (speziell Verkehrs- 
unfälle) mit tödlichem Ausgang für von Armut 
betroffene Kinder und hier besonders für aus- 
ländische Kinder. Die Sterblichkeit von arbeits- 
losen Menschen ist um das 2,6fache höher als 
bei Erwerbstätigen. Nach einer Untersuchung 
der Medizinischen Hochschule Hannover ha- 
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ben arme Menschen eine ca.sieben Jahre kür- 
zere Lebenserwartung als reichere Mitbürger. 
Die Erhöhung der Lebenserwartung,aufgrund 
2.B. verbesserter medizinischer Therapiefor- 
men, betrifft besonders Menschen mit einer 
höheren Schulausbildung. 
Wie sehen jetzt die Regierungs- und Oppositi- 
onsvorschläge hinsichtlich einer sogenannten 
Gesundheitsmodernisierung, unter Berück- 
sichtigung der erwähnten Zusammenhänge 
von Armut und Krankheit aus: 
Bestimmte Leistungen werden gestrichen z.B. 
Krankengeld (Regierung). Es ist der Ausstieg 
aus der Solidarfinanzierung. 
Zahnbehandlungskosten werden einge- 
schränkt und durch eine private Absicherungs- 
pflicht umfinanziert. Wird die Schichtzugehö- 
rigkeit in Zukunft am Zahnstatus ablesbar sein. 
Es soll keine Befreiung mehr für die Zuzahlung 
bei Fahrtkosten und für Arznei-,Verband- und 
Heilmittel geben. Die Belastungsgrenze be- 
trägt 1 %des Bruttoeinkommens für chronisch 
Kranke und 2 %für alle übrigen Versicherten. 
(Dies geht der AOKz.B.noch nicht weit genug, 
sie hätten die „2%-Regelung" gerne für alle.) 
Obwohl zumThema,,chronisch Kranke" schon 
jetzt die Deutsche Krebshilfe und die Deutsche 
AIDS-Hilfe über zunehmende Anträge von be- 
troffenen Patienten bezüglich einer finanziel- 
len Unterstützung aufgrund der schlechter 
werdenden Einkommenssituation berichten. 
Die Zuzahlungen bei Arznei- und Verbandmit- 
tel betragen für Sozialhilfeempfänger mindes- 
tens 1 Euro. Dies fließt aber in die Berechnung 
des Sozialhilferegelsatzes (ca.290 Euro außer- 
halb von Einrichtungen und ca.85 Euro in Ein- 
richtungen) bisher überhaupt nicht ein. So 
dass diese Regelung einer Erniedrigung der 
Sozialhilfe entspricht. 
Die Opposition wollte gar eine Finanzbeteili- 
gung von 10% an den Behandlungskosten ! 
Leistungen werden stark eingeschränkt 2.B. 
Sehhilfen werden nur noch biszum 18.Lebens- 
jahr und bei stark sehbehinderten Menschen 
erstattet. Werden wir in Zukunft nicht mehr 
Brillen für Bangla Desh sondern für wohnungs- 
lose Menschen in Deutschland sammeln müs- 
sen. 
Fahrtkosten müssen selbst getragen werden. 
(Was ist mit dem Krebspatienten der bisher zur 
Chemotherapie gefahren und wieder abge- 
holt wurde,da er nach der Behandlung hierzu 
körperlich nicht mehr in der Lage war.Was ist 
mit dem Dialysepatienten ? )  
Das Krankenhaustagegeld wird auf 10 Euro 
proTag und bis zu 28 Krankenhausbehand- 
lungstage erhöht. Dies trifft auch auf medizi- 
nische Rehabilitationsmaßnahmen und Vor- 
sorgekuren für Mütter zu. Schon jetzt ist der 
Anteil alleinerziehender Mütter an Mutter- 
Kind-Rehamaßnahmen überdurchschnitt- 
lich hoch, wobei verschiedene Wohlfahrts- 
verbände von notwendigen finanziellen Zu- 
schüssen berichten, damit die betroffenen 
Mütter und Kinder überhaupt an diesen me- 
dizinischen Maßnahmen teilnehmen kön- 
nen. 



Einführung der 10 Praxisgebühr.Aus Untersu- Neben der Kritik an den vorgeschlagenen tersuchungen. Aber auch scheinbar rational 
chungen in Schweden wissen wir,das die Ein- strukturellen,,Reformen" sind wirkliche in- und objektivgetroffene lndikationsstellungen 
führung einer Praxisgebühr dazuführt,dasge- haltliche Reformen, die zu einer wirklichen wiez.B.die hohe Ratean kieferorthopädischen 
rade sozial und damit auch finanziell benach- Versorgungsverbesserung von sozial be- Behandlungen,Coronarangiographien (Herz- 
teiligte Menschen seltener zum Arztgehen. nachteiligten Menschen führen, und nicht katheteruntersuchungen), Hysterektomien 
Es gibt aber auch positive Verbesserungsvor- unbedingt mehr Kosten erfordern, (Gebärmutterentfernungen) usw. müssen in 
Schläge: vielleicht kurzfristig aber mittel- bis Iänger- Frage gestellt werden. Ist es zu akzeptieren das 
520 SGBVzur Gesundheitsprävention (besteht fristig deutliche Einsparungen erbringen, Medikamente hierzulande oft wesentlich teu- 
schon seit 2001) soll besonders die Situation notwendig. Da das Gesundheitssystem vie- rer sind als im Ausland ? 
sozial benachteiligter Menschen verbessern le arme Menschen nicht erreicht, sind Über- Aber hier sind die Gesprächspartner oder -geg- 
unter Berücksichtigung sinnvoller Setting-An- legungen einer veränderten Struktur der ner im Hinblick auf einen Finanzierungs- bzw. 
sätze,d.h. das man 2.B. mehr Gesundheitsprä- medizinischen Versorgung notwendig. Die Leistungserbringungsabbau mächtige Berufs- 
ventionsangebote vor Ort, in dem Lebensum- klassische Komm-Struktur im ärztlichen Be- verbände und die Pharmaindustrie. Dies sind 
feld der Menschen anbietet (z.B. in sozialen reich (Patient kommt zum Arzt) ist durch zumTeilGlobelplayerdieihrHandwerkderLob- 
Brennpunkten).Allerdings muss die praktische die Praktisierung einer Geh-Struktur, der byarbeit verstehen und natürlich ganz andere 
Umsetzung dieses Gesetzes rascher erfolgen. Arzt geht zum Patienten, zu ergänzen. Ein Machtfaktoren ins Spiel bringen können a1sz.B. 
Von den veranschlagten Ausgaben pro Versi- medizinisches Versorgungsangebot „vor die Bundesarbeitsgemeinschaftder Sozialhilfe- 
cherten in Höhe von 2,56 Euro, wird von den Ort", innerhalb sozialer Brennpunkte, Woh- empfängeroderderWohnungslosenhilfe. 
Krankenkassen bisher im Durchschnitt erst nungsloseneinrichtungen, Arbeitsämter, Neue kreative Finanzierungsvorschläge sind 
0,91 Euroinvestiert.(DieAOKliegt mit 1,44Euro Schulen, Kindergärten usw. ist notwendig. gefragt. Warum nicht eine freiwillige Abgabe 
an der Spitze der Krankenkassen.) Dies sollte interdisziplinär durch eine enge der Pharmaindustrie, der Zigaretten- und z.B. 
Die Zugehörigkeit von Sozialhilfeempfänger Zusammenarbeit von Sozialarbeit,Arzt und Alkoholindustriefürdie medizinische Behand- 
an der GKV,d.h.das Sozialhilfeempfänger mit Pflege geschehen. lung von sozial benachteiligten Menschen for- 
der Versichertenchipkarte ausgestattet wer- Das Ziel dieser komplementären Versorgungs- dern.Sie profitieren am meisten von dem Risi- 
den, und somit bisher bestehende teilweise Strukturen muss eine Reintegration der Betrof- koverhalten der Betroffenen. Es gibt genügend 
diskriminierende Komponenten bei der Aus- fenen in das bestehende Regelsystem sein,im Geld in unserer Gesellschaft, es war, ist und 
Stellung eines speziellen ,,Sozialhilfekranken- Sinne einer Implementierung der Versor- bleibt ein Verteilungsproblem vorhandener 
scheines" reduziert werden. gungsangebote. Es darf keine spezielle „Ar- Ressourcen.Zudem ist eine transparentever- 
Eine seit Jahren von uns geforderte Novellie- mutsmedizin" etabliert werden. mittlung von sozial gerechter Verteilung was 
rung des 537 SGBV (Häusliche Krankenpflege) die finanzielle ~ e l a s t u n ~  angeht, unbedingt 
der eine strukturelle Versorgungsbenachteili- Gedankensplitter zu Fehlentwicklungen notwendig und kann zu einer großen Akzep- 
gung von wohnungslosen Menschen darstellt. im Gesundheitssystem tanzauch von hohen Steuersätzen führen (sie- 
(Den GKV-Versicherten Wohnungslosen steht Nicht bei Sozialhilfeempfängern muss gespart he Schweden). 
demnach kein Anspruch auf ambulante Kran- werden sondern bei der Bezahlung von Zahn- Die angestrebten Leistungskürzungen führen 
kenpflege gegenüber den Krankenkassen zu, ärzten und Kieferorthopäden, bei Labormedi- zu einer kurzfristigen finanziellen Entlastung 
da 537 SGBV einen eigenen Haushalt zur Vor- zinern und Radiologen. Gerade diese Berufs- der Haushalte, mittel- und längerfristig muss 
aussetzung hat.Dies wird durch den neuen Ge- gruppen verdienen am meisten unter den Ärz- bei zu erwartenden erhöhten Erkrankungs- 
setzesentwurf ausgeschlossen.) ten,und stehen oft für überflüssige Doppelun- quoten bei sozial benachteiligten Menschen 

mit höheren Ausgaben gerechnet werden. 
Nicht Sozialhilfeempfänger klagen auf einem 
hohen Niveau sondern Beamte, Politiker und 

grundlegende T ~ ~ ~ ~ ,  die ein anonymes Begut- auch die schon erwähnten bestimmten Fach- 

achtungsverfahren durchlaufen. Im ,,Forumm er- arztgrUPPen (z.B.Labormediziner,Radiologen). 
folgt eine Analyse und Kommentierung aktuel- Muss man das kollektive politische Gerede 
ler wirtschaftlicher Themen und Entwicklungen. vom scheinbar notwendiaen Sozialleistunqs- - - 
Diese Beiträge wirbt die Redaktion zeitnah ein. abbau wirklich akzeptieren ? Über 400wissen- 

Im Frühjahr 2004 erscheint erstmalig die Zeit- INTERVENTION wird künftig halbjährlich heraus- schaftler haben bisher den sogenannten,,Sozi- schrift INTERVENTION. ZEITSCHRIFT FÜR ÖKO- kommen. Die zweite Ausgabe erscheint im 
NOMIE. Mit ihren Beiträqen qreift sie in ökono- Herbst 2004 mit einem Schwerounkt zu finanz- alaufruf" unterzeichnetf der "Iitik des - - 
mische Theoriediskussionen ein. Sie interve- oolitischen Fraaen. Sozialabbaus verurteilt, und Alternativen dar- 
niert, weil sich der theoretische Ansatz und die ~rtikeleinreichui~en für den referierten Teil so- legt. 
wirtschaftspolitischen Folgerungen des Main- wie Rezensionen sind jederzeit willkommen. Das Solidarprinzip im Gesundheitswesen ist 
stream der Ökonomik häufig auf ein zu einfa- Einsendungen werden in deutscher und engli- aufrechtzuerhalten.Privatisierunastendenzen - 
ches Ergebnis reduzieren: mehr Markt, mehr scher Sprache akzeptiert. Artikel können unter von elementaren Gesundheitsleistungen müs- 
Wettbewerb, mehr Deregulierung. INTERVENTION der Email-Adresse redaktionQzeit schrift- sen gestoppt werden, Zuzahlungen müssen 
bietet stattdessen ein Forum für Beiträge, die in intervention.de oder unter der unten stehenden 
der Theorie die historische und qesellschaftli- Postadresse einaereicht werden. unter dem Aspekt einer strukturellen Benach- 

che Bedingtheit ökonomischer Prozesse auf- An einem Abonnement der Zeitschrift oder an teiligung chronisch Kranker und behinderter 
nehmen und in der wirtschaftspolitischen Pra- 
xis den Fokus auf die Möglichkeiten gestalten- 
den und eingreifenden Handelns legen. INTER- 
VENTION ist keinem einzelnen Paradigma ver- 
pflichtet, sondern verfolgt einen pluralen An- 
satz. Ziel von INTERVENTION ist es, alternativen 
Standpunkten eine Darstellungsmöglichkeit zu 
bieten und zu Austausch und Diskussion zwi- 
schen ökonomischen Schulen anzuregen. 
INTERVENTION bietet Raum für englisch- und 
deutschsprachige Beiträge unterschiedlicher 
Art. Die Rubrik „Artikel I Articles" umfasst 

der kostenlosen Zusendung des ersten Heftes 
als PDF-Datei Interessierte wenden sich bitte 
an aboQzeitschrift-intervention.de oder an un- 
sere Postadresse: INTERVENTION. Zeitschrift 
für Ökonomie, clo Prof. Ralf Blendowske, FB 
MN, FH Darmstadt, Schöfferstraße 3,64295 
Darmstadt, Deutschland 
Weitergehende Informationen zur Zeitschrift, 
zur Einsendung von Beiträgen sowie zu den 
Abonnementbedingungen sind auf unserer 
WWW-Site http://www.zeitschrift-interven 
tion.de einsehbar. 

Menschen kritisch hinterfragt werden. 
Die anstehenden Reformen und Neustruktu- 
rierungen werden zu einer weiteren Benach- 
teiligung bezüglich der Gesundheitsversor- 
gung und zu einer Verschlechterung des Ge- 
sundheitszustandes von ökonomisch benach- 
teiligten Menschen führen 
Eine demokratisch-humanistisch ausgerichte- 
te Gesellschaft wird sich daran messen lassen 
müssen, wie sie mit den schwächsten Gesell- 
schaftsmitgliedern umgeht. SPW I 12004 



Kommunale Armuts- und 
Reichtumsberichte 
Von Heike Hellmeister, Christian Möls, Oluf Perrey, Ulrich Rückin, Roy Schmidtke 

Überschuldung ist eine zunehmen- 
de sozialpolitische Problemlage. Inzwischen 
wurde zwar erkannt, dass die betroffenen 
Haushalte Hilfestellungen benötigen. Der 
,,Privatkonkurs" wurde eingeführt. Als Be- 
standteil kommunaler Sozialberichterstat- 
tung aber fristet dasThema Überschuldung 
weiter ein randständiges Dasein. Wir haben 
im Rahmen der lnitiative,,Osnabrücker Sozi- 
alkonferenz" Anforderungen an einen kom- 
munalen Überschuldungsbericht entwi- 
ckelt,die wirjetzt in Kurzform darstellen wer- 
den. 

Ursachen und Folgen von Überschuldung 
Überschuldung hat in den letzten 14 Jahren 
dramatisch zugenommen. Waren im Jahr 
1989 noch 1,3 Mio. Haushalte betroffen, so 
ist die Zahl bis ins Jahr 1999 auf 2,7 Mio.an- 
gewachsen.Tendenz steigend. In einer Kre- 
ditgesellschaft is t  es sicherlich,,normal", dass 
Haushalte sich verschulden. Langlebige Kon- 
sumgüter oder gar Immobilien können eben 
meist nicht aus dem Ersparten finanziert 
werden.Wenn die Schulden aus dem laufen- 
den Einkommen nicht mehr bezahlt werden 
können, wird aus Verschuldung Überschul- 
dung.Warum passiert das immer häufiger? 
Hier spielen vielfältige Faktoren eine Rolle. 
Die gesellschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen, wie eine zunehmende Zahl an Gering- 
einkommen und aggressive Werbepraktiken 
der Finanzanbieter sind einerseits zu nen- 
nen. Andererseits sind es oft kritische Le- 
bensereignisse wie Scheidungnrennung, 
Unfall/ Krankheit, Schwangerschaften sowie 
mangelnde finanzrechtliche Kenntnisse, die 
zum Entstehen von Überschuldung beitra- 
gen. Der wichtigste Faktor für Überschul- 
dung ist aber heute die Arbeitslosigkeit. Sie 
tritt i.d.R. unvorhersehbar ein.Aufgrund der 
dann plötzlich radikal geminderten Haus- 
haltseinkommen können die Betroffenen ih- 
ren Zahlungsverpflichtungen nicht mehr 
nachkommen und sie sind plötzlich über- 
schuldet. 
Die Folgen von Überschuldung sind dras- 
tisch. Die Schuldner werden unvorbereitet 
mit Mahnbescheiden, Vollstreckungstiteln, 
dem Gerichtsvollzieher konfrontiert. Ein- 
kommen und Sachen werden gepfändet,die 

Von Heike Hellmeister, Christian Möls, Olaf Perrey, 
brück im,,Verista - Projekt für soziale Gerechtigk~ 

Eidesstattliche Erklärung wird abgegeben. 
Konto- oder Arbeitsplatzverlust können fol- 
gen. Überschuldete Haushalte stehen unter 
starkem psychosozialen Stress.Viele ziehen 
sich aus sozialen Bezügen zurück, weil sie 
glauben,jetzt nicht mehr mithalten zu kön- 
nen. 

Überschuldung und ihre Bedeutung für 
die Sozialberichterstattung 
Aber überschuldete Haushalte haben in den 
letzten Jahren auch Erleichterungen erfah- 
ren. Erstens sind die finanziellen Spielräume 
seit dem Jahr 2002 durch die Anhebung der 
Pfändungsfreigrenzen deutlich erweitert 
worden.Alleinstehende dürfen auf jeden Fall 
930 behalten, bevor die Pfändungen anfan- 
gen, für Unterhaltspflichtige liegt der Wert 
noch höher. Damit sind die meisten betroffe- 
nen Haushalte heute praktisch pfändungs- 
frei. 
Zweitens wurde der Zugang zum Insolvenz- 
verfahren erleichtert,weiI die Gerichtskosten 
gestundet werden. Das bedeutet, jeder be- 
troffene Haushalt kann jetzt theoretisch am 
Verbraucherkonkurs teilnehmen - voraus- 
gesetzt, er findet eine Beratungsstelle, die 
ihn unterstützt. Insgesamt sind also die 
rechtlichen Möglichkeiten größer gewor- 
den. 
Doch auch wenn heute Überschuldung 
nicht unmittelbar zu Armut führen muss, ist 
sie weiter mit diesem Themenbereich ver- 
kettet: 
Überschuldung kann weiter in eine Armuts- 
situation führen. Unmittelbar, indem z.B. 
,,Angstratenu aus unpfändbaren Einkom- 
mensanteilen gezahlt werden, was die Exis- 
tenz gefährdet.Oder mittelbar, indem Schul- 
den zum Verlust des Kontos und des Arbeits- 
platzes führen, was dann Armut zur Folge 
haben kann. 
Überschuldung verhindert das Entkommen 
aus einer Armutssituation. Wer z.B. auf- 
grund eines kritischen Lebensereignisses in 
eine Armuts- und Überschuldungssituation 
gerät, wird es - gerade beim heutigen Ar- 
beitsmarkt - deutlich schwerer haben, ei- 
nen adäquaten Arbeitsplatz zu finden. Auf 
Anfrage ist Überschuldung vom Arbeitssu- 
chenden wahrheitsgemäß anzugeben, bei 
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Nichtangabe kann dies ein Kündigungs- 
grund sein. 
Zusammengefasst Iässt sich also sagen,dass 
dasThema Überschuldung nach wie vor von 
großer Relevanzfür eine Armuts- und Reich- 
tumsberichterstattung ist. Überschuldung 
kann als ein wichtiger Faktor angesehen 
werden, der die Lebenslage von Haushalten 
wesentlich mitbestimmt. 

Anforderungen an einen Überschul- 
dungsbericht 
Ein Überschuldungbericht muss zunächst 
fragen:Wie viele Menschen vor Ort sind kon- 
kret betroffen? 
Zur Erfassung stehen verschiedene Indikato- 
ren bereit, 2.B. Miet- und Energieschulden, 
Anzahl der Pfändungen,Kreditkündigungen, 
Anzahl der Eidesstattlichen Erklärungen, Re- 
präsentativbefragungen. Alle sind wichtig, 
wirklichen Aufschluss geben aber nur die Ei- 
desstattlichen Erklärungen. Da nicht jeder 
Überschuldete eine E.E. abgibt, sind ergän- 
zende Repräsentativbefragungen von hoher 
Bedeutung. 

Entwicklung der Überschuldungsfälle 
Aus den Zahlen zum Überschuldungsum- 
fang sind sozialpolitische Handlungsfelder, 
zum Beispiel Beratungs- und Aufklärungsbe- 
darf, fest zu legen. Diese Zahlen müssen re- 
gelmäßig erfasst werden, um die Überschul- 
dungentwicklung zu überprüfen. Nur so ist 
es möglich Überschuldung in gesellschaftli- 
che Veränderungsprozesse einzuordnen 
und die eingeleiteten Hilfen zu evaluieren. 
Auf gesamtgesellschaftlicher Ebene lässt 
sich so auch überprüfen, ob Gesetzesverän- 
derungen wie beispielsweise das Insolvenz- 
recht die Überschuldungssituation verän- 
dern. 

Struktur überschuldeter Haushalte 
Es muss ermittelt werden, welche Personen- 
gruppen von Überschuldung betroffen sind. 
Dazu gehört die Erfassung von Informatio- 
nen zu Geschlecht, Alter, Familienstand, Bil- 
dung, Einkommensarten und -höhe, um 
spezifische Problemlagen zu erkennen. 
Diese Daten sollen aber nicht für sich alleine 
stehen, sondern müssen mit weiteren Daten 
der Erhebung vernetzt werden. Nur so kön- 
nen ein spezieller Handlungsbedarf und Un- 
terstützungsleistungen festgelegt werden. 
Hierbei können Fragen im Mittelpunkt ste- 
hen, ob besonders Frauen durch Bürgschaf- 
ten in eine Überschuldungssituation gera- 



ten. Dort wäre dann mehr Informationsar- 
beit zu leisten. 

Schuldenstruktur und Gläubigerstruktur 
Es ist zu ermitteln, welche Schuldenarten 
vorliegen. Der Blick in die Statistik einer Os- 
nabrücker Schuldnerberatung zeigt z.B., 
dass ein Grossteil der Schulden aus Krediten 
stammt.Aber auch Schulden,die die direkte 
Existenz bedrohen, wie Miet- und Energie- 
schulden, haben einen hohen AnteiLVielfach 
liegen bei öffentlichen Gläubigern (Finanz- 
ämtern, Arbeitsamt, Sozialamt, Jugendamt, 
GEZ oder,,Bafög-Amt") Schulden vor. Hieraus 
kann spezieller Handlungsbedarf abgeleitet 
werden. 
Auch muss die Liste der Schuldenarten stän- 
dig angepasst werden. Telekommunikati- 
onsschulden sind z.B. in den letzten Jahren 
sprunghaft angestiegen und heute schon 
eine zählbare Größe, die nicht mehr unter 
Sonstiges abzuhaken ist. Eine differenzierte 
Erfassung ist notwendig, um Entwicklungen 
in der ,,Kreditgesellschaft" feststellen und 
wirksam gegensteuern zu können. 
Ein solcher Bericht muss auch danach fra- 
gen, wer an der Überschuldung beteiligt ist. 
Eine detaillierte Erfassung der Gläubiger 
(Banken,Versandhäuser,Ämter,Telekommu- 
nikationsunternehmen etc.) ist notwendig, 
um Forderungen nach politischen und ge- 
setzlichen Veränderungen zum Schuldner- 
schutz abzuleiten und in den politischen 
Prozess einzubringen. 

Ursachen 
Weiterhin sollen lnformationen zu den Ur- 
sachen von Überschuldung ermittelt wer- 
den. Arbeitslosigkeit, Unfall, Scheidung, 
Konsumverhalten wurden bereits exempla- 
risch genannt.Ziel muss es hierbei sein, die 
Schuldendynamik qualitativ aufzudecken: 
Es ist z.B. sicherlich in unserer Gesellschaft 
normal, die Wohnungseinrichtung mit ei- 
nem Kredit zu finanzieren. Kommt es dann 
zu einer starken Einkommenseinbuße 
durch Wegfall eines Einkommens,zum Bei- 
spiel durch Kinderbetreuung, ist die Zah- 
lung der Raten nicht mehr gewährleistet. 
Welchen Verlauf die Verschuldung in dieser 
Situation nimmt, i s t  sehr unterschiedlich. 
Oft wird ein neuer Kredit aufgenommen, 
um den alten zu finanzieren. Wenn dann 
keine Verbesserung der Einkommenssitua- 
tion eintritt, ist der Weg in die Überschul- 
dung fast vorprogrammiert. 
An welchem Punkt, durch welche Auslöser 
schlägt Verschuldung in Überschuldung 
um? Hier ist durch die Erkenntnisse der Erhe- 
bung gezielte Präventionsarbeit zu leisten. 
Folgen 
Ein umfassender Bericht muss auch die sozi- 
alen und individuellen Folgen von Über- 
schuldung erfassen. Führt die bestehende 
Situation zu Wohnungsverlust oder zu Ar- 
beitslosigkeit? Leiden die Betroffenen unter 
einem Verlust sozialer Anerkennung? Entste- 

hen besondere familiäre Konflikte oder 
Krankheiten? 
Geraten die Überschuldeten in einen Sog hi- 
nein, weil durch den Verlust des Girokontos 
zusätzliche Kosten entstehen, oder weil die 
Arbeitssuche zusätzlich erschwert wird? 
Auch die Ermittlung dieser Daten soll dazu 
dienen, gezielte Hilfsangebote zu entwi- 
ckeln. 

Umgang mit Überschuldung 
Eine Erhebung zu diesem Themenkomplex 
muss auch fragen,ob die Betroffenen die be- 
stehenden Hilfsangebote in Anspruch neh- 
men. Dabei muss erkundet werden, warum 
sie nicht genutzt werden. Liegt es an man- 
gelnder Information? An zu langen Warte- 
zeiten? An der schlechten Erreichbarkeit? 
Daneben sollte auch erfasst werden,wen die 
Betroffenen als erste Ansprechpartner wäh- 
len. Ist es die Schuldnerberatungsstelle, der 
Pastor, das Betriebsratsmitglied oder die So- 
zialarbeiterin aus dem Stadtteiltreff? Hier lie- 
ßen sich bestehende und akzeptierte Hilf- 
sangebote effektivieren, indem durch geziel- 
te lnformationen die Kompetenzen der An- 
sprechpartner erhöht werden. So könnte 
,,Erste Hilfe" zum Thema Überschuldung di- 
rekt geleistet werden, beispielsweise die Er- 
stellung eines fristgerechten Widerspruches, 
um dann die Betroffenen an diezuständigen 
Stellen weiterzuleiten. 

Kommunale Ansatzpunkte zur Präventi- 
on 
Auch wenn sozialpolitische und gesetzliche 
Veränderungen schwerpunktmäßig auf der 
Bundes- und teilweise Länderebene anzu- 
siedeln sind, gibt es doch Präventionsmög- 
lichkeiten vor Ort. Dazu zählen: 
Verbesserte Aufklärung und lnformationen 
über Überschuldung und Entschuldungsmög- 
lichkeiten. In Presseveröffentlichungen und 
Infobroschüren könnte über die Hintergrün- 
de von Überschuldung informiert werden, 
Strategien für den Umgang mit Überschul- 
dung (,,Was ist zu tun, wenn ..." ) könnten er- 
läutert werden. Schuldenberatungsstellen 
könnten hier vorgestellt werden. 
Ausbau von Schuldenberatung. Es i s t  allge- 
mein bekannt, dass Beratungsstellen für 
Überschuldete vollkommen überlaufen sind. 
Wartezeiten von 3-4 Monaten sind 
inzwischen üblich. Präventionsarbeit und 
zeitintensive allgemeine Sozialberatung 
können unter diesen Bedingungen aber 
kaum noch stattfinden, nur ein Bruchteil der 
Fälle,die ein lnsolvenzverfahren durchlaufen 
könnten, kann real bearbeitet werden. D.h. 
wir haben hier ein sozialpolitisches Gesetz, 
das von vielfach nicht in Anspruch genom- 
men werden kann,weiI die Beratungskapazi- 
täten fehlen. Der Ausbau von kommunaler 
Schuldenberatung ist deshalb dringend ge- 
boten. 
Mehr Hilfestellungen bei bürokratischen Ver- 
fahren.Schuldner/innen sind im Umgang mit 

Mahnbescheiden1 Pfändungs- und Überwei- 
sungsbeschlüssen etc. oft überfordert. Die 
Schuldenberatungsstellen oder Verbraucher- 
zentralen könnten um,,Schulden-Erste-Hilfe- 
Fachkräfte" erweitert werden, die ohne vor- 
herige Wartezeiten sicher stellen, dass der 
Schuldnerschutz gewährleistet ist. Eine Mög- 
lichkeit wäre auch, Rechtspflegerhnnen, 
Bankkaufleute,Sozialberater soweit auszubil- 
den,dass Überschuldete bereits vor Ort quali- 
fizierte Erstberatung erhalten. 
Begleitung Lmit Schulden leben lernen"). 
Überschuldung stellt eine wirtschaftliche 
und eine psychische Belastung für den 
Haushalt dar Dies erfordert Sozialberatung, 
die sowohl die psycho-soziale Stabilisierung 
des Haushaltes sicher stellt, als auch Unter- 
stützung bei der hauswirtschaftlichen Pla- 
nung bietet. Diese ,,begleitende Beratung" 
könnte bei der Schuldenberatung angesie- 
delt werden oder im Rahmen einer,,Allge- 
meinen Sozialberatung" erfolgen. 
Einrichtung kommunaler Bildungsarbeitzum 
Thema Verschuldung/ Überschuldung. Ge- 
schulte Präventionskräfte könnten in Schu- 
len/ Gemeinschaftszentren/ öffentlichen 
Veranstaltungen die Gefahren von Ver- 
schuldung und Überschuldung aufzeigen 
und finanz-rechtliche Kenntnisse vermit- 
teln sowie Grundlagen der hauswirtschaft- 
lichen Planung vermitteln. Die Einstellung 
von Präventionskräften im Rahmen von 
Schuldenberatung wäre hier eine Möglich- 
keit. 
Kommunale Vereinbarung über ein,,Girokonto 
für alle". Die Kommunen, als Gewährträger 
der Sparkassen, könnten mit diesen verein- 
baren, dass jedeR Kunde/Kundin ein Giro- 
konto erhält (bzw. behält), welches auf Gut- 
habenbasis geführt und bei Pfändungen 
nicht gekündigt wird. Denkbar wäre auch 
eine Verabredung mit dem Amtsgericht, 
dass unsinnige Kontopfändungen per se zu- 
rück gewiesen werden. 
Die hier benannten kommunalen Präventi- 
onsansätze wären im Rahmen einer kommu- 
nalen Armuts- und Reichtumsberichterstat- 
tung natürlich zu evaluieren. 

Schluss 
In Zeiten politisch knapp gehaltener Kassen 
sind Forderungen nach sozialpolitischer 
Aufklärung - und dazu sollten Sozialberichte 
dienen - schwerer denn je durchsetzbar. 
Hierzu bedarf es breiter Bündnisse. Wir be- 
mühen uns zur Zeit in Osnabrück mit weite- 
ren engagierten Personen und Institutionen 
im Rahmen der Osnabrücker Sozialkonfe- 
renz ein solches Bündnis zu schaffen und 
werden im Frühjahr 2004 unsere Anforde- 
rungen an ein,,Projekt sozial gerechte Stadt" 
- Bausteine für eine Armuts- und Reichtums- 
berichterstattung - vorlegen. Bei Interesse 
können die gesammelten lnformationen im 
lnternet abgerufen werden: www.osna 
bruecker-sozialkonferenz.de abgerufen wer- 
den. spw 1 / 2004 



Die Steuerreform als Fortsetzung der 
neoliberalen Agenda 201 0 
Konsequenzen desVermittlungskompromisses zur dritten Stufe der 
Steuerreform 

Von Michael Mohri 

Das im Vermittlungsausschuss be- 
schlossene Paket beinhaltet als vorläufiger 
Schlussstein der,,Agenda 2010" umfangrei- 
che Gesetzesänderungen, die hier mit Aus- 
nahme der Unternehmensbesteuerung in 
wichtigen Grundzügen dargestellt werden 
(Quellen:FAZ 16.1 2.2003,S.12; FR 16.1 2.2003, 
S.2; SPD-Bundestagsfraktion 2003).Anschlie- 
ßend werden die makroökonomischen Wir- 
kungen und das makroökonomische Umfeld 
analysiert. Dabei wird deutlich werden,dass 
dieTherapie der Bundesregierung falsch ist .  
Abschließend werden kurzfristige politische 
Handlungsanforderungen formuliert. 

Steuer- und Finanzpolitik 
Bei der Einkommensteuer steigt der Grund- 
freibetrag für das Jahr 2004 auf 7.664 Euro 
(bei Ehegatten: 15.328 Euro). Der Eingangs- 
steuersatz sinkt von 19,9 auf 16,O Prozent, 
der Spitzensteuersatz von 48,5 von auf 45,O 
Prozent. lm Jahr 2005 werden sich die Steu- 
ersätze zwischen 15,O und 42,O Prozent be- 
wegen. Zur Gegenfinanzierung werden die 
Entfernungspauschale für Fahrten zur Ar- 
beitsstätte, der Arbeitnehmerpauschbetrag 
und der Sparerfreibetrag gesenkt. Einen 
Überblick über die individuelle Entlastung 
bei der Einkommensteuer gibtTabelle 1. 
Tabelle 1 zeigt, dass die absolute Entlastung 
mit steigendem Einkommen zunimmt. Dies 
lässt sich, da sich der höhere Grundfreibe- 
trag bei steigenden Einkünften wegen der 
Progressionswirkung überproportional aus- 
wirkt, kaum vermeiden, könnte aber durch 
eine geschickte Tarifgestaltung begrenzt 
werden. Durch den auf 45% abgesenkten 
Spitzensteuersatz werden die Einkommens- 
bezieher jenseits von 60.000 Euro besonders 
stark entlastet. Diese haben jedoch eine ge- 
ringe Konsumneigung,was den konjunktur- 
belebenden Effekt der Steuersenkung min- 
dert. Der Umstand, dass Verheiratete mit ei- 
nem Kind häufig geringer entlastet werden 
als Ledige, stellt einen weiteren sozialen 
Missstand dar. 
Weiter soll zur Gegenfinanzierung das Sub- 
ventionsvolumen der Eigenheimzulage um 
30 Prozent sinken. Die Tabaksteuer wird in 
drei Stufen zu je 1,2 Cent pro Zigarette er- 
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höht. Weiter sind Privatisierungserlöse in 
Höhe von 5,3 Milliarden Euro eingep1ant.A~- 
ßerdem werden entsprechend der Koch- 
Steinbrück-Liste neben dem Arbeitnehmer- 
pauschbetrag und dem Sparerfreibetrag 
weitere Subventionen in einem Schritt um 
12% gestrichen (Belastungswirkung 
insgesamt: 1,2 Mrd. Euro). 
Beschlossen wurde auch eine Steueramnes- 
tie,durch die nicht erklärte Einnahmen (nach 
Abzug einer Werbungskostenpauschale von 
40%) pauschal mit 25% besteuert werden. 
Dadurch werden hinterzogene Einnahmen 
effektiv mit nur 15% besteuert. Von dieser 
Amnestie werden erhebliche Mehreinnah- 
men erhofft. 
Die dringend notwendige Gemeindefinanz- 
reform wird aufgeschoben. So werden Frei- 
berufler entgegen des ursprünglichen Vor- 
habens der Bundesregierung nicht gewer- 
besteuerpflichtig.Ebenso werden ertragsun- 
abhängige Größen wie Zinsen, Mieten und 
Pachten nicht in die Bemessungsgrundlage 
der Gewerbesteuer einbezogen. Die Kom- 
munen sollen aber durch die Senkung der 
Gewerbesteuerumlage um 3 Mrd. Euro, im 
Rahmen der Zusammenlegung von Arbeits- 
losen- und Sozialhilfe (Hartz IV) ab 2005 im 
Saldo um weitere 2,5 Mrd. Euro entlastet 
werden. 

Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
Weiter wurden wichtige arbeitsmarkt- und 
sozialpolitische Änderungen beschlossen, 
bei denen es sich um einschneidende Ände- 
rungen handelt: 
Die Schwelle, bis zu der Betriebe vom Kündi- 
gungsschutz ausgenommen sind, wird von 
fünf auf zehn Mitarbeiter erhöht. Diese Re- 
gelung gilt nur für neu eingestellte Beschäf- 
tigte. Nach Schätzungen des DGB könnten 
dadurch 2 Mio. Arbeitnehmer aus dem ge- 
setzlichen Schutz herausfallen. 
Für Arbeitslose soll künftig im Prinzip jede 
angebotene Arbeit zumutbar sein, sofern sie 
,,nicht sittenwidrig" (Kriminalität, Prostituti- 
on) ist. Die Anforderung,dass die angebote- 
ne Stelle einer tariflichen oder ortsüblichen 
Bezahlung entsprechen muss, wurde gestri- 
chen. 

Gesetzliche Öffnungsklauseln im Tarifrecht 
wird es zwar nicht geben,jedoch werden Ar- 
beitgeber und Gewerkschaften in einer Pro- 
tokollerklärung aufgefordert,,,freiwiIlig" eine 
Flexibilisierung der Flächentarifverträge zu 
vereinbaren. Konsequenzen bei Ausbleiben 
einer solchen Regelung wurden in der Proto- 
kollnotiz aber nicht angedroht. Hiervon und 
auch von der Zumutbarkeitsregelung geht 
ein erheblicher Druck auf das Tarifgefüge 
aus. 

Gesamtwirtschaftliche finanzielle Entlas- 
tung 
Hier sind zum näheren Verständnis mehrere 
(Teil-) Stufen der Steuerreform zu unter- 
scheiden: 
Die zweite Stufe der Steuerreform. Diese 
wurde zur Finanzierung der Flutschäden von 
2003 auf 2004 verschoben, war bereits Ge- 
setz und deshalb nicht unmittelbarer Ver- 
handlungsgegenstand des Vermittlungs- 
ausschusses.Diese führt zu Entlastungen der 
Steuerzahler in Höhe von ca.6 Mrd.Euro. 
Der ersteTeil der dritten Stufe der Steuerre- 
form. Die dritte Stufe der Steuerreform sollte 
ursprünglich 2005 einsetzen,dann nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung kom- 
plett auf 2004 vorgezogen werden und hat 
ohne Gegenfinanzierung ein Entlastungsvo- 
lumen von 15,6 Mrd. Euro (DIW 2004, S. 24). 
Diese dritte Stufe wurde nach dem Kompro- 
miss des Vermittlungsausschusses jedoch in 
zwei Phasen aufgeteilt. Der erste Teil wird im 
Jahr 2004 realisiert und führt - ohne Einbe- 
rechnung der Gegenfinanzierung - zu wei- 
teren Bruttoentlastungen von 9 Mrd. Euro. 
Schließlich der zweite Teil der dritten Stufe 
der Steuerreform. Dieser setzt in 2005 ein 
und beträgt ohne Gegenfinanzierung 6,6 
Mrd. (= 15,6 Mrd.- 9,O Mrd.) Euro. 
Als sei die Differenzierung in Stufen undTeil- 
stufen der Steuerreform nicht schon kompli- 
ziert genug, setzt nun ein wahres Wirrwarr 
über die ,,wahren Entlastungswirkung ein: 
Fest steht, dass die Entlastung im Jahr (aus 
der zweiten Stufe und dem ersten Teil der 
dritten Stufe der Steuerreform) ohne Gegen- 
finanzierung 15,O Mrd. Euro. beträgt.Von In- 
teresse i s t  aber neben der Verteilungswir- 
kung letztlich die Nettoentlastung (abzüg- 
lich Gegenfinanzierung),da nur sie Auskunft 
darüber gibt, inwieweit Haushalte und Un- 
ternehmen nach Berücksichtigung der oben 
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dargestellten Gegenfinanzierung tatsäch- 
lich entlastet wurden. Im Textteil der jüngs- 
ten Prognose des DIW (DIW 2004,524) wird 
allein auf die Entlastung durch den ersten 
Teil der dritten Stufe der Steuerreform abge- 
stellt, da nur diese zur Beurteilung der kon- 
junkturellen Wirkung der Beschlüsse des 
Vermittlungsausschusses von Belang ist. 
Diese wird nach der Reduzierung der Pend- 
lerpauschale mit 8 Mrd. Euro beziffert.Bei der 
Prognoseberechnung scheint das DIW aber 
differenzierter vorgegangen zu sein, wie 
noch zu diskutieren sein wird. 
Nach Angaben des Bundesfinanzministeri- 
ums beträgt die Nettoentlastung durch die 
dritte Stufe der Steuerreform im Jahr 2004 
gerade einmal 636 Mio. Euro. Hinzu kommt 
die Entlastung durch die zweite Stufe der 
Steuerreform, welche auch netto 6 Mrd. Euro 
betragen dürfte, was insgesamt 6,6 Mrd. 
Euro ergibt. In den Folgejahren ergeben sich 
durch den Mix aus Steuersenkung und Ge- 
genfinanzierung aber erhebliche Mehrbe- 
lastungen der Steuerzahler,die für das Jahr 
2005 nach Angaben des Finanzministeriums 
ca. 9 Mrd. Euro betragen (FR 23.1 2.2003, S. 12). 
Diese Rechnung ist um die finanziellen Be- 
lastungen weiterer so genannter Reform- 
maßnahmen im Sozialbereich zu ergänzen, 
die teilweise bereits vorher beschlossen 
wurden und in Tabelle 2 dargestellt sind. 
Demnach betragen die Belastungen durch 
verschiedenen Formen des Sozialabbaus 5,6 
Mrd.Euro in 2004 und 14,5 Mrd.Euro in 2005, 
insgesamt also ca.20 Mrd.Euro. Die Belastun- 
gen im Sozialbereich treffen eher Einkom- 
mensschwache mit einer höheren Konsum- 
neigung. Allerdings sollen die Arbeitneh- 
merhaushalte in 2004 durch sinkende Kran- 
kenkassenbeiträge entlastet werden, deren 
Eintreten und Höhe aber derzeit vielfach 
noch ungewiss ist. Insgesamt geht von die- 
sen Gesetzesänderungen aber eine erhebli- 
che Belastung der Arbeitnehmer- und Rent- 
nerhaushalte aus. 
Rechnet man die steuerlichen Nettoentlas- 
tungen bzw.-belastungen und die Belastun- 
gen durch den Sozialabbau zusammen, er- 
gibt sich in 2004 eine Gesamtentlastung von 
1 Mrd. (= 6,6 Mrd. - 5,6 Mrd.) Euro, in 2005 
eine Gesamtbelastung von 23,5 Mrd. (= - 9 
Mrd.- 14,5 Mrd.) Euro. Dabei ist nicht auszu- 
schließen,dass insbesondere die für das Jahr 
2005 angekündigten Belastungen im Sozial- 
bereich bereits im Jahr 2004 eine kontraktive 
Wirkung entfalten können,wenn die Betrof- 
fenen vorsorglich ihre Sparquote steigern. 
Hinzu kommen Appelle zur Steigerung der 
privaten Altersvorsorge. 

Makroökonomische Wirkungen der drit- 
ten Stufe 
Die makroökonomische Wirkung der dritten 
Stufe der Steuerreform ist nach der Progno- 
se des DIW (2004, S. 16f) geringfügig, die ge- 
samtwirtschaftliche Produktion wird 
dadurch in 2004 um nur 0,2% steigen.Damit 

befindet man 
im Bereich 
Messfehlern, 

sich 
von 
was 

ein ausgesprochen 
mageres Ergebnis 
darstellt. Laut Text- 
teil der jüngsten 
Prognose scheint 
das DIW (2004,s. 24) 
die Berechnun~ des 

wachses auf ein Ent- 1.057 
lastungsvolumen 
von 8 Mrd. Euro 
(Entlastung durch 
den ersten Teil der 
dritten Stufe abzgl. 
Reduzierung der Pendlerpauschale) zu be- des Welthandels aufgrund der prosperieren- 

Tab. 1: Vergleich Einkommensteuer 2003 und 2004 

- 
durch die Steuerbe- 
schlüsse ausgelös- 
ten Produ ktionszu- 

ziehen. Laut einem Interview mit dem DIW- den Entwicklung inden USA und Ostasien, 

Bruttolohn 

jährlich 

20.000 

30.000 

40.000 

Präsidenten Zimmermann dürfte man aber 
eine geringere Entlastungswirkung 
zugrunde gelegt haben. Demnach wurde 
berücksichtigt, dass die Kreditfinanzierung 
nur einen Anteil von 25% ausmacht (nach 
der Korrektur des Ergebnisses des Vermitt- 
lungsausschusses sind es ca. 30%; FAZ 
17.12.2003, S. 11) und der Rest durch Belas- 
tungen an anderer Stelle finanziert wurde 
(Zimmermann 2003). 

50.000 

60.000 

Binnenmarkt schwach - Aufschwung 
durch Export ? 

Einkommensteuer und 

insbesondere in China. Für Deutschland sind 
darüber hinaus Zuwächse des Exports in die 
ost- und mitteleuropäischen Länder von Be- 
deutung (DIW 2004,s. 17-20). 
Die Wirkungen auf den Arbeitsmarkt sind 
gering. Die offizielle Arbeitslosenquote wird 
in 2004 lediglich von 10,3 auf 10,2 Prozent 
zurückgehen. Dabei ging in 2003 die Zahl 
der Arbeitslosen zurück,obwohl die Zahl der 
abhängig Beschäftigten um 1,5% sank,was 
sich primär durch eine Manipulation der Sta- 
tistik erklärt (DIW 2004, S. 21 ff). 

Entlastung 2004 

Solidaritätszuschlag 2003 

13.785 

18.715 

Wie sieht die Gesamtprognose des DIW für Kein Standortproblem 

ledig 

2.504 

5.681 

9.447 

jährlich 

das Jahr 2004 aus? Über die Entwicklung in Die Entwicklung der Exportezeigt auch,dass 
2003 (vorläufige Werte) und die Prognose Deutschland entgegen der weit verbreiteten 
für 2004 für Deutschland, die Europäische neoliberalen Behauptung kein Standortpro- 
Währungsunion und die Europäische Union blem hat. Erstens sind die Angebotsbedin- 

verheiratet 

1 Kind 

92 

2.172 

5.214 

ledig 

289 

408 

553 

8.265 

11.570 

gibt Tabelle 3 Auskunft. Da Deutschland so- gungen in Deutschland schon seit Jahren 
wohl in der EWU als auch in der EU ökono- günstig. Das wichtigste gegenwartsbezoge- 
misch ein großes Gewicht hat, werden zur ne Kriterium für die Wettbewerbsfähigkeit 

verheiratet 

1 Kind 

92 

468 

609 

besseren Vergleichbarkeit Zahlen angege- einer Volkswirtschaft ist der Außenbeitrag, 

711 

966 

ben, bei denen der Einfluss Deutschland her- also der Überschuss der Exporte über die Im- 
ausgerechnet ist. porte. Dieser erreichte bereits im Jahr 2002 
Für Deutschland prognostiziert das DIW für mit 90,7 Mrd. Euro den höchsten Wert nach 
2004 ein Wachstum des Bruttoinlandspro- der Einheit und nahm in 2003 trotz Dollar- 
dukts, das ist die Summe aller produzierten Abwertung noch einmal auf 96,2 Mrd. Euro 
Güter und Dienstleistungen, von 1,4%. zu (DIW 2004,541) 

- - - 

725 

812 

Davon sind nur 0,8% konjunkturell bedingt, Entscheidend beigetragen hat dazu die ge- 
0,6% gehen auf den Zuwachs an Arbeitsta- ringe Steigerung der Lohnstückkosten: Die- 
gen zurück (DIW 2004, S. 17). Dabei bleibt die se sind nach einer Grafik des DIW zwischen 
Entwicklung im privaten Verbrauch 1995 und 2003 real nahezu konstant geblie- 
schwach; der öffentliche Verbrauch wird ben. Deutschland weist seit 1995 zusammen 
sogar rückläufig sein. mit Österreich den geringsten Anstieg der 
Das prognostizierte niedrige Wachstums ba- Lohnstückkosten in der Europäischen Wäh- 
siert auf einer deutlichen Zunahme des Ex- rungsunion auf.Verglichen mit den wichtigs- 
ports bei schwächer steigenden Importen, ten Konkurrenten hat nur Japan eine schwä- 
was zu einem weiteren Anstieg des Außen- chere Entwicklung der Lohnstückkosten zu 
beitrags auf 110,3 Mrd. Euro (zu Preisen von verzeichnen (DIW 2004, S. 38). Dort sanken 
2004) führen soll. Dies soll -zusammen mit die Lohnstückkosten sogar,was für Japan al- 
dem niedrigen Zinsniveau - eine Zunahme les andere als vorteilhaft war. Die sinkenden 
der Bruttoanlageinvestitionen nach sich zie- Lohnstückkosten drückten auf breiter Front 
hen. lm Kern bleibt die Entwicklung der Bin- die Preise und führten zu einer Deflation, 
nennachfrage weiterhin schwach, die Erho- was dort eine tiefe Wirtschaftskrise auslöste, 
lung der Konjunktur stützt sich nach dieser die aufgrund einer expansiven Geld- (Null- 
Prognose hauptsächlich auf eine Zunahme zins-Politik) und Fiskalpolitik mittlerweile 



Besserungstendenzen aufweist,aber (noch) 
nicht überwunden ist (DIW 2004,S.4). 
Betont sei,dass in die Berechnung der Lohn- 
stückkosten bereits die so genannten Lohn- 
nebenkosten (wie Sozialversicherungsbei- 
träge) eingerechnet sind. Die Entwicklung in 
Deutschland kann damit erklärt werden, 
dass die Lohnnebenkosten in dieTarifverein- 
barungen Eingang gefunden haben,was zu- 
sammen der Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität und nach Abzug der Inflationsrate zu 
eben diesem geringen realen Anstieg ge- 
führt hat. Diese Lohnzurückhaltung der Ge- 
werkschaften hatte aber auch zur Folge,dass 
die Binnenkonjunktur in den letzten Jahren 
sehr schwach war. 
Das zweite Gegenargument lautet, dass sich 
ein Standortproblem darin zeigen müsste, 
dass sich die Situation in Deutschland von de- 
nen in anderen Ländern signifikant unter- 
scheidet. Dies ist verglichen mit anderen Län- 
dern der Europäischen Währungsunion nicht 
der Fall, sondern die Probleme der meisten 
Länder der Europäischen Währungsunion 
sind gegenwärtig ähnlich, wenn auch etwas 
schwächer ausgeprägt. Wie ein Blick auf Ta- 
belle 3 zeigt,ist im Durchschnitt dieser Länder 
(ohne Deutschland) die Entwicklung des 
Bruttoinlandsprodukts ähnlich schwach. Die 
standardisierten Arbeitslosenquoten sind im 
Durchschnitt ähnlich hoch. Hiervon bilden 
nur die Niederlande (2003: 3,8%; Schätzung 
für 2004:5,0%),Österreich (4,4% bzw.4,7%), Ir- 
land (4,6% bzw.4,9%) und Luxemburg (3,7% 
bzw. 4,096) eine Ausnahme (DIW 2004, Tab. 
1 .I).  lm Durchschnitt nähern sich die Länder 
der Europäischen Wirtschaftsunion der 3%- 
Defizitgrenze, was außerhalb Deutschlands 
vor allem auf die Entwicklung in den großen 
Ländern Frankreich und Italien zurückgeht 
(DIW 2004,Tab. 2.2). Es gibt nur einen deutli- 
chen Unterschied: Die Entwicklung der Bin- 
nennachfrage verläuft in den anderen Län- 
dern der Europäischen Währungsunion meist 
besser, die Exportentwicklung meist schwä- 
cher als in Deutschland. 
Nur die Entwicklung in den EU-Ländern au- 
ßerhalb der Europäischen Währungsunion 
(Großbritannien, Schweden, Dänemark) ver- 
läuft trotz unterschiedlicher wirtschaftspoli- 
tischer Ausrichtung deutlich besser,was den 
Durchschnitt in der Gruppe der EU-Länder 
(ohne Deutschland) anhebt. Diese Entwick- 
lung legt die Frage nahe,ob die Entwicklung 
in den EWU-Ländern nicht eine Folge der 
Geldpolitik der Europäischen Zentralbank 
ist, welche die Zinsen nur zögerlich gesenkt 
hat und sich bislang weigert, anders als die 
japanische und die chinesische Notenbank 
am Devisenmarkt zu intervenieren. Dabei 
könnte schon eine Zinssenkung der Aufwer- 
tung des Euro entgegenwirken. 

Makroökonomische Risiken 
Die Qualität einer Prognose ist erheblich von 
den zugrunde gelegten Annahmen abhän- 
gig, die exogenen Charakter haben, also 

nicht im Prognosemodell erklärt werden, der US-Dollar seit dem Frühjahr 2002 bereits 
aber die Ergebnisse wesentlich bestimmen. um 27% abgewertet hat. Dies i s t  eine ent- 
Zwei Annahmen seien besonders herausge- scheidende Annahme, was daran deutlich 
stellt und näher diskutiert: zum einen über wird, dass das DIW eher beiläufig davor 
die Wechselkurse, insbesondere zwischen warnt, dass im gegenteiligen Fall der welt- 
US-Dollar und Euro, zum anderen über die weite Aufschwung zum Erliegen kommen 
Nominallohnentwicklung. würde (DIW 2004,5.4). In den letzten Jahren 

konnten aber abrupte und krisenhafte Ab- 
Entwicklung des Wechselkurses zum Dol- wertungen beobachtet werden, die beim 
lar US-Dollar angesichts eines US-Leistungsbi- 
Dargestellt wurde bereits,dass der prognosti- lanzdefizits von derzeit ca. 5% des Bruttoin- 
zierte Aufschwung im Wesentlichen von der landsprodukts (NZZ 19.09.2002, S. 13) nicht 
Exportentwicklung bzw. dem Außenbeitrag ausgeschlossen werden können, was auch 
bestimmt sein soll. Der Export wird makro- vom Nobelpreisträger Joseph Stiglitz so ge- 
ökonomisch kurzfristig durch zwei ökonomi- sehen wird (Interview in FR 31.1.2004, S. 10). 
schevariablen bestimmt: Ein steigendes Aus- Hier besteht ein Risiko, das eintreten kann, 
landseinkommen befördert die Importe des aber nicht eintreten muss.Wenn es aber ein- 
Auslands und somit die Exporte des Inlands. tritt,dann droht eine erhebliche Destabilisie- 
Ein steigender Wechselkurs (in Mengennotie- rung. 
rung als US-Dollar durch Euro) dagegen be- 
deutet eine Aufwertung des Euro,verringert Druck auf die Nominallöhne 
die Exporte und erhöht (bei normaler Reakti- Der Anstieg der Nominallohnlohne war seit 
on) die Importe, so dass der Außenbeitrag 1995 sehr schwach, wodurch Deutschland 
sinkt. In den letzten Monaten konnten wir im im vergangenen Jahr bereits an den Rand ei- 
Verhältnis zu den USA tendenziell beide,aber ner Deflation gebracht wurde (DIW 2004, S. 
gegenläufigen Effekte beobachten. Dadurch 39). Mittlerweile verlangt der Arbeitgeber- 
war im Jahr 2003 die reale Entwicklung der verband Gesamtmeta11,ermuntert durch vo- 
Exporte in die nordamerikanische Freihan- rangegangene Initiativen der öffentlichen 
delszone NAFTA (USA, Kanada,Mexiko) rück- Arbeitgeber und die Protokollerklärung des 
läufig, konnte aber durch Exporte nach Ost- Vermittlungsausschusses,eine weitgehende 
asien und die mittel- und osteuropäischen Öffnungsklausel: Betriebe sollen die Arbeits- 
Länder überkompensiert werden (DIW 2004, zeit von 35 auf 40 Stunden, d.h. um 14,3%, 
S. 17). Im Ergebnis war die Entwicklung der verlängern können und dabei selbst ent- 
Exporte des Jahres 2003 trotz Aufwertung scheiden, ob die Verlängerung der Arbeits- 
des Euro gegenüber dem US-Dollar expansiv. zeit bezahlt wird oder nicht (FR 23.01.2004, 
Eine expansive Entwicklung der Exporte ist 511). Hier soll offensichtlich eine ge- 
aber keineswegs sichergestellt. Ob sie ein- schwächte Gewerkschaft niedergerungen 
tritt, hängt davon ab, ob der Euro insbe- werden, was einen Auftakt für weitere An- 
sondere gegenüber dem US-Dollar weiter griffe auf andere Gewerkschaften darstellen 
aufwertet und wie stark bzw. abrupt der Ef- dürfte. EineVerlängerung der Arbeitszeit um 
fekt dann sein würde.lnteressanterweise hat 14,3% führt nur dann nicht zu erhöhter Ar- 
das DIW in der jüngeren Prognose (DIW beitslosigkeit,wenn die Produktion ebenfalls 
2004) keine explizite Wechselkurs-Prognose um 14,3% steigt, was unrealistisch ist. Unter 
abgegeben, wie dies noch in der Prognose realistischen Annahmen kommt es zu Entlas- 
vom Juli 2003 der Fall war (DIW 2003b, S. sungen und es sinken die Lohnstückkosten, 
438). Damals wurde der Dollar-Euro-Wech- was wie im Fall Japans einen erheblichen 
selkurs mit 1,16 prognostiziert.Bei Erstellung Druck auf die Preise ausübt und eine Lohn- 

angesichts der Tat- 
sache, dass die Öko- 
nomen über keine 
p r o g n o s e f ä h i g e  
Theorie des Wech- 
selkurses verfügen, 
nun einmal auch 
Glückssache. Implizit 
scheint das DIW 
davon auszugehen, 
dass eine abrupt 
starke Abwertung 
des US-Dollars aus- 
bleiben wird, weil 

der jüngeren DIW-Prognose (und auch zum Preis-Spirale nach unten in Gang setzen kann. 
Zeitpunkt der Erstel- 
lung des Artikels) lag 
dieser bei 
(+5,17%). Wechsel- 
kurs~rognosen sind 

Wegfall des Sterbegeldes 

Beitragszahlung für Zahnersatz 

Rentenversicherung 

Übernahme des vollen Beitrags zur 
Pflegeversicherung 

Zuzahlungen 

l~ussetzen der Rentenanpassung I -1.0 I -18  I 

Tab. 2: Finanzielle Auswirkungen der Maßnahmen 

l~usammenlequnn von Arbeitslosen- und ~ozialhi l fe l  / -3,O 1 

im Sozialbereich in  Mrd. Euro 

-3,O 
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Quelle: DIW 2004, Tab. 3.5 
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Tab. 3: Reale Wachstumsraten, Haushaltssituation, Arbeitslosenquoten und Beschäftigung 

Deutschland 

Nachfragekomponenten 

(reales Wachstum) 

privater Verbrauch 

öffentlicher Verbrauch 

Bruttoanlageinvestitionen 

Exporte von Waren und Dienstleistungen 

Importe von Waren und Dienstleistungen 

Deflationsgefahr vorüber ? 
Mittlerweile ist das DIW in Bezug auf die Defla- 
tionsgefahr optimistischer als noch vor einem 
halben Jahr, als erhebliche Gefahren für eine 
deflationäre Entwicklung gesehen und theore- 
tisch begründet wurden (DIW 2003b,S.450f). 
Das ist nicht mehr der Fall,allerdings wird noch 
vorsichtig gewarnt, dass die Entwicklung der 
Konjunktur in Deutschland an einem Scheide- 
punkt stehe (DIW 2004,s. 15). Deflation bedeu- 
tet ein nachhaltiges Sinken des Preisniveaus 
(negative Inflationsraten), was zerstörerische 
Wirkungen für eineVolkswirtschaft hätte.Denn 
die Unternehmen versuchen dann,die sinken- 
den Erlöse durch Kostensenkungen mittels 
Entlassungen oder Nominallohnsenkungen zu 
kompensieren. Die Erlöse sinken erstens des- 
halb,weil die Preise sinken,ohne dass der Ab- 
satz (nennenswert) steigt,weil es für die Konsu- 
menten rational ist,auf noch niedrigere Preise 
zu warten.Zweitens sinkt durch die sich paral- 
lel ausbreitende Arbeitslosigkeit die kaufkräfti- 
ge Nachfrage. Drittens unterbleiben Investitio- 
nen, da die Investitionsgüter zu heutigen Prei- 
sen gekauft werden müssen,die damit produ- 
zierten Waren in der Zukunft aber möglicher- 
weise nurzu sinkenden Preisen abgesetzt wer- 
den können.Viertens droht wegen steigender 
Realzinsen eine Überschuldung von Unterneh- 
men.DieVolkswirtschaft säße dann in einer Fal- 
le, wie sie für die Weltwirtschaftskrise der 30er 
Jahre charakteristisch war und welche 
bekanntlich politisch katastrophale Folgen 
hatte. Der Einfluss der Wirtschaftspolitik, 
insbesondere der Geldpolitik, ist dann erheb- 
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Bruttoschulden 

Finanzierungssaldo 
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Erwerbstätige 

abhängig Beschäftigte 

lich eingeschränkt,da die Notenbankden (no- 
minellen) Leitzins nicht unter null senken kann 
und trotz einer Nullzins-Politik wegen des sin- 
kenden Preisniveaus dann der Realzins steigt. 
Folglich ist es umso wichtiger, lange bevor sich 
eine Deflation  herausbildet,^^ erkennen, dass 
sich die Wirtschaft in diese Richtung bewegt 
und primär durch eine expansive Geldpolitik, 
aber auch eine Schulden finanzierte Fiskalpoli- 
tik entschieden und mit großem Finanzvolu- 
men gegenzusteuern (DIW 2003a, s. 34 ff). 
Nicht nurvon einer Senkung der Nominallöh- 
ne oder einer Verlängerung der Arbeitszeit ge- 
hen deflatorische Wirkungen aus.Auch bei ei- 
ner drastischen Abwertung des Dollar würde 
die Deflationsgefahr wieder aufleben - und 
zwar über mehrere Kanäle: Erstens ginge dann 
sehr wahrscheinlich die wirtschaftliche Stag- 
nation ins vierte Jahr und eine deflatorische 
Lücke über einen so langen Zeitraum dürfte 
bereits zu einem erheblichen Druck auf die 
Preise führen. Zweitens übt eine Abwertung 
des Dollar über sinkende lmportpreise direkt 
einen Druck auf das Preisniveau aus. Drittens 
dürfte eine Abwertung des Dollar auch gegen- 
über der chinesischen und japanischen Wäh- 
rung die Gefahr beinhalten, dass deren Han- 
delsströme teilweise nach Europa umgelenkt 
würden. Das zusätzliche Angebot an Import- 
waren würde dann einen weiteren Druck auf 
das lnlandspreisniveau ausüben.Damit würde 
-ohne staatliche Intervention - der Druck,die 
Löhne zu senken oder die Arbeitszeit zu verlän- 
gern,zunehmen,was wiederum deflationären 
Druck erzeugt. 

Europäische Union 

Zusammenfassung 
Sah es anfangs noch so aus, als habe sich die 
Bundesregierung bei der dritten Stufe der Steu- 
erreform keynesianischer Konzepte bedient, 
zeigt sich bei genauerer Analyse,dass es sich im 
Kern um die Fortsetzung der bisherigen neoli- 
beralen Politik handelt. Arbeitnehmer werden 
bei der Steuerreform kaum entlastet, bei Einbe- 
ziehung der Sozialkürzungen vielmehr deutlich 
belastet.Hinzu kommenVerschlechterungen im 
Kündigungsschutz, bei der Zumutbarkeitsrege- 
lung für Arbeitslose und der Druck auf die Ge- 
werkschaften, dieTarifverträge zu flexibilisieren. 
So gesehen, wäre ein Scheitern des Vermitt- 
lungspakets besser gewesen. Expansive Impul- 
se gehen in 2004 hauptsächlich von der zweiten 
Stufe der Steuerreform aus. Für 2005 ist der kon- 
junkturelle Impuls der Finanzpolitik negativ. 
Möglicherweise wird in der nächsten Zeit die 
Diskussion aufkommen, an der Steuerreform 
zeige sich die Unwirksamkeit des Keynesianis- 
mus.Dieser kann jedoch nicht für eine Politikin 
Haftung genommen werden, die das genaue 
Gegenteil betreibt. 
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Anforderungen an die SPD-Linke 
Die SPD-Linke sollte sich bei weiterer Abwer- 
tung des Dollar frühzeitig und entschieden für 
sofortige Zinssenkung der Europäischen Zen- 
tralbank und ein groß dimensioniertes und 
Schulden finanziertes Beschäftigungspro- 
gramm aussprechen. Wichtige Indikatoren 
und die gegenseitige Verstärkung der multipli- 
kativen Wirkungen sprechen dabei für ein ge- 
meinsames Programm der EWU-Länder. Ob 
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dies zustände käme,ist aberfraglich,da die an- 
deren EWU-Länder einen etwas robusteren 
Binnenmarkt aufweisen und der Handlungs- 
druck nicht ganz so groß ist.Wichtig ist vor al- 
lem eine schnelle Umsetzung,so dass es sinn- 
voll erscheint, zunächst ein nationales Pro- 
gramm aufzulegen und dann dafür einzutre- 
ten,ein europäisches Programm nachzulegen. 
Dies würde bedeuten, in 2004 keine Haushalts- 
konsolidierung durchzuführen,sondern diever- 
schuldung sogarzu erhöhen.DieFolge wäre,dass 
auch in 2005 das Maastricht-Kriterium einer ma- 
ximalen Neuverschuldung von 3% des Bruttoin- 
landsprodukts (BIP) verfehlt würde. Diese aber 
einzuhalten, wurde dem EU-Finanzministerrat j e  
doch zugesagt, wofür dieser im Gegenzug 
vorerst auf die Erhebung einer Geldstrafe von 
0,5% des BIP (ca. 10 Mrd.Euro) verzichtet hat.Ge 
gen diesen Beschluss hat wiederum kürzlich die 
EU-Kommission,vertreten durch den Wirtschafts- 
Kommissar Solbes, Klage beim Europäischen G e  
richtshofeingereicht (FR29.1.2004,S.5).Damit hat 
dieser sich offensichtlich gegen den Kommissi- 
onspräsidenten Prodi durchgesetzt,der noch im 
Herbst 2002 erklärte,dass das 3%-Kriterium,wie 
alle starren Regeln, dumm sei (SZ 18.10.2002,S. 
17).Denn eine sklavische Orientierung an diesem 
Kriterium würde die Finanzpolitikausgerechnet 
dann handlungsunfähig machen, wenn sie, wie 
im Fall nahender Deflation,zu expansivem Han- 

deln geradezu aufgefordert wäre.Außerdem zei- 
gen die Erfahrungen Deutschlands der letzten 
Jahre,dass bereits in der Stagnation eine Konsoli- 
dierung nicht gelingen kann. Das würde erst 
recht gelten,wenn die Deflation mangels recht- 
zeitigen Gegensteuerns eintreten würde. Dann 
würden die Defizipiele jahrelang deutlich ver- 
fehlt,wie man aus den japanischen Erfahrungen 
lernen kann (DIW 2003b,S.452).Darüber hinaus 
bestünde die Gefahr, dass die Deflation auf die 
anderen Länder der Europäischen Wirtschafts- 
union übergreift,womit diesezu einer Deflations- 
gemeinschaft würde, was dazu führen dürfte, 
dass diese wahrscheinlich auseinander fiele. Not- 
wendig ist deshalb nicht nur,dass Defizit-Kriteri- 
um zumindest flexibler zu gestalten,sondern die 
Währungsunion so zu reformieren,dass im Ziel- 
katalog Wachstum, dessen gerechte Verteilung 
und Vollbeschäftigung den gleichen Rang wie 
das lnflationsziel einnehmen (Zinn 1999,S.91f U. 
100).Eine entsprechende Debatte muss offensiv 
geführt werden. 
Durch die Stagnation der letzten Jahre mit ihrer 
Gefahr der Destabilisierung hin zur Deflation ist 
klar geworden,dass Nullwachstum keine Lösung 
darstellen kann.Bei Nullwachstum im Sinne von 
Stillstand würde das kapitalistische Wirtschafts- 
System irgendwann kollabieren (Flassbeck2003). 
Auch die teilweise innerhalb der SPD-Linken 
beobachtbare Wachstumsgläubigkeit führt 

nicht weiter.Zum einen stoßen dauerhaft hö- 
here Wachstumsraten an die Grenzen von 
Ökologie und Ressourcenbestand.Zum ande- 
ren bräuchte man dauerhafte Wachstumsra- 
ten von Ca. 5%, um die Arbeitslosigkeit dras- 
tisch zu reduzieren,was unrealistisch erscheint. 
Von daher ist es notwendig,die Debatte um die 
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnaus- 
gleich wiederzu eröffnen, auch um gegenüber 
den Arbeitgeberverbänden mit deren Forde- 
rung nach Verlängerung der Arbeitszeit wieder 
in die Offensive zu kommen.Angesichts dieses 
Angriffes müssen die Gewerkschaften in ihren 
Tarifkämpfen Unterstützung finden. 
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Sie tickt seit langem - doch explodieren 
muss  sie nicht! 
Anmerkungen zur,demographische Zeitbombe" 

Von 01af Struck 

KeinTag vergeht,ohne dass nicht ir- 
gend einer unser parlamentarischern Vertre- 
ter die Alterung der Gesellschaft zum Argu- 
ment für neuerliche Sparrunden gebraucht. 
Die Sozialversicherungssysteme und allen 
vor an das Rentensystem werden zerbersten 
-so das Argument - wenn die demographi- 
sche Bombe in zwei oder drei Jahrzehnten 
platzt. Der konstatierte Ausweg:Vorbeugend 
runter mit den sozialen Leistungen, nur so 
sei der Sozialstaat zu erhalten. Entgegen die- 
ser zunehmend verbreiteten Auffassung 
möchte ich im folgenden zeigen, dass es 
durchaus Alternativen zu einem solchen 
Szenario gibt. 

tegrationsproblemen zwischen einheimi- so Peterson,,,könnte eine Weltwirtschaftskri- 
schen und ausländischen Lohnabhängigen, se hervorrufen, die Demokratien unter sich 
wenn Gesellschaften aufgrund stetig sinken- begräbt" (Peterson 1999) 
der Verfügbarkeit jüngerer einheimischer Mit dem Schlagwort »demografische Zeit- 
Arbeitskräfte dazu übergehen,verstärkt Zu- bombe« (Abbildung I )  wird in den industria- 
wanderung ermöglichen. Peter Peterson, lisierten Ländern die Erwartung beschrie- 

Die demographische Zeitbombe 

Bevölkerung Sn Tausindje Jahrgang 2001 2050 
9s- - - - 

1. Ausgangssituation: Die Furcht vor 
Überalterung 
In den letzten Jahren wuchs die Befürchtung, 
dass wir uns auf eine globale Alterskrise zu 
bewegen. Und immer häufiger konnten wir 
lesen, dass diese Verschiebung der Alterspy- 
ramide mit enormen sozialen Krisen einher- 
gehen wird. Befürchtet wird,dass die wach- 
sende Zahl der Älteren einen stark wachsen- 
den Anteil der öffentlichen Mittel verbrau- 
chen wird, ohne einen eigenen Beitrag zur 
Wohlstandsentwicklung beizusteuern. Die 
größte Sorge gilt dem Rentensystem. Dies 
stehe - so die Auffassung - aufgrund der 
Änderung des Altersaufbaus der Gesell- 
schaft kurz vor dem Zusammenbruch. 
Immer weniger junge Menschen werden für 
ein menschenwürdiges Leben der Älteren 
aufkommen können. 
Doch die Befürchtungen reichen noch wei- 
ter. So warnen einige Experten - bspw. Im 
Rahmen der Enquete-Kommission ,,Demo- 
graphischer Wandel'' des deutschen Bun- 
destages U. ä - vor der Vertiefung einer Ge- 
rechtigkeitslücke und einem sich bereits ab- 
zeichnenden Generationenkonflikt. Es sei 
nur noch eine Frage der Zeit sei, bis jüngere 
Arbeitnehmer es ablehnten,für den Lebens- 
abend der äIteren,,NassauerU zu sorgen.Vor 
diesem Hintergrund titelte Der Spiegel 
schon im Juli 1989:,,Krieg der Generationen" 
und junge Abgeordnete des Bundestages 
plapperten voller Profilierungssucht die Ar- 
gumente nach.Darüber hinaus rechnen eini- 
ge,,Expertenn mit zunehmenden sozialen In- 

Vorsitzender des Amerikanischen Rates für 
Auswärtige Beziehungen, äußerte die Be- 
fürchtung, dass die globale Altersentwick- 
lung westlicher Gesellschaften erheblich be- 
drohlichere Folgen zeitigen könne als die 
häufig diskutierten Probleme einer Verbrei- 
tung von nuklearen,chemischen oder biolo- 
gischen Waffen, der Klimaveränderung, die 
Folgen der Globalisierung oder der Zunah- 
me ethnische Konflikte.,,Das globale Altern", 

ben, dass sich das Durchschnittsalter der Be- 
völkerung weiter erhöht und diese Alterung 
früher oder später prekäre Ausmaße an- 
nimmt. Gemeinhin misst man sie als Anteil 
der älteren Menschen an der Gesamtbevöl- 
kerung. Für fast alle lndustrienationen gilt 
dann, dass der Anteil der über 60-Jährigen 
an der Gesamtbevölkerung in den nächsten 
30 bis 40 Jahren um 40 Prozent ansteigen 
wird. In Deutschland beispielsweise wird der 
Anteil der über 60-Jährigen,der derzeit noch 
bei 26 Prozent liegt,auf etwa 40 Prozent im 
Jahre 2040 angewachsen sein. Das Durch- 
schnittsalter steigt in dem Zeitraum von 
heute 41 Jahre auf 46 Jahre (Abbildung 2). 

Dr. Olaf Struck, Wissenschaftlicher Assistent am 
versität Jena. 

Institut für Soziologie der Friedrich-Schiller-Uni- 



Soweit so gut.Zunächst is t  jedoch zu fragen, 
warum das ,,Altersproblem" ausgerechnet 
jetzt einen solchen Stellenwert gewinnt. 
Denn dass das Durchschnittsalter moderner 
Gesellschaften zunimmt, is t  kein neues Phä- 
nomen. Seit 150 Jahren haben in allen mo- 
dernen Gesellschaften die Menschen ihre 
Lebensverläufe auf lohnabhängige Er- 
werbsarbeit ausgerichtet, wodurch es zu 
Rückgängen der Geburtenzahlen kam. 
Zugleich steigt im Zuge des Fortschritts in 
Gesundheit und Technik die allgemeine Le- 
benserwartung. In dieser Zeit i s t  in den In- 
dustriestaaten die Lebenserwartung in je- 
der Dekade um zweieinhalb Jahre gestie- 
gen.Ein Grund zur Freude,so sollte man mei- 
nen. Warum sorgt Alterung gerade jetzt für 
Aufregung. 
Fachleute, die vor demografisch bedingten 
wirtschaftlichen oder sozialen Krisen war- 
nen, begründen diese düsteren Prognosen 
stets mit der gleichen Bezugsgröße:dem An- 
teil der Älteren an der Gesamtbevölkerung. 
Sie betrachten gebannt diese Zahl und ge- 
hen offenbar davon aus,dass alles andere in 
der Gesellschaft statisch ist. 
Um diese Annahme zu untermauern, wird 
meist auf die steigende Abhängigkeitsquote 
bzw.fallende Versorgungsquote verwiesen. 
Mit der Versorgungsquote bemisst man das 
zahlenmäßige Verhältnis der Personen im 
berufstätigen Alter zwischen 15 und 65 zu 
denen im Rentenalter über 65. Zur Zeit 
schätzt man, dass diese Quote von heute 4,2 
bis zum Jahr 2040 auf 2,2 fallen wird (Pack 
u.a. 1999). D.h. in 30 Jahren müssen etwa 2 
Erwerbstätige die Mittel für den verdienten 
Ruhestand eines Rentners erwirtschaften. 
Auf den ersten Blick scheint diese Argumen- 
tation durchaus einleuchtend: Ein sinkender 
Anteil Menschen im arbeitsfähigen Alter 
kann nicht eine wachsende Zahl von Rent- 
nern auf hohem Niveau,,mitversorgen". 
Allerdings, i s t  dieses Argument irreführend. 
Dies zeigt schon der einfache Aspekt, dass 
die Anzahl der Menschen im arbeitsfähigen 
Alter,die als erforderlich angesehen wird, um 
einen gesicherten Ruhestand eines Rentners 
zu finanzieren,auch schon in dervergangen- 
heit erheblich zurückgegangen ist, ohne 
dass dies zugleich Krisen ausgelöst hätte. 
1900 betrug die Versorgungsquote noch 14 
zu 1,1960 gerade noch 6 zu 1 und heute 
eben 4,2 zu 1. Die vielzitierte Versorgungs- 
quote i s t  also ein unzuverlässiger Gradmes- 
ser dafür,wie sich eine älter werdende Bevöl- 
kerung versorgen lässt. 

2 Entschärfungsstrategien 
Betrachtet man das wachsende Durch- 
schnittsalter im Kontext einer sich dyna- 
misch entwickelnden Gesellschaft, relativiert 
sich das beschworene Problem beträchtlich. 
Auch wenn einzelne Relativierungsaspekte 
schon des öfteren Gegenstand von Artikel 
dieser Zeitschrift waren (u.a. Weeber SPW 
132, Welti SPW 11 7) möchte ich die Gründe 

H 60 bis 79 
PI420 bis 59 

aufgrund ihrer Bedeutung für Reformalter- 
nativen noch einmal systematisch zusam- 
menfassen: 
I. Erstens: Die Produktivität steigt. Die in- 
dustrialisierten Länder haben im Laufe die- 
ses Jahrhunderts einen enormen Wohl- 
standszuwachs erlebt, während der Anteil 
an Älteren über 60 von 5% um 1900 auf heu- 
te 26% gestiegen ist. Dennoch wird niemand 
ernsthaft behaupten, dass die Menschen zu 
Zeiten Kaiser Wilhelms II. besser gelebt hät- 
ten.Warum sollen wir nun auf einmal davon 
ausgehen, dass es zumindest eine gewisse 
Produktivitätsentwicklung in den nächsten 
30 bis 40 Jahren nicht mehr geben wird? Die 
Produktivität eines Berufstätigen wird sich 
bis zum Jahr 2040 verdoppeln, wenn wir ei- 
nen Produktivitätszuwachs von jährlich 2% 
unterstellen. Das Modell, das der Versor- 
gungsquote zugrunde liegt, negiert Produk- 
tivität und Fortschrittsvermögen. 
II. Zweitens: Dieversorgungsrelationen ver- 
schieben sich. Die genannten statistischen 
Quoten lassen zum einen außer Acht, dass 

eine Zunahme der Gruppe der Älteren ein- 
hergeht mit einem Rückgang der Zahl der zu 
versorgenden Jüngeren. Darüber hinaus ver- 
sorgen schon jetzt die etwa 28 Millionen Er- 
werbstätigen in Deutschland die knapp 80- 
millionenköpfige Bevölkerung. Dabei ist die 
Gesamtquote derjenigen,die selbst kein Ein- 
kommen erwirtschaften, im Laufe der letz- 
ten Jahrzehnte erstaunlich konstant geblie- 
ben. Ausweitung von Bildungszeiten, die 
zum Teil auch das Resultat von schwierigen 
Arbeitsmarktübergängen nach der Ausbil- 
dung sind, eine hohe Zahl von registrierten 
Arbeitslosen von derzeit 4,8 Millionen sowie 
gut weitere 3 Millionen Menschen, die in 
Maßnahmen oder Zuhause auf Arbeitsange- 
bote warten, bieten ein Potential von Perso- 
nen, die gerne bereit sind, in zukünftigever- 
sorgungslücken einzuspringen. Die Beschäf- 
tigungsrate variiert aus wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Gründen und sie variiert 
zeit-, regionen- und Iänderspezifisch. 
In Italien beispielsweise beträgt der Anteil 
der Berufstätigen an der Zahl der Arbeitsfä- 

Abbildung 3: Aktiv Erwerbstätige in der Alterspopulation (15-64) in  % 
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III. Ein dritter Mangel der derzeit diskutierten 
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higen zwischen 15 und 65 Jahren etwa 55 
Prozent, in Deutschland sind es 66, in den 
USA, Japan oder England gut 70, in den Nie- 
derlanden, Schweden, Dänemark, Norwegen 
75 und in der Schweiz80 Prozent (Abbildung 
5). Diese Unterschiede stehen in keinem un- 
mittelbaren Zusammenhang mit der Alters- 
Struktur der jeweiligen Bevölkerung. Be- 
stimmt werden sie vor allem von der Struk- 
tur des jeweiligen Arbeitsmarktes, der Kon- 
junktur sowie von soziokulturellen Faktoren, 
die beispielsweise einen großen Einfluss auf 
den Anteil berufstätiger Frauen haben. 
Daraus folgt,dass,sollte in abstrakten Zahlen 
die Alterung der Bevölkerung zu einem Ab- 
sinken der Versorgungsquote führen, sich 
dies jederzeit durch eine Erhöhung der Zahl 
der tatsächlich Berufstätigen im Arbeitsalter 
ausgleichen ließe. 
Eine Steigerung um fünf Prozent könnte al- 
lein dadurch erreicht werden, dass die Teile 
der Bevölkerung mit einer heute unterdurch- 

schnittlichen Zahl von Berufstätigen aufho- 
len. Heute sind 62 Prozent der Frauen und 80 
Prozent der Männer im Arbeitsalter berufstä- 
tig (Abbildung 6). Würde der Anteil der be- 
rufstätigen Frauen auf 80 Prozent steigen, 
wäre die notwendige Zunahme schon so gut 
wie hergestellt. Berücksichtigt man, dass die 
Frauen der Babyboom-Generation als erste 
halbwegs gleichberechtigt am gesellschaftli- 
chen Leben teilhaben, ist es nicht abwegig 
davon auszugehen, dass die Beschäftigungs- 
rate bei 40- und 60-jährigen Frauen im Laufe 
der nächsten 20 Jahre auf das Niveau von 
Schweden oder der Schweiz steigen wird. 
Das Beispiel des Anteils berufstätiger Frauen 
zeigt, wie vergleichsweise rasch Veränderun- 
gen auf dem Arbeitsmarkt einen höheren Al- 
tersdurchschnitt der Bevölkerung ausglei- 
chen können. Die Möglichkeiten, solche Ver- 
änderungen dann, wenn es notwendig ist, 
durch eine konkrete Beschäftigungs- und 
Familienpolitik herbeizuführen, sind groß. 
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Versorgungsquote ist die Annahme, ältere 
Menschen könnten zur Produktivität nicht 
beitragen. In Deutschland sind derzeit nur 
knapp 38 Prozent aller 55-64-Jährigen auf 
dem ersten Arbeitsmarkt tätig (Abbildung 7). 
Auch hier liegen wir hinter anderen Industrie- 
nationen zurück. Berücksichtigt man,dass im 
Laufe der letzten 30 Jahre immer mehr Be- 
rufstätige frühzeitig in Rente gegangen sind, 
stößt man auf ein weiteres Potenzial an Ar- 
beitskräften. Die Zunahme der Frühverren- 
tung hatte vor allem wirtschaftliche und kei- 
ne demografischen Gründe. Frühverrentunq 
wurde staatlicherseits erfolgreich eingesetzt, 
um die Arbeitslosenquote insbesondereauch 
von Jugendlichen zu senken. Politisch war die 
Frühverrentung für Regierungen ein attrakti- 
ves Mittel der Beschäftigungspolitik.Auch für 
viele Firmen war sie vorteilhaft,da ihnen ein 
kostengünstiges Flexibilitätsinstrument in die 
Hand gelegt wurde. Dies ist in bestimmten 
Phasen gesellschaftlicher Entwicklung richtig, 
zukünftig aber falsch. Denn: Frühverrentung 
ist immer auch Vergeudung von Produktiv- 
kraft. Und viele Menschen, die frühzeitig ver- 
renten werden, würden gerne weiter berufs- 
tätig sein, wenn sie denn die Wahl hätten. 
Zudem is t  sie Ausdruckder Situation in Unter- 
nehmen, die Arbeitskräfte verschleißen las- 
sen, indem der Erhalt und der Aufbau von Bil- 
dung im Alter und zum Teil auch die gesund- 
heitlichen Belastungen vernachlässigt wer- 
den (siehe hierzu auch Beiträge in George, 
Struck 2000). Die mit dem Altersteilzeitgesetz 
und der pauschalen Erhöhung der Rentenzei- 
ten unzureichend zögerlich eingeleitete Um- 
kehr dieser Politik ist gerade vor dem Hinter- 
grund der derzeitig schwierigen Situation für 
Ältere in Unternehmen lediglich ein erster 
rahmender Schritt zum Erhalt und Aufbau 
des produktiven Vermögens Älterer. Wie 
falsch es ist,davon auszugehen,dass Überal- 
terung und eine fallende Versorgungsquote 
unvermeidlich zusammentreffen, zeigt die 
hohe Zahl leistungsfähiger alter Menschen. 
Genauso wenig kann man davon ausgehen, 
dass Menschen dieses Alters in 30 Jahren so 
sein werden,wie die von heute. Die Größe der 
potenziell arbeitsfähigen Bevölkerung geht 
mit einem steigenden Altersdurchschnitt 
nicht zurück, sondern kann im Gegenteil 
deutlich zunehmen. Da immer mehr Men- 
schen auch im fortgeschrittenen Alter ge- 
sund und leistungsbereit sind, besteht kein 
Grund, an einem realen Rentenalter von 61 
oder einer gesetzlichen Maßgabe von 65 
oder 67 festzuhaken. Menschen,die das Ren- 
tenalter erreichen, verwandeln sich nicht 
über Nacht von aktiven Berufstätigen in un- 
produktive Versorgungsfälle. Der 76-Jährige 
Notenbankchef der USA, Alan Greenspan, 
wäre in Deutschland schon seit 11 Jahren 
zwangsverrentet. Mit zunehmender Gesund- 
heit und Lebenserwartung wird auch die Zahl 
älterer Menschen steigen, die arbeiten kön- 
nen und länger arbeiten wollen. Vorausge- 



setzt: Weiterbildung und Arbeitsplatzgestal- 
tung orientieren sich nicht allein an den Be- 
dürfnissen Jüngerer. 
So sollte etwa das Rentenalter oder der Zu- 
gang zu Bildung keine unverrückbare Größe 
sein, sondern auf persönlicher Entscheidung 
beruhen. Korridorregelungen, wie beispiels- 
weise in Finnland, liefen hierfür Bespiele. Die 
Zwangsverrentung, im öffentlichen Dienst 
und in vielen Tarifverträgen fixiert, könnte 
abgeschafft und durch flexiblere Regelun- 
gen ersetzt werden.Vorausgesetzt: Die Zeit 
der Arbeit ermöglicht es in stärkerem Maße 
als bislang Qualifizierung anzupassen und 
Gesundheit zu erhalten. 
Fasst man die Ergebnisse zusammen, dann 
zeigt sich,dass eine Quote,die der Wirklichkeit 
näher kommen soll, das Verhältnis zwischen 
den Rentnern,den Kindern und den nicht-ar- 
beitenden Erwachsenen im Arbeitsalter mit 
der Zahl derjenigen vergleicht,die berufstätig 
sind -ein Aspekt auf den auch schon Weeber 
in der SPW 132 verweist). Eine solche Quote 
sieht dann anders aus,als wenn man nur Rent- 
ner gegen Erwerbsfähige stellt: Ein Erwerbstä- 
tiger versorgt dann schon heute ungefähr 3 
Menschen,sich selbst und zwei weitere. Diese 
Zahl zeigt, wie produktiv die arbeitende Bevöl- 
kerung bereits heute ist. In dreißig bis vierzig 
Jahren könnte,wenn man von einem Zuwachs 
der Produktivität von durchschnittlich 2% aus- 
geht,jede berufstätige Person in der Lage sein 
5 Personen auf heutigem Lebensstandardni- 
veau zu versorgen. Unberücksichtigt ist dabei 
noch,dass sich -wie ich zuvor gezeigt habe - 
die Zahl der Menschen im arbeitsfähigen Alter, 
die arbeiten wollen, sowie der Prozentsatz der- 
jenigen, die tatsächlich Arbeit haben, verän- 
dern wird und verändern Iässt. Hierdurch erge- 
ben sich erhebliche Entlastungspotenziale. 
Diese Zahl der real Erwerbstätigen verändert 
sich rascher und merklicher als die Alterstruk- 
tur einer Bevölkerung. Und anders als die Al- 
tersstruktur,ist die Erwerbstätigenquote leich- 
ter zu beeinflussen.Sie spiegelt in Form von Ar- 
beitslosigkeit die wirtschaftliche Lage wider, 
doch sie dokumentiert auch gesellschaftliche 
Veränderungen, wie z.B.die steigende Zahl be- 
rufstätiger Frauen. 
Die Vorstellung, der steigende Altersdurch- 
schnitt der Bevölkerung führe zu einem 
Mangel an produktiven Arbeitskräften, Iässt 
sich durch Fakten nicht belegen.Zieht man 
alle die genannten Faktoren in Betracht, 
dann wird deutlich,Veränderungen in der re- 
gionalen,der geschlechterspezifischen und 
vor allem in der generationalen Beschäfti- 
gungsquote sind geeignet, die erwarteten 
Probleme zu bewältigen, die durch ein Al- 
tern der Gesellschaft entstehen. 
Schon kleine Korrekturen in den genannten 
Bereichen Familienpolitik (SPW 108, Bau- 
meister 131,Willert 132) Weiterbildung (Hall 
SPW 130), Humanisierung des Arbeitslebens 
und Gesundheitsprävention (Wasem 125) 
würden ausreichen, um die Versorgungs- 
quote auch zukünftig auszugleichen. 

3 Fazit 
Die Furcht vor einer Überalterung der Gesell- 
schaft ist dann auch keine angemessene Re- 
aktion auf wirtschaftliche Probleme oder die 
Situation am Arbeitsmarkt. Und der Fall der 
Versorgungsquote ist kein Naturgesetz. Die 
Furcht vor der Überalterung der Gesellschaft 
verursacht dabei zwei handfeste Probleme: 
Zum einen führen die derzeitigen Kürzungs- 
Maßnahmen dann,wenn sie nicht durch An- 
reize zur Weiterbildung und alters- und frau- 
engerechten Gestaltung von Beschäfti- 
gungssystemen begleitet werden,dazu,dass 
viele von uns in Zukunft schlechter leben 
werden als es nötig ist (Deml SPW 128). 
Zum anderen führt das übertriebene Krisen- 
Szenario dazu, dass allein das Alter an sich als 
Problem wahrgenommen wird.Fast alle Indus- 
triestaaten haben bislang nicht auf die steigen- 
de Zahl gesunder älterer Menschen reagiert. 
Anstatt es zu begrüßen, dass ältere Men- 
schen heute länger wertvolle Arbeit leisten 
und ein unabhängiges Leben führen kön- 
nen, fördern oder erzwingen wir aktiv oder 
durch Unterlassung nach wie vor den Vorru- 

Wohlfahrt heute basiert auf Erwerbsarbeit. 
Und auch wenn sich vormals unmittelbare in- 
dividuelle Kopplungen zwischen Lohnarbeit 
und (Über-)Leben deutlich gelockert haben, 
ist der betrieblich organisierten Erwerbsar- 
beit auch weiterhin ein hoher Stellenwert für 
die Gestaltungsmöglichkeiten von Menschen 
beizumessen.Hieraus ergeben sich dann kon- 
krete Anknüpfungspunkte für eine soziale 
und wohlfahrtssteigernde Neugestaltung 
von Alterung. So erscheint beispielsweise 
eine,,Wiederbelebungn des Konzeptes einer 
,,Humanisierung des Arbeitslebens", das vor 
etwa 25 Jahren Wirkungen erzielte, notwen- 
dig und möglich. Voraussetzung ist hier 
allerdings, dass in deutlich stärkerem Maße 
als damals Kopplungen zwischen Arbeit-, Fa- 
milie-, Qualifikation- und Gesundheit in den 
Vordergrund gerückt werden. Unser Problem 
ist nicht der steigende Altersdurchschnitt.Un- 
ser Problem istVorstellung,dass die heute be- 
stehenden Defizite unweigerlich auch die De- 
fizite von Morgen sein werden und sich viele 
Experten und Politiker damit abfinden. Und 
unser Problem ist,das die eingeleiteten Refor- 

Solidarische Generationen?! 
6. und 7. März 2004 im DGB-Haus Düsseldorf 

Tagung der Hans-Böckler-Stiftung zum Thema 
Generationengerechtigkeit und Sozia1staatu.a. mit Prof. 
Frank Nullmeier, Prof. Winfried Schmähl, Prof. Richard 
Hauser, Prof.Gerhard Bäcker und Sebastian Brandl 

Weitere Infos und Programm unter wwwgenerationen-projekt.de. 
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hestand. Es gibt dafür keine biologischen, 
d.h. körperlichen oder kognitiven Gründe, 
dies ist seit langem Erkenntnis gerontologi- 
scher Forschungen. Die Abnahme von Infor- 
mationsverarbeitungskapazitäten und Re- 
aktionsgeschwindigkeit kann in Lernprozes- 
sen deutlich verzögert sowie durch Erfah- 
rungswissen kompensiert werden. Die 
Brachlegung des Leistungsvermögens älte- 
rer qeschieht aus sozialen Gründen, weil un- 

men der Sozialversicherungssysteme zu einer 
produktiven Wendung in einer alternden Ge- 
sellschaft wenig beitragen. spw 1 12004 
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Wirtschaft, die arm 
macht. 

Horst Afheldt: Wirtschaft, die arm macht. Vom 
Sozialstaat zur gespaltenen Gesellschaft, 
Kunstmann Verlag 2003 

Horst Afheld Iässt seiner ersten Ab- 
rechnung mit dem Neoliberalismus ,,Wohl- 
stand für Niemand?" aus dem Jahr 1994 nun 
zehn Jahre später sein Buch,,Wirtschaft die 
arm macht - vom Sozialstaat zur gespalte- 
nen Gesellschaft" folgen. Der Autor, der sich 
als klarer und radikaler Analytiker zumindest 
seit seiner Kritik der Abschreckungsdoktrin 
(,,Wer zuerst schießt, stirbt als zweiter") An- 
fang der 1980er Jahre einen Namen ge- 
macht hat, Iässt diesmal das Fragezeichen 
weg. Die scheiternden Versuche der rot-grü- 
nen Bundesregierung mit Anpassung an 
neoliberale Glaubenssätze Wachstumsschü- 
be anzustoßen und Arbeitslosigkeit zu be- 
kämpfen mögen ihn in seinemvorhaben be- 
stärkt haben, für einen wissenschaftlichen 
und politischen Ausbruch aus dem,,neolibe- 
ralen Käfig der Globalisierung" zu werben. 
Das Buch zielt auf die ideologischen Funda- 
mente des marktradikalen neoliberalen Ent- 
wicklungswegs und soll nach Auffassung 
des Autors und auch des Verlegers wissen- 
schaftlich und politisch nicht folgenlos blei- 
ben. So hat der Verlag ein Lesezeichen in 
Mehrfarbendruck gefertigt, das als Schaubil- 
der die vier analytischen Aussagen des Au- 
tors über Effizienz der neoliberalen Epoche 
der Weltwirtschaft global und national 
gewissermaßen zur allzeitigen Verfügbarkeit 
für jeden bereitstellt, der am politischen Dis- 
kurs teilnehmen will. 
Seine Grundaussage ist: langfristige Ent- 
wicklungsstrukturen sind ideologieresistent 
und damit auch ideologieentlarvend.Sie zei- 
gen wohin angebliche Patentrezepte ge- 
führt haben, was an wirtschaftlichen Ent- 
wicklungen unausweichlich ist und was poli- 
tisch gesteuert werden kann. 
Die vier Hauptbefunde des Autors, die dem 
Buch seine Richtung geben sind: 
1. Das jährliche Wachstum des Weltsozialpro- 
duktes (pro Kopf der Bevölkerung) hat sich 
in der neoliberalen Epoche seit Mitte der 
1970er Jahre gegenüber der keynesiani- 
schen Epoche von 1950 an halbiert. 
2. Die Ungleichheit zwischen Gewinnerregi- 
onen (an der Spitze USA und Westeuropa 
mit signifikantem Abstand) und Verliererre- 
gionen wächst. 
3. Das reale Bruttosozialprodukt der BRD 
wächst seit 1950 linear, das bedeutet abneh- 
mende jährliche prozentuale Wachstumsra- 
ten. 
4.Die Einkommensentwicklung der Bevölke- 
rung der BRD tendiert zur Spaltung der Ge- 
sellschaft. Nur die Summe der Nettoeinkom- 
men aus Unternehmen und Vermögen lie- 
gen deutlich über der Entwicklung des rea- 

len Bruttoinlandsprodukts. Das monatliche 
Bruttoeinkommen je abhängig Beschäftig- 
ten stagniert im Durchschnitt unterhalb des 
realen Bruttoinlandsprodukts,das Nettoein- 
kommen sinkt seit Beginn der 1990er Jahre. 
Afheldt nimmt diese langfristigen Trends als 
Grundlage einer Diagnose für die Ursache 
des Versagens des Modells der offenen Welt- 
wirtschaft,wenn man die allgemeine Wohl- 
fahrtsmehrung als oberstes Ziel der Welt- 
wirtschaft und der Wirtschaftspolitikansieht. 
Das war schließlich der Konsens des Rheini- 
schen Kapitalismus, wie er mit einem Zitat 
aus Ludwig Erhards Programmschrift,,Wohl- 
stand für alle" unterlegt:,,Maßstab und Rich- 
ter über Gut und Böse der Wirtschaftspolitik 
sind nicht Dogmen der Gruppenstandpunk- 
te, sondern i s t  ausschließlich der Mensch, 
der Verbraucher, das Volk." 
Für den Autor haben sich die Elemente der 
neoliberalen Reformansprüche ,,Wachstum 
steigern, Konjunktur ankurbeln,Gürtel enger 
schnallen, Löhne senken, Kündigungsschutz 
aufheben, Handelshemmnisse beseitigen, 
Unternehmen von Steuern und Abgaben 
entlasten" in den letzten 30 Jahren als nicht 
wirksam erwiesen, um Wohlstand für alle zu 
realisieren. Die Vorstellung, dass Wachstum 
Arbeitsplätze und Wohlstand schaffe, sei 
nicht haltbar, fasst er zusammen. Damit sei 
davon auszugehen, dass Wachstumsschübe 
wegen der Stabilität des realen Wachstums 
als lineares Wachstum als Strategie zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit illusorisch sei, 
bekämpfbar sei bestenfalls konjunkturelle 
Arbeitslosigkeit, wenn die Konjunkturpolitik 
die Binnennachfrage stimuliere. 
Die Diagnose fasst Afheldt in ökonomische 
Grundwahrheiten zusammen, um für eine 
realistische Bewertung angeblich alternativ- 
loser politischer Patentrezepte anzutreten. 
Es fehle an der Bereitschaft zur vorurteilsfrei- 
en nüchternen Analyse der Wirklichkeit in 
Deutschland sowohl für das eigene Land als 
auch für die weltmarktbedingten Rahmen- 
bedingungen, die wohlgemeinte Politikan- 
sätze konterkarierten. 

Steigende Arbeitsproduktivität auf der 
einen Seite und der Weltmarkttrend zur Ver- 
billigung der Erwerbsarbeit relativieren die 
Erfolgsaussichten aller Rezepte zur Beseiti- 
gung der Massenarbeitslosigkeit. Dabei 
kann der Wettlauf um niedrige Löhne auf 
dem globalisierten Arbeitsmarkt nur verlo- 
ren gehen für die Industrieländer; 

Der Standortwettbewerb der Volkswirt- 
schaften auf dem Weltmarkt durch Minimie- 
rung der Produktionskosten führt zur Ver- 
schlechterung der Chancen, wenn versucht 
wird Unternehmen und Kapital stärker zu 
besteuern. Das relativiert die Erfolgsaussich- 
ten aller Konzepte zur Bekämpfung wach- 
sender Ungleichheit in den Gesellschaften, 

Internationales Steuerdumping und 
Steuerfluchtmöglichkeiten zwingt die Staa- 
ten zu Einnahmenverzichten, so dass alle 
Versuche, die Pleite der öffentlichen Hände 
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und Reduzierung öffentlicher Leistungen zu 
vermeiden und die ökonomische Kompe- 
tenz des Staates zu verteidigen in der Gefahr 
des Scheiterns sind. 
Die Schlussfolgerung Ahfeldts ist radikal: 
Was die Politik versucht, der eingeschlagene 
Weg ist verstopft durch die Bedingungen, 
die der weltweite Freihandel setzt. Die Politik 
diskutiert im,,Käfig des weltweiten Freihan- 
dels". Das Ergebnis ist ein Anpassungswett- 
bewerb an die von ihm gesetzten Bedingun- 
gen. Besonders verstärkt wird der Anpas- 
sungszwang für die Staaten,die sich auf den 
Wettbewerb um die Exportweltmeister- 
schaft einlassen. 
Jeder wird bei der lneffizienz eines techni- 
schen Systems, eines Organisationssystems 
nach den Gründen fragen und nach den Än- 
derungsnotwendigkeiten. Wenn die Ände- 
rung nicht möglich ist, wird er nach einem 
alternativen effizienteren System fragen. Af- 
heldt plädiert für den Zielwechsel: statt 
Wachstum und Wachstum des Welthandels 
als Selbstzweck,,Wohlstand für alle überall" 
als oberstes Ziel der Weltwirtschaftsord- 
nung. Das neoliberale Freihandelssystem er- 
weise sich als nicht reformierbar, wenn den 
Gründen für die lneffizienz nicht entgegen- 
gewirkt werden könne. 

Minimierung der Kosten des Produzie- 
rens und des Kapitaleinsatzes führe zur Mini- 
mierung der als Lohn ausfallenden Kauf- 
kraft; 

Der Kampf um die Export-weltmeister- 
schaft führe zum Wettbewerb um die besten 
Produktionsbedingungen ohne Rücksicht 
auf den Binnenmarkt; 

Freihandel erschwere weltweit Arbeits- 
plätze; 

Unregulierte Kapitalströme verursachten 
periodische Wirtschaftskrisen; 
Deshalb schaffe dDas ineffiziente neolibera- 
le Modell schaffe weniger Wohlstand als 

+ 
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möglich, begünstige nur Wenige auf Kosten 
der überwältigenden Mehrheit der Weltbe- 
völkerung und spalte die nationalen Gesell- 
schaften. 
Vor diesem Hintergrund formuliert der Autor 
Wegmarken einer anderen Politik. 
1 .Verlagern der Kosten für die Sozialsysteme 
auf alle. Favorisiert werden unterschiedliche 
steuerfinanzierte Lösungen. Leider bezieht 
er die Lösung über Bürgerversicherungssys- 
teme nicht ein. 
2. Die einseitige steuerliche Belastung des 
Faktors Arbeit gegenüber dem Kapital stop- 
pen und schrittweise auf die Relationen zu 
Beginn der neoliberalen Epoche zurückfüh- 

Gelebte Geschichte 
Hillary Rodham Clinton,,Gelebte Geschichte", 
Econ, München, 2003,670 Seiten, 24,OO Euro 

Hillary Clinton ist die wichtigste Po- 
litikerin in den USA. Über eine Bewerbung 
für die Präsidentschaft im Jahr 2004 i s t  viel 
spekuliert worden.Größtes Hindernis für ei- 
nen solchen Schritt ist ihre Vergangenheit 
als,,First LadyUan der Seitevon Bill Clinton im 
Weißen Haus zwischen 1993 und 2001, die 
ihr eine außerordentlich große Anzahl erbit- 
terter Gegnerlnnen beschert hat. Die Repub- 
likaner setzten denn auch die Perspektive ei- 
ner Präsidentschaftskandidatin Rodham 
Clinton ihrerseits gezielt zur Einwerbung 
von Spenden ein. 
Ihre jetzt erschienene Autobiographie,,Ge- 
lebte Geschichte" kann als Versuch gewertet 
werden, einen Schlussstrich unter ihre Zeit 
im Weißen Haus zu ziehen, und die öffentli- 
che Bewertung dieser Zeit zu verbessern. 
Das Werk ist biographisch nur von geringem 
Interesse. Interessant ist die Frage, welche 
Vorstellungen über aktuelle gesellschaftli- 
che und politische Probleme sich dem Buch 
entnehmen lassen, und welche Lösungsan- 
sätze die Autorin anbietet. 
Die Darstellung des Buches baut chronolo- 
gisch auf dem Lebensweg Hillarys auf. Dabei 
zerfällt das Buch in mehre Diskurse mit 
jeweils unterschiedlichen Adressatenkrei- 
Sen. 
Die Erinnerungen an die Jugendzeit wird in 
etwa den durchschnittlichen Erinnerungen 
von Mittelklasse-Amerikanerlnnen aus der 
,,Baby-Boom-Generation" der ersten Nach- 
kriegszeit entsprechen.Angefangen bei der 
Beschreibung des Alltagslebens über die ge- 
meinsamen Spiele und Fernsehabende mit 
den Eltern bis hin zu den Erfahrungen in der 
Schule. Diese Anspielungen setzen sich mit 
der Beschreibung der Erziehungsversuche 
der Eheleute Clinton an ihrer Tochter fort. 
Eine Identifikation mit der Biographie der 
Autorin wird damit möglich. 
Wann immer Hillary Clinton auf aktuelle ge- 
sellschaftliche oder wirtschaftliche Proble- 

ren. Dazu seien Regelungen gegen die Steu- 
erflucht eine zentrale finanzpolitische Auf- 
gabe aller Staaten. 
3. Dem Freihandel Regeln geben. Dazu seien 
- im Unterschied zu den beiden ersten Weg- 
marken - nationale Politiken gefordert. Da 
dies schwer durchsetzbar sei, gehe es 
zunächst um die Regelsetzung aufTeilmärk- 
ten und deren Repolitisierung. 
4. Europa solle Akteur für eine multipolare 
Weltwirtschaft werden, in der es als Garant 
für die Sozialstaatlichkeit stehe. 
5. Elemente einer anderen Weltwirtschafts- 
ordnung,die nur durch politische Interventi- 
onen erreichbar seien, zielen auf regional 

me zu sprechen kommt, bleiben die Analy- 
sen oberflächlich und die Antworten dürftig. 
Über Schlagworte kommt die Darstellung 
kaum hinaus. 
Als die drei Pfeiler demokratischer Gesell- 
schaft werden bei ihr die Begriffe,,demokra- 
tische Regierung, freie Märkte, Zivilgesell- 
Schaft'' genannt.Zwar werden durchaus Pro- 
bleme und Spaltungen der amerikanischen 
Gesellschaft angesprochen - Gesundheits- 
versicherung, Armut, Rolle der Frau. Dies ge- 
schieht jedoch stets vor dem Hintergrund, 
dass entschlossenes individuelles Handeln 
immer einen Weg aus solchen Krisen finden 
kann, ohne das Systemveränderungen nötig 
sind. 
Ihre politischen Aktivitäten begannen auf 
Seiten der Republikaner. Der Bruch erfolgte 
u.a. auf Grund des Vietnamkriegs. Damit 
stellt sich Clinton in einer der großen polari- 
sierenden Fragen der jüngeren amerikani- 
schen Geschichte auf die Seite der Kriegskri- 
tiker. 
Einziges im gesamten Text konsequent an- 
gesprochenesThema sind die Frauenrechte. 
Hier präsentiert sich Hillary vor allem alsvor- 
kämpferin für rechtliche Gleichheit und die 
Eröffnung von gleichen Berufs- und Karriere- 
möglichkeiten für Frauen, und dass im welt- 
weiten Kontext. Eine gesellschaftliche Analy- 
se, warum Frauen denn noch immer und 
weltweit benachteiligt sind, macht sie nicht. 
Begründet wird ihre Haltung mit der eige- 
nen Erfahrung. Die Ablehnung, die ihr von 
vielen Amerikanerlnnen entgegenschlägt, 
fußt nicht so sehr auf inhaltlichen Differen- 
zen, sondern hat zu einem guten Teil mit un- 
terschiedlichen Vorstellungen über die Rolle 
und das Auftreten von Frauen in Arbeitsle- 
ben und der Politikzu tun. 
An innenpolitischen Themen werden vor al- 
lem der gescheiterte Versuch, eine Gesund- 
heitsreform durchzuführen sowie die Sozial- 
staatsreformen der Regierung Clinton dar- 
gestellt. Das Scheitern der Gesundheitsre- 
form um die Jahreswende 19931 94 wird von 
Hillary Clinton selbst als Zäsur in der Präsi- 
dentschaft von Bill beschrieben. Hillary hatte 
die Koordination des Reformprojektes über- 

notwendige Beschränkungen des freien 
Welthandels, Strategien zur Hebung der 
Masseneinkommen, regional differenzierte 
soziale und ökologische Schutzklauseln, re- 
gional differenzierte Mindestpreise für Ar- 
beit. 
Afheldts Buch ist spannende Pflichtlektüre 
für alle,die sich nicht zufrieden geben wol- 
len mit der angeblichen Alternativlosigkeit 
der gegenwärtigen Politik und intellektuel- 
le Herausforderung an die Phantasielosig- 
keit des gegenwärtigen politischen Diskur- 
ses. 

(Horst Peter, Kassel) 

nommen, deren Kernpunkt die Eingliede- 
rung aller Amerikaner in ein Krankenversi- 
cherungssystem darstellte. Nach dieser Nie- 
derlage bewegte sich Clinton inhaltlich 
deutlich auf die Konservativen zu. 
Eine Erklärung der Lewinsky-Affäre überlässt 
Hillary ausdrücklich dem Gatten. Etwas in- 
tensiver bedient Clinton in dem Buch jene, 
die sich weniger für ihre politischen Aktivitä- 
ten interessieren, sondern etwas über das 
Leben als,,First Lady" erfahren möchten.Wer 
wissen möchte, wann Hillary die Weih- 
nachtsdekoration des Weißen Hauses ausge- 
sucht hat (im Mai, und damit schon fast zu 
spät); welches Geschirr beim Empfang der 
Gouverneure aufzulegen ist; und dass Bill 
der Tochter Chelsea persönlich versucht hat, 
das Autofahren beizubringen, wird bedient. 
Lohnt sich die Lektüre des Buches für eineln 
europäischeln Leserlin? Schwierig. Inhaltlich 
bietet das Buch wenig. Welche Politik von ei- 
ner Präsidentin Hillary Clinton zu erwarten 
wäre, lässt sich nicht wirklich feststellen. 
Clinton versucht,unterschiedliche Personen- 
gruppen anzusprechen. Die Darstellung ih- 



rer politischen Aktivitäten während der Prä- 
sidentschaft von Bill ihre lange berufspoliti- 
sche Erfahrung deutlich machen. Zweiter 
wichtiger Diskurs des Buches ist, sich selbst 
als typische Mittelklasse-Amerikanerin zu 
präsentieren.Angefangen mit der Beschrei- 
bung der eigenen Jugend, über den Um- 
gang mit Krankheits- und Todesfällen im ei- 

genen persönlichen Umfeld bis hin zur Fra- 
gen der Erziehung und Schulbildung der 
Tochter. 
Interessant zu lesen ist das Buch deshalb vor 
allem im inner-amerikanischen Kontext als 
den Versuch, mit den,,Schattenn der Vergan- 
genheit im Weißen Haus aufzuräumen, und 
das eigene Image von der aus der Rolle fal- 

lenden First Lady hin zu einer ernsthaften 
Politikerin aus der Mittelschicht zu verschie- 
ben. Einen Einblick aus erster Hand in die 
Zwänge und Funktionsweisen des amerika- 
nischen politischen Systems erhält der Leser 
in jedem Fall. 

Thilo Scholle, Lünen 

F i t  für den lationsansatz hat zwar im politischen Raum 
gewirkt, aber dadurch gerade an kritischer 
Wirkung verloren. ,,Regulation" wird dann 
nicht mehr als ein Begriff verwendet,der die 
marxistischeTheorie erweitert,sondern wird 
identifiziert mit den eigenen politischen Vor- 
stellungen. Der Regulationsansatz und seine 
politische Rezeption zeigt damit exempla- 
risch,dass materialistische Theorie nie ohne 
Brüche als Ausgangspunkt politischer An- 
sätze genutzt werden kann. 
Dass der Regulationsansatz hingegen wissen- 
schaftlich äußerst ,,lebendign und auch pro- 
duktiv bleibt,zeigt der von Ulrich Brand und 
Werner Raza herausgegebene Band ,,Fit für 
den Postfordismus" deutlich. Er ist ein lesens- 
werter Beitrag,der vor politischen Verkürzun- 
gen warnt und gleichzeitig nicht den Elfen- 
beinturm als Ausblicksturm wählt:,,lnwieweit 
nämlich ein herrschaftskritisches und eman- 
zipatives Potenzial im Regulationsansatz an- 
gelegt ist und fruchtbar gemacht werden 
kann.Und zwar nicht in der schlecht-orthodo- 
xen Annahme, Theorie hätte emanzipative 
Praxen,,anzuleitenU, sondern in der Herausar- 
beitung der historisch-spezifischen struktu- 
rellen Bedingungen, Kräfteverhältnisse sowie 
Grenzen und Möglichkeiten sozialer Akteure 
- und damit auch Grenzen und Möglichkei- 
ten praktischer Kritik in emanzipativer und 
verändernder Absicht." (Raza1Brand:g). 
Selten für Sammelbände enthält der Band 
dabei sowohl kritische Einstiege (so die zu- 
sammenfassenden Beiträgevon RazaIBrand, 
Röttger, Becker und Demiroviz) als auch 
weiterführende und vertiefende Diskussio- 
nen zu den weit verzweigten Forschungsfel- 
dern, die der Regulationsansatz (inzwischen) 
hat (so ZU Naturverhältnissen, Raum und Re- 
gulation, wissensbasierter Ökonomie, gesell- 
schaftstheoretischer Einbettung und Kritik). 
Dabei kommt dem Band zugute, dass er im 
Kontext einer deutsch-österreichischen Ta- 
gung entstanden ist: Die Beiträge sind zwar 
eigenständig, bilden aber einen Diskussions- 
Zusammenhang ab. 
Dass der Regulationsansatz sich kritisch an 
politischen Diskussionen beteiligen kann, 
können dann stellvertretend zwei Beiträge 
des Bandes zeigen: 
Vanessa Redak greift in ihrem Artikel,,Akku- 
mulationsregime des Vermögensbesitzes: 
People's Capitalism" (Redak: 76-88) die Dis- 
kussion um ein finanzmarkt-dominiertes 
Wirtschaftsregime auf und vergleicht dazu 
die Ansätze von Boyer (2000) und Aglietta 

Post ford ismus? 

Theoretisch-politische Perspektiven des Regu- 
lationsansatzes, hg. von Ulrich Brand und Wer- 
ner Raza, I .  Auflage, Münster: Westfälisches 
Dampfboot 2003. 

,,An die verlassenen Gräber der ur- 
sprünglichen Theorie kapitalistischer Regu- 
lation können nun freilich all diejenigen pil- 
gern, die das Projekt einer,,besseren Regulie- 
rung" zu dem ihren gemacht haben, mit 
dem Ziel, die sozialen Konflikte in eine mit 
der Verwertung des Kapitals verträgliche 
Form zu bringen. Mit einer gesellschaftskriti- 
schen Perspektive hat dies kaum mehr etwas 
zu tun." (Röttger: 39) 
Zum,,ewigen Frieden" hat - anders als Rött- 
gers Zitat es nahe legt - die Regulationstheo- 
rie noch nicht gefunden. Allerdings gibt es 
genug potentielle Pilger: Kaum ein theoreti- 
scher Ansatz hat die sozialistische Linke in 
den letzten Jahren so geprägt wie die,,Regu- 
lationstheorie". Der Regulationsansatz war in 
der sozialistischen Linken wohl auch deshalb 
erfolgreich, weil es an dem kritischen Punkt 
der Auseinandersetzung, dem Staatsver- 
ständnis der sozialistischen Linken, ansetzte: 
,,Im Unterschied zu vormals eingängigen öko- 
nomistischen Verkürzungen verstand die Re- 
gulationstheorie das Politische in der Ökono- 
mie nicht als eine abgeleitete Herrschafts- 
form,sondern als Bedingung der Kapitalakku- 
mulation." (Röttger: 18) Insofern bot und bie- 
tet der Regulationsansatz die Möglichkeit,die 
Rolle des Staates und des Politischen besser 
zu analysieren,als es mit der klassisch marxis- 
tischen Theorie möglich war. 
Allerdings: Schlagwörter wie ,,Postfordis- 
mus",,,flexibler Kapitalismus" oder,,Regulati- 
on" sind im linken politischen Raum zwar 
längst zum festen Begriffsinventar gewor- 
den, das aber nur noch selten die instabile 
Kräftekonstellation gegenwärtiger kapitalis- 
tischer Gesellschaften meint und diese kri- 
tisch untersucht:,,Das Besondere der Regula- 
tionstheorie ist demgegenüber, in besonde- 
rer Weise die Krise,also das Unwahrscheinli- 
che des Gelingens der Reproduktion ins 
Zentrum derTheorie zu stellen." (Demiroviz: 
46) Diese erweiterte Krisentheorie, die we- 
sentlich durch die Analyse der Krisenkonstel- 
lation des,,Fordismus" geprägt wurde, wird 
politisch (zwangsläufig) verkürzt. Der Regu- 

(2000). Gerade Aglietta hat in der Neuauflage 
seines Standardwerks Regulation du capitalis- 
me eine Art,,Programm für die Gewerkschaf- 
ten" aufgestellt (vgl. Redak: 78), in dem er vor 
allem die Kapitalbeteiligung der Arbeitneh- 
mer (sprich: Aktienbesitz) als wesentlichen 
Macht- und Durchsetzungsfaktor darstellt. 
Redak hingegen zeigt an statistischem Mate- 
rial,dass sich die reale Entwicklung durchaus 
nicht als Demokratisierung qua Aktienteilha- 
be definieren lässt: Einerseits steht die reale 
Vermögensverteilung dem entgegen - denn 
Aktien zu besitzen ist weitgehend ein Privileg 
der Vermögenden - und andererseits führe 
eine breite Streuung der Aktien gleichzeitig 
zur Machtkonzentration des Managements 
(Redak: 80) und der institutionellen Anleger. 
Es stelle sich daher die Frage,,,ob ein politisch 
emanzipatorischer Weg nicht viel eher darin 
besteht, die Instabilitäten, Widerstände und 
Krisen, die ein solches Regime des Vermö- 
gensbesitzes hervorbringt, zuzuspitzen, als 
[...I affirmativ und eigentlich auch resignativ 
die bessere ,,Verwaltungu der Fonds zu for- 
dern." (Redak86) Gerade bei der gegenwärti- 
gen Privatisierung der Sozialversicherungs- 
Systeme wird die Einschätzung und Analyse 
des Vermögensbesitzes eine zentrale Rolle für 
die sozialistische Linke spielen müssen. 
In dem Beitrag,,Postfordismus und wissens- 
basierte Ökonomie. Eine Reinterpretation des 
Regulationsansatzes" setzt Bob Jessop den 



Mainstream-Diskussionen um die ,,Wissens- 
gesellschaft" a la Stehr einen marxistisch fun- 
dierten Ansatz gegenüber. Anhand des Wi- 
derspruchszwischenTausch- und Gebrauchs- 
wert differenziert Jessop verschiedene Kapi- 
talsorten und untersucht das Konzept der 
,,wissensbasierten Ökonomie", das,,Schritt für 
Schritt hegemonial als Grundprinzip und stra- 

tegischeorientierung für eine wirtschaftliche, nicht um einen neuen,,Traum immer währen- 
politische und soziale Neuordnung" (Jessop: der Prosperität" (Lutz) handeln kann,sondern 
95) durchgesetzt werde und das im Kern zu um einen widerspruchsvollen und krisenbe- 
einer Landnahme vorher nicht-kapitalistisch hafteten, gesellschaftlichen Prozess, der die 
organisierter gesellschaftlicher Teilsysteme Frage nach der Rolle des Staates und politi- 
führt. Die unterschiedlichen staatlichen Stra- schen Handelns neu stellt. 
tegien, intellektuelles Eigentum einzubetten, 
die Jessop skiuiert,zeigen dabei, dass es sich Tobias Gombert, Münster 

Nebensache Mensch beitszeitverkürzung dauerhaft für alle Beschäf- 
tigten zur Grundlage für ein stressfreieres und Raine' Roth 

Rainer Roth, Nebensache Mensch. Arbeitslosig- 
keit in Deutschland, Frankfurt: DVS 2003, ISBN 3- 
932246-39-X 

In einerZeit,da bis tief in die Sozialde- 
mokratie hinein unbestritten scheint,dass eine 
Politikzu Gunsten der Kapitalverwertung und 
zu Lasten der Arbeitslosen und der ärmeren 
Bevölkerungsschichten die einzige Lösung für 
die Überwindung von Massenarbeitslosigkeit 
und Stagnation darstellt, bietet Roth mit sei- 
nem neuen Buch ,Nebensache Mensch' eine 
andere Sicht auf das Phänomen,Arbeitslosig- 
keit in Deutschland'. 
Er beschäftigt sich intensiv mit den Schwierigkei- 
ten der sog. Problemgruppen also den Älteren, 
den Berufsanfängern, den Frauen, den Gering- 
qualifizierten,den Ausländern und den Schwer- 
behinderten. Offenbar setzt sich immer stärker 
eine Sicht in den Medien und auch bei der Mehr- 
heit der Bevölkerung durch,dass die Angehöri- 
gen dieser Schichten für ihreverminderten Chan- 
cen,für schlecht bezahlte Jobs und für Arbeitslo- 
sigkeit selbst verantwortlich seien. Diese Verkeh- 
rung von Ursache und Wirkung ist typisch für die 
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Diskussion in 
Deutschland und bildet eine wesentliche Grund- 
lage für den fortschreitenden Verlust von Selbst- 
wertgefühl bei den Betroffenen. 
Roth schildert an vielen Einzelbeispielen, wie 
schnell eine stabile Lebensperspektive sich in 
eine abschüssige Bahn verwandeln kann, wie 
Familien unter der Arbeitslosigkeit von Mutter 
oder Vater zu leiden haben, wie ungesichert 
eine bestehende Qualifikation gegenüber sich 
hochdynamisch wandelnder Technologie ist. 
Hinter einer mit Akribiezusammengetragenen 
Palette von Untersuchungen zur Lage der Ar- 
beitslosen und der zugespitzten lnterpretation 
dieser Vielzahl von Befunden steht eine Über- 
zeugung: lm Kapitalismus sind die Menschen 
Nebensache, die sich dem Profitinteresse 
gezwungenermaßen unterzuordnen haben. 
Welche Ursachen sind denn nun wirklich ver- 
antwortlich für eine Gesellschaft,die Massenar- 
beitslosigkeit erzeugt, die eine fortschreitende, 
sich verschärfende Spaltung von Arm und 
Reich in Gang gesetzt hat ? 
Hier greift Roth auf die MarxscheTheoriezurück 
und erkennt in der fortwährenden Umwälzung 
zu immer produktiveren, angeblich effiziente- 
ren Produktionsverfahren einerseits ein Mittel, 
die notwendige Arbeitszeit für die Erstellung ei- 
nes Produkts zu verringern,was in Form von Ar- 

selbstbestimmteres Leben sein könnte, wenn 
nicht andererseits dieser Fortschritt sich inner- 
halb des Kapitalismus vollziehen würde. Unter 
diesen gesellschaftlichen Bedingungen führt 
der technische Fortschritt zu Überproduktion 
und Krise. Marx hat dieseTendenz zusammen- 
gefasst im Gesetz tendenziell fallender Profitra- 
ten. Hiernach wird es für das Kapital im fort- 
schreitenden Kapitalismus immer schwieriger, 
die Verwertung des eingesetzten Kapitals zu 
verbessern.lm Gegenteldurch den vermehrten 
Einsatz von Maschinen (Sachkapital) wird 
immer höherer Kapitalvorschuss benötigt, um 
einen bestimmten Gewinn zu erzielen. 
Es soll an dieser Stelle nicht verschwiegen wer- 
den, dass auch unter Marxkennern und linken 
Ökonomen die Gültigkeit gerade dieses Geset- 
zes umstritten ist. Die Belege von Roth für die 
Gültigkeit dieses Gesetzes unter Verweis auf sin- 
kende Nettoumsatzrenditen, sinkende Sachka- 
pitalrenditen und sinkende Kapitalproduktivität 
sind nicht unproblematisch, da diese Kennzif- 
fern in ihrer Ermittlung genügend Fußangeln 
enthalten, um ihren Aussagewert bezweifeln zu 
können. Der behauptete Zusammenhang von 
sinkenden Profitraten und steigenden Aktien- 
kursen erscheint ebenfalls gewagt.An der Börse 
werden Erwartungen in die Zukunft gehandelt, 
die wie bekannt ist, recht weit von der sich ein- 
stellenden Realität entfernt sein können. Die 
,echtei Profitrate steht nur in einem lockeren 
Band zur Gewinnerwartung, deshalb sind die 
Profitraten auch beim Börsendebakel der letz- 
ten Jahre nicht gestiegen, was im Umkehr- 
schluss zur RothsThese zu erwarten wäre. 
Diese Einwände sind jedoch nur von unterge- 
ordneter BedeutungStärkere Beachtung hätte 
meines Erachtens die Rolle der Geldpolitik und 
Nachfragepolitik in einer entwickelten kapita- 
listischen Volkswirtschaft verdient. Auch die 
gewichtige stabilisierende Funktion eines um- 
fangreichen staatlichen Sektors für die kon- 
junkturelle Entwicklung und damit dievermei- 
dung von Höchstwerten bei der Massenar- 
beitslosigkeit könnte deutlicher beschrieben 
werden.Durch eine ausschließlich am Gerech- 
tigkeitspostulat ausgerichtete lnterpretation 
der herrschenden Wirtschaftweise (und seiner 
daraus begründeten Ablehnung) bleiben die 
Möglichkeiten der Gegensteuerung im Kapita- 
lismus möglicherweise unterbelichtet. 
Roths Cred0:Gerechtigkeit ist im Kapitalismus 
nicht vorgesehen und - so vermute ich in der 
Konsequenz - auch nicht durchsetzbar. Ich 
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weiß nicht,ob die Herren Schröder und Scholz 
(Ex-Juso-Vorsitzender und ex KBW) dieser In- 
terpretation großevorbehalte entgegenbrin- 
gen würden. Die Agenda 2010 ist  doch nur 
Ausdruck davon, dass die Wirksamkeit von 
ökonomischen Instrumenten zur Ankurbelung 
der Konjunktur, die Verantwortlichkeit von 
Geld- und Haushaltspolitikfür die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung dank der vorherr- 
schenden neoliberalen Ideologie nicht (mehr) 
anerkannt wird.Vielleicht ist gerade an diesem 
Punkt die Frage der Mystifikation der Verhält- 
nisse neu zu thematisieren:Wieso werden wirk- 
same wirtschaftspolitische Instrumente nicht 
angewendet? Reicht schon der Verdacht, dass 
sie im Nebeneffekt dem Ziel sozialer Gerechtig- 
keit nicht zuwider laufen,aus,sie als untauglich 
zu brandmarken? 
Es bleibt jedoch unbestritten,dass die gegen- 
wärtig betriebene Politikder arbeitsmarkt- und 
sozialpolitischen Deregulierung und Privatisie- 
rung für die Mehrheit der (noch) Beschäftigten 
und Arbeitslosen einevielzahl von Zumutun- 
gen bereithält. Diese zu benennen, ihre Wir- 
kungsweise darzulegen, und dies in einer en- 
gagierten bisweilen polemischen Sprache un- 
terhaltsam und auch für Nichtexpertlnnen 
spannend aufbereitet zu haben, bleibt das Ver- 
dienst des vorliegenden Buches. Dem Bundes- 
kanzler und SPD-Generalsekretär daher drin- 
gend zur Lektüre empfohlen! 

Brigitte Stolz- Willig, (Fran kfurt am Main) 




